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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Justizkosten- und des
Rechtsanwaltsvergutungsrechts (Kostenrechtsanderungsgesetz
2021 - KostRAG 2021)

A. Problem und Ziel

Die Gebuhren des Rechtsanwaltsverglutungsgesetzes (RVG) sind zuletzt zum
1. August 2013 erhdht worden. Mit Blick auf die erheblich gestiegenen Kosten flir den
Kanzleibetrieb und im Interesse einer Teilhabe der Anwaltschaft an der allgemeinen wirt-
schaftlichen Entwicklung erscheint eine erneute Anhebung der gesetzlichen Rechtsan-
waltsvergltung geboten.

Auch die Honorare von Sachverstandigen, Dolmetscherinnen und Dolmetschern sowie
von Ubersetzerinnen und Ubersetzern nach dem Justizvergitungs- und -
entschadigungsgesetz (JVEG) sind zuletzt zum 1. August 2013 an die wirtschaftliche
Entwicklung angepasst worden. Seitdem haben sich die Verglitungen, die Sachverstandi-
ge sowie Sprachmittlerinnen und Sprachmittler auf dem freien Markt erzielen, zum Teil
deutlich von den Honorarsatzen des JVEG entfernt. Um die vergutungsrechtlichen Vo-
raussetzungen daflir zu erhalten, dass den Gerichten und Staatsanwaltschaften weiterhin
qualifizierte Sachverstandige, Sprachmittlerinnen und Sprachmittler in ausreichender Zahl
zur Verfugung stehen, bedarf es einer Anpassung der gesetzlichen Vergitung.

Zudem sind die Entschadigungen fur ehrenamtliche Richterinnen und Richter sowie fir
Zeuginnen und Zeugen nicht mehr angemessen und sollten ebenfalls unter Berticksichti-
gung der wirtschaftlichen Entwicklung angehoben werden.

Mit der Erhéhung der Rechtsanwaltsgebihren sowie der Anpassung der Vergutungen und
Entschadigungen nach dem JVEG sind héhere Ausgaben des Staates in Rechtssachen
verbunden. Gleichzeitig sind auch die Sach- und Personalkosten der Justiz gestiegen.
Daher bedirfen auch die Gerichtsgebihren einer Anpassung.

B. Losung

Zur Anpassung der gesetzlichen Rechtsanwaltsvergitung wird eine Kombination aus
strukturellen Verbesserungen im anwaltlichen Vergutungsrecht sowie einer linearen Erho-
hung der Gebiihren des RVG um zehn Prozent vorgeschlagen. In sozialrechtlichen Ange-
legenheiten sollen die GebUhren um weitere zehn Prozent steigen. Die Gerichtsgeblhren
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sollen ebenfalls linear um zehn Prozent angehoben werden. Zudem sind punktuell weitere
strukturelle Anderungen in den Justizkostengesetzen vorgesehen.

Die Vergltungssatze des JVEG fir Sachverstandige sowie fur Sprachmittlerinnen und
Sprachmittler sollen an die marktiblichen Honorare angepasst und zudem einzelne struk-
turelle Anderungen im Vergltungsrecht vorgenommen werden. Dariiber hinaus sollen die
Entschadigungen flr ehrenamtliche Richterinnen und Richter sowie fir Zeuginnen und
Zeugen an die wirtschaftliche Entwicklung angepasst werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Bei den Landern fiihren die vorgeschlagenen Anderungen zu Mehreinnahmen in Héhe
von rund 86,2 Millionen Euro pro Jahr und zu Mehrausgaben in Héhe von rund 261 Millio-
nen Euro pro Jahr.

Die far 2023 vorgeschlagene Anhebung der Aufwandsentschadigung fur ehrenamtliche
Betreuer und Vormunder fuhrt dartber hinaus zu Mehrausgaben der Lander in Héhe von
rund 11,3 Millionen Euro pro Jahr.

Dem Bund entstehen durch die vorgeschlagenen Anderungen Mehreinnahmen in Hohe
von rund 3,2 Millionen Euro pro Jahr und Mehrausgaben in Hohe von rund 15 Millionen
Euro pro Jahr. Der sich durch die Anderungen ergebende Mehrbedarf an Sach- und Per-
sonalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmafig im jeweiligen Einzelplan ausgegli-
chen werden.

Far Bund, Lander, Gemeinden und Sozialversicherungstrager steigen die Kosten fur die
Inanspruchnahme von anwaltlichen Dienstleistungen je nach Art und Umfang der Inan-
spruchnahme.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Birgerinnen und Biirger

Fur Burgerinnen und Burger entsteht ab 2023 Erfullungsaufwand in Héhe von rund 1,3
Millionen Euro pro Jahr.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Far die Wirtschaft entsteht einmaliger Erfullungsaufwand in Hohe von rund 140 000 Euro.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Zusatzliche Burokratiekosten aus Informationspflichten entstehen nicht.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Bei den Landern entsteht einmaliger Erfullungsaufwand in Hohe von rund 160 000 Euro
sowie ab 2023 jahrlicher Erflllungsaufwand in Hohe von rund 11,3 Millionen Euro. Auf
Bundesebene entsteht einmaliger Erflllungsaufwand in Hohe von rund 5 000 Euro.
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Weiterer Erfullungsaufwand der Verwaltung in nennenswertem Umfang entsteht nicht.

F. Weitere Kosten

Den Bdargerinnen und Burgern sowie der Wirtschaft entstehen im Rahmen der Inan-
spruchnahme der Gerichte Mehrausgaben zum einen in Héhe der Mehreinnahmen des
Bundes und der Lander von rund 89,2 Millionen Euro. Zum anderen verursachen die vor-
geschlagenen Erhdhungen der Vergutungen und Entschadigungen nach dem JVEG
Mehrkosten fir die Blrgerinnen und Blrger sowie fir die Wirtschaft in Héhe von rund 49
Millionen Euro pro Jahr.

Daneben erhéhen sich durch die Anderungen des RVG fiir Blirgerinnen und Blirger sowie
fur die Wirtschaft die Kosten fir die Inanspruchnahme anwaltlicher Leistungen um insge-
samt jahrlich rund 720 Millionen Euro.

Eine Aufteilung der Mehrausgaben auf die Blrgerinnen und Burger einerseits und die
Wirtschaft andererseits ist nicht moglich, da es weder Zahlen noch Anhaltspunkte fur eine
Schatzung hinsichtlich der Verteilung der Verfahren und der Verteilung der unterschiedli-
chen Geschaftswerte zwischen diesen Gruppen gibt.

Daneben sind tendenziell auch Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, zu erwarten, vor allem im Bereich der Rechtschutzversicherun-
gen; die Auswirkungen kénnen aber nicht quantifiziert werden.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Justizkosten- und des
Rechtsanwaltsvergutungsrechts (Kostenrechtsanderungsgesetz
2021 - KostRAG 2021)

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 25. September 2020
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Dr. Dietmar Woidke

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den von
der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Justizkosten- und des
Rechtsanwaltsvergitungsrechts (Kostenrechtsanderungsgesetz 2021 —
KostRAG 2021)

mit Begrindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedlrftig, um den Abschluss des Gesetz-
gebungsverfahrens bis zum Ende des Jahres 2020 zu realisieren.

Federfihrend ist das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz.

Fristablauf: 06.11.20
besonders eilbedirftige Vorlage geméaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemal § 6 Absatz 1 NKRG
ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriiRen
Dr. Angela Merkel
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Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Justizkosten-
und des Rechtsanwaltsvergltungsrechts
(Kostenrechtsdnderungsgesetz 2021 — KostRAG 2021)

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Gerichtskostengesetzes

(1) Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar
2014 (BGBI. | S. 154), das zuletzt durch ... geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 8§ 14 Nummer 3 in dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Worter ,ihre Inanspruch-
nahme” gestrichen.

2. 8§34 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

~Wenn sich die Gebihren nach dem Streitwert richten, betragt bei einem Streitwert bis
500 Euro die Gebuhr 38 Euro. Die Gebuhr erhdht sich bei einem

fur jeden
Streitwert bis angefangenen Be- um
... Euro trag von weiteren ... Euro
... Euro
2 000 500 20
10 000 1000 21
25000 3 000 29
50 000 5000 38
200 000 15 000 132
500 000 30 000 198
tber
500 000 50 000 198%

3. In 8§41 Absatz 5 Satz 1 werden die Worter ,geforderten Miete“ durch die Wérter ,ge-
forderten Miete, bei Feststellung einer Minderung der Miete fir Wohnraum der Jahres-
betrag der Mietminderung” ersetzt.

4. Dem § 58 Absatz 1 werden folgende Satze angeflgt:
,Wird das Unternehmen des Schuldners fortgefihrt, so ist von den bei der Fortflihrung
erzielten Einnahmen nur der Uberschuss zu berticksichtigen, der sich nach Abzug der

Ausgaben ergibt. Dies gilt auch, wenn nur Teile des Unternehmens fortgefihrt werden.*

(2) Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geéndert:
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

In Nummer 1100 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,mindestens 32,00 € durch
die Angabe ,mindestens 36,00 €“ ersetzt.

In Nummer 1255 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,750,00 € durch die Angabe
,825,00 €° ersetzt.

In Nummer 1256 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,100,00 € durch die Angabe
,110,00 €“ ersetzt.

In Nummer 1510 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,240,00 € durch die Angabe
,264,00 € ersetzt.

In Nummer 1511 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,90,00 €* durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 1512 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,15,00 €* durch die Angabe
,17,00 € ersetzt.

In Nummer 1513 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
»22,00 € ersetzt.

In Nummer 1514 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 1520 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,360,00 € durch die Angabe
,396,00 €“ ersetzt.

In Nummer 1521 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,90,00 €* durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 1522 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,180,00 € durch die Angabe
,198,00 € ersetzt.

In Nummer 1523 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,60,00 €* durch die Angabe
,00,00 € ersetzt.

In Nummer 1630 wird jeweils im Gebihrentatbestand das Wort ,Absatz” durch die An-
gabe ,Abs.” ersetzt.

In Nummer 1641 werden im Gebihrentatbestand die Worter ,den §§ 246a, 319 Abs. 6
des Aktiengesetzes, auch i. V. m. 8§ 327e Abs. 2 des Aktiengesetzes oder” durch die
Worter ,§ 246a des Aktiengesetzes (auch i. V. m. § 20 Abs. 3 Satz 4 SchVG), nach
§ 319 Abs. 6 des Aktiengesetzes (auch i. V. m. 8 327e Abs. 2 des Aktiengesetzes) o-
der nach” ersetzt.

In Nummer 1700 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 1810 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,90,00 €* durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 1811 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,60,00 €“ durch die Angabe
,06,00 € ersetzt.

In Nummer 1812 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,06,00 € ersetzt.



19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

37.
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In Nummer 1823 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,180,00 € durch die Angabe
,198,00 € ersetzt.

In Nummer 1824 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 1825 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,90,00 €* durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 1826 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,120,00 € durch die Angabe
,132,00 € ersetzt.

In Nummer 1827 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,60,00 €* durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 2110 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 2111 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
»22,00 € ersetzt.

In Nummer 2112 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,33,00 €* durch die Angabe
,37,00 € ersetzt.

In Nummer 2113 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 2114 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
,22,00 €“ ersetzt.

In Nummer 2118 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 2119 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,30,00 €* durch die Angabe
»33,00 € ersetzt.

In Nummer 2121 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,30,00 €* durch die Angabe
,33,00 € ersetzt.

In Nummer 2124 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,006,00 € ersetzt.

In Vorbemerkung 2.2 Satz 4 wird die Angabe ,Satz 2 durch die Angabe ,Satz 3“ er-
setzt.

In Nummer 2210 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,100,00 € durch die Angabe
,110,00 €“ ersetzt.

In Nummer 2220 wird in der GebUhrenspalte die Angabe ,,100,00 € durch die Angabe
,110,00 €“ ersetzt.

In Nummer 2221 werden in der Gebuhrenspalte die Angabe ,mindestens 120,00 €*
durch die Angabe ,mindestens 132,00 € und die Angabe ,mindestens 60,00 €* durch
die Angabe ,mindestens 66,00 €“ ersetzt.

In Nummer 2230 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,06,00 € ersetzt.
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38.

39.

40.

41.

42.

43.

44,

45,

46.

47.

48.

49.

50.

5l.

52.

53.

54.

55.

56.

In Nummer 2240 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,120,00 € durch die Angabe
,132,00 € ersetzt.

In Nummer 2242 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,240,00 € durch die Angabe
.264,00 €* ersetzt.

In Nummer 2311 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,mindestens 180,00 € durch
die Angabe ,mindestens 198,00 € ersetzt.

In Nummer 2340 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 2350 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
»39,00 € ersetzt.

In Nummer 2362 wird in der Gebiuhrenspalte die Angabe ,4 000,00 €* durch die An-
gabe ,4 400,00 € ersetzt.

In Nummer 2370 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,500,00 € durch die Angabe
,090,00 €° ersetzt.

In Nummer 2371 wird in der Gebluhrenspalte die Angabe ,1 000,00 €* durch die An-
gabe ,1 100,00 €“ ersetzt.

In Nummer 2381 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 2385 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,120,00 € durch die Angabe
,132,00 € ersetzt.

In Nummer 2430 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 2440 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,00,00 € ersetzt.

In Nummer 2441 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,120,00 € durch die Angabe
,132,00 € ersetzt.

In Nummer 2500 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,006,00 € ersetzt.

In Nummer 3110 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,140,00 € durch die Angabe
,155,00 €“ ersetzt.

In Nummer 3111 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,280,00 € durch die Angabe
,310,00 €“ ersetzt.

In Nummer 3112 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,420,00 €* durch die Angabe
465,00 €" ersetzt.

In Nummer 3113 wird in der GebUhrenspalte die Angabe ,560,00 € durch die Angabe
,0620,00 € ersetzt.

In Nummer 3114 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,700,00 € durch die Angabe
L775,00 € ersetzt.
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In Nummer 3115 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,1 000,00 €* durch die An-
gabe ,1 100,00 €* ersetzt.

In Nummer 3116 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,70,00 €* durch die Angabe
.1 7,00 € ersetzt.

In Nummer 3117 werden in der Gebihrenspalte die Angabe ,mindestens 50,00 €*
durch die Angabe ,mindestens 55,00 € und die Angabe ,hdchstens 15 000,00 € durch
die Angabe ,héchstens 16 500,00 € ersetzt.

In Nummer 3150 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,520,00 € durch die Angabe
,D72,00 € ersetzt.

In Nummer 3151 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,370,00 €* durch die Angabe
,407,00 €" ersetzt.

In Nummer 3152 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,210,00 € durch die Angabe
»231,00 €° ersetzt.

In Nummer 3200 wird in der Gebihrenspalte die Angabe 70,00 €* durch die Angabe
,80,00 € ersetzt.

In Nummer 3310 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,140,00 € durch die Angabe
,160,00 € ersetzt.

In Nummer 3311 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,70,00 €* durch die Angabe
,80,00 € ersetzt.

In Nummer 3320 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,290,00 € durch die Angabe
»320,00 €" ersetzt.

In Nummer 3321 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,140,00 € durch die Angabe
,160,00 € ersetzt.

In Nummer 3330 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,430,00 €* durch die Angabe
,480,00 €" ersetzt.

In Nummer 3331 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,290,00 € durch die Angabe
»320,00 € ersetzt.

In Nummer 3340 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,,70,00 €* durch die Angabe
,80,00 € ersetzt.

In Nummer 3341 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,140,00 € durch die Angabe
,160,00 €“ ersetzt.

In Nummer 3410 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
,39,00 € ersetzt.

In Nummer 3420 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
»39,00 € ersetzt.

In Nummer 3430 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,70,00 € durch die Angabe
,78,00 €“ ersetzt.

In Nummer 3431 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
»39,00 € ersetzt.
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76.
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78.

79.

80.
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84.
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87.

88.

89.

90.

91.

92.

93.

In Nummer 3440 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,,70,00 €* durch die Angabe
,78,00 € ersetzt.

In Nummer 3441 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
»39,00 € ersetzt.

In Nummer 3450 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
,39,00 € ersetzt.

In Nummer 3451 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,70,00 €* durch die Angabe
,78,00 € ersetzt.

In Nummer 3510 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,95,00 €* durch die Angabe
,108,00 €° ersetzt.

In Nummer 3511 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,50,00 €* durch die Angabe
,D4,00 € ersetzt.

In Nummer 3520 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,140,00 € durch die Angabe
,162,00 €* ersetzt.

In Nummer 3521 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,,70,00 €* durch die Angabe
,81,00 € ersetzt.

In Nummer 3530 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,50,00 €* durch die Angabe
,D4,00 € ersetzt.

In Nummer 3531 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,95,00 €* durch die Angabe
,108,00 € ersetzt.

In Nummer 3602 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 3910 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,50,00 €* durch die Angabe
,94,00 € ersetzt.

In Nummer 3911 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe , 75,00 € durch die Angabe
,81,00 € ersetzt.

In Nummer 3920 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,006,00 € ersetzt.

In Nummer 4110 werden in der Gebihrenspalte die Angabe ,mindestens 50,00 €"
durch die Angabe ,mindestens 55,00 € und die Angabe ,hdchstens 15 000,00 €" durch
die Angabe ,héchstens 16 500,00 € ersetzt.

In Nummer 4111 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,mindestens 15,00 €“ durch
die Angabe ,mindestens 17,00 €“ ersetzt.

Nummer 4210 wird wie folgt gedndert:
a) Im Gebuhrentatbestand wird nach der Angabe ,OWiG* das Komma gestrichen.

b) In der Gebuhrenspalte wird die Angabe ,60,00 € durch die Angabe ,66,00 € er-
setzt.

In Nummer 4220 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,120,00 € durch die Angabe
,132,00 € ersetzt.
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In Nummer 4221 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,06,00 € ersetzt.

In Nummer 4230 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
»39,00 € ersetzt.

In Nummer 4231 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,,70,00 €* durch die Angabe
,78,00 € ersetzt.

In Nummer 4300 wird in der Gebihrenspalte die Angabe 35,00 €* durch die Angabe
,39,00 € ersetzt.

In Nummer 4301 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
»39,00 € ersetzt.

In Nummer 4302 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 4303 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,30,00 € durch die Angabe
»33,00 € ersetzt.

In Nummer 4304 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,30,00 €“ durch die Angabe
,33,00 € ersetzt.

In Nummer 4401 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 4500 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,60,00 €“ durch die Angabe
,00,00 € ersetzt.

In Nummer 5301 wird in der Gebtihrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
22,00 € ersetzt.

In Nummer 5400 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,06,00 € ersetzt.

In Nummer 5502 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,60,00 €“ durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 6301 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 6400 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,60,00 €“ durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 6502 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 7400 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,,60,00 € durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 7504 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,,60,00 € durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

Nummer 8100 wird wie folgt geéndert:
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113.

114,

115.

116.

117.

118.

1109.

120.

121.

122.

123.

124,

125.

a) In Satz 2 der Anmerkung werden die Woérter ,wenn ein Versaumnisurteil ergeht®

durch die Wérter ,wenn der Einspruch zuriickgenommen wird, ein Versaumnisur-
teil oder ein Urteil nach § 46a Abs. 6 Satz 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes ergeht®
ersetzt.

b) In der Gebihrenspalte wird die Angabe ,mindestens 26,00 € durch die Angabe

,mindestens 29,00 € ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 der Anmerkung zu Nummer 8210 werden nach dem Wort ,Ver-

saumnisurteil* die Worter ,oder Urteil nach § 46a Abs. 6 Satz 2 des Arbeitsgerichtsge-
setzes” eingeflgt.

Nummer 8401 wird wie folgt gefasst:

Gebuhr oder Satz
Nr. Gebuhrentatbestand der Gebuhr nach
§ 34 GKG

,8401 | Verfahren Uber Antrdge auf Ausstellung einer Bescheinigung nach 8§ 57
oder § 58 AVAG oder nach § 1110 ZPO sowie Verfahren iber Antrage auf

Ausstellung einer Bestéatigung nach 8 1079 ZPO........ccccvevviveeiiiieeeiiiieeene 17,00 €°.

In Nummer 8500 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,50,00 €“ durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 8610 wird in der Gebtihrenspalte die Angabe , 70,00 € durch die Angabe
77,00 € ersetzt.

In Nummer 8611 wird in der Gebtihrenspalte die Angabe ,50,00 € durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 8614 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,50,00 €“ durch die Angabe
,55,00 € ersetzt.

In Nummer 8620 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,145,00 € durch die Angabe
,160,00 €“ ersetzt.

In Nummer 8621 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,50,00 €“ durch die Angabe
,05,00 € ersetzt.

In Nummer 8622 wird in der Geblihrenspalte die Angabe , 70,00 € durch die Angabe
77,00 € ersetzt.

In Nummer 8623 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,95,00 € durch die Angabe
,105,00 €“ ersetzt.

In Nummer 8624 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,50,00 €“ durch die Angabe
,D55,00 € ersetzt.

Die Anmerkung zu Nummer 9000 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 2 wird die Angabe ,Nummer 2“ durch die Angabe ,Nummer 3“ ersetzt
und werden nach der Angabe ,Nummer 1“ die Worter ,fir eine Schwarz-Weif3-Ko-

pie ohne Ricksicht auf die GroRe* eingefiigt.

b) In Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 werden die Woérter ,jeder Niederschrift® durch die
Worter ,jedes Protokolls® ersetzt.

Die Anmerkung zu Nummer 9003 wird wie folgt gedndert:



a) Die Absatzbezeichnung ,(1)* wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
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126. In der Anmerkung zu Nummer 9005 werden in Absatz 3 die Worter ,Gebardensprach-
dolmetscher (8 186 Abs. 1 GVG)“ durch die Worter ,Kommunikationshilfen zur Ver-
standigung mit einer hér- oder sprachbehinderten Person (8 186 GVG)“ ersetzt.

127. In Nummer 9006 wird in der Spalte ,H6he* die Angabe ,0,30 €* durch die Angabe

,0,42 € ersetzt.

(3) Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

Streitwert Geblihr Streitwert Geblihr
bis ... € ... € bis ... € ... €
500 | 38,00 | 50000 601,00
1000 | 58,00 | 65000 733,00
1500 | 78,00 | 80000 865,00
2000 | 98,00 | 95000 997,00
3000 |119,00 |110000 | 1 129,00
4000 |140,00 |125000 | 1 261,00
5000 |161,00 |140000 | 1 393,00
6000 |182,00 |155000 | 1 525,00
7000 |203,00 |170000 | 1657,00
8000 | 224,00 |185000 | 1 789,00
9000 | 245,00 |200000 | 1921,00
10000 | 266,00 [230000 | 2119,00
13000 | 295,00 [260000 | 2317,00
16 000 | 324,00 290000 | 2 515,00
19000 |353,00 [320000 | 2 713,00
22000 | 382,00 [350000 | 2911,00
25000 | 411,00 [380000 | 3109,00
30000 | 449,00 |410000 | 3307,00
35000 | 487,00 440000 | 3505,00
40000 |525,00 |470000 | 3 703,00
45000 | 563,00 |500000 | 3901,00¢
Artikel 2

»Anlage 2
(zu 8§ 34 Absatz 1 Satz 3)

Anderung des Gesetzes liber Gerichtskosten in Familiensachen

(1) Das Gesetz Uber Gerichtskosten in Familiensachen vom 17. Dezember 2008
(BGBI. | S. 2586, 2666), das zuletzt durch ... geandert worden ist, wird wie folgt geandert:
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1. In 8 15 Nummer 3 in dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Woarter ,ihre Inanspruch-
nahme* gestrichen.
2. 8§28 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

~WVenn sich die Gebluhren nach dem Verfahrenswertwert richten, betragt bei einem Ver-
fahrenswert bis 500 Euro die Gebuhr 38 Euro. Die Gebuhr erhoht sich bei einem

fur jeden ange-
Verfahrenswert bis |fangenen Betrag um
... Euro von weiteren ... Euro
... Euro
2 000 500 20
10 000 1000 21
25 000 3 000 29
50 000 5 000 38
200 000 15 000 132
500 000 30 000 198
Uber

500 000 50 000 198°.

3. In § 45 Absatz 1 in dem Satzteil nach Nummer 4 wird die Angabe ,3 000 Euro® durch
die Angabe ,4 000 Euro” ersetzt.

(2) Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geéndert:

1. InVorbemerkung 1.3.1 Absatz 2 werden nach dem Wort ,wenn“ die Worter ,zum Zeit-
punkt der Falligkeit der jeweiligen Geblhr* eingefiigt und das Wort ,Euro® durch die
Angabe ,€" ersetzt.

2. Die Anmerkung zu Nummer 1311 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,Euro“ durch die Angabe ,€" ersetzt.
b) Folgender Absatz 5 wird angefiigt:
»(5) Dauert die Vormundschaft oder Dauerpflegschaft nicht langer als drei Mo-
nate, betragt die Gebiihr abweichend von dem in der Geblihrenspalte bestimmten
Mindestbetrag 50,00 €.”

3. Der Nummer 1312 wird folgende Anmerkung angefugt:

,Dauert die Dauerpflegschaft nicht Ianger als drei Monate, betragt die Gebuhr ab-
weichend von dem in der Gebilhrenspalte bestimmten Mindestbetrag 50,00 €.*

4. Dem Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 1313 wird folgender Satz angefugt:
»Absatz 5 der Anmerkung zu Nummer 1311 ist nicht anzuwenden.*

5. In Nummer 1502 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

6. In Nummer 1600 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.
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In Nummer 1601 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 1602 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
»22,00 € ersetzt.

In Nummer 1710 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,240,00 € durch die Angabe
,264,00 € ersetzt.

In Nummer 1711 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,15,00 €* durch die Angabe
,17,00 € ersetzt.

In Nummer 1712 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,20,00 €* durch die Angabe
»22,00 € ersetzt.

In Nummer 1713 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 1714 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,240,00 € durch die Angabe
.264,00 € ersetzt.

In Nummer 1715 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,90,00 €* durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 1720 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,360,00 € durch die Angabe
,396,00 €“ ersetzt.

In Nummer 1721 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,90,00 €* durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 1722 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,180,00 € durch die Angabe
,198,00 € ersetzt.

In Nummer 1723 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,00,00 € ersetzt.

In Nummer 1800 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 1910 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,90,00 €* durch die Angabe
,99,00 €° ersetzt.

In Nummer 1911 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,06,00 € ersetzt.

In Nummer 1912 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 1920 wird in der GebUhrenspalte die Angabe ,,180,00 € durch die Angabe
,198,00 €“ ersetzt.

In Nummer 1921 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,60,00 €“ durch die Angabe
,06,00 € ersetzt.

In Nummer 1922 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,90,00 €* durch die Angabe
,99,00 €° ersetzt.
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26.

27.

28.

29.

30.

31.

In Nummer 1923 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,120,00 € durch die Angabe
,132,00 € ersetzt.

In Nummer 1924 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,60,00 €* durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 1930 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,60,00 €* durch die Angabe
,066,00 €“ ersetzt.

In Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 2000 wird die Angabe ,Nummer 2“ durch die
Angabe ,Nummer 3“ ersetzt und werden nach der Angabe ,Nummer 1“ die Worter ,fur
eine Schwarz-Weil3-Kopie ohne Ricksicht auf die Grofie® eingefiigt.

In Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 2005 werden die Worter ,Gebardensprachdol-
metscher (8§ 186 Abs. 1 GVG)* durch die Warter ,Kommunikationshilfen zur Verstandi-
gung mit einer hor- oder sprachbehinderten Person (§ 186 GVG)* ersetzt.

In Nummer 2006 wird in der Spalte ,H6he® die Angabe ,0,30 € durch die Angabe
,0,42 €° ersetzt.

(3) Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

»Anlage 2
(zu § 28 Absatz 1 Satz 3)
Verfahrenswert Gebihr Verfahrenswert Gebihr
bis ... € .. € bis ... € .. €

500 38,00 50 000 601,00
1000 58,00 65 000 733,00
1500 78,00 80 000 865,00
2000 98,00 95 000 997,00

3 000 119,00 110 000 1129,00
4 000 140,00 125 000 1 261,00
5000 161,00 140 000 1 393,00
6 000 182,00 155 000 1 525,00
7 000 203,00 170 000 1 657,00
8 000 224,00 185 000 1 789,00
9 000 245,00 200 000 1921,00
10 000 266,00 230 000 2 119,00
13 000 295,00 260 000 2317,00
16 000 324,00 290 000 2 515,00
19 000 353,00 320 000 2 713,00
22 000 382,00 350 000 2911,00
25000 411,00 380 000 3 109,00
30 000 449,00 410 000 3 307,00
35000 487,00 440 000 3 505,00
40 000 525,00 470 000 3 703,00
45 000 563,00 500 000 | 3 901,00
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Artikel 3

Anderung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes

Das Gerichtsvollzieherkostengesetz vom 19. April 2001 (BGBI. | S. 623), das zuletzt
durch ... geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 83 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 werden die Worter ,gutlichen Einigung“ durch die
Worter ,gutlichen Erledigung” ersetzt.

2. Dem 8§ 7 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

.Das Gleiche gilt fiir Auslagen, die durch eine von Amts wegen veranlasste Verlegung
eines Termins oder einer Mallnhahme entstanden sind.”

3. Die Anlage (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geandert:

a) Die Nummern 240 und 241 werden wie folgt gefasst:

Nr. Gebuhrentatbestand Gebuhr

,240 | Entsetzung aus dem Besitz unbeweglicher Sachen oder eingetra-
gener Schiffe oder Schiffsbauwerke und die Einweisung in den
BESIZ i 150,00 €

Neben dieser Gebuhr wird gegebenenfalls ein Zeitzuschlag nach Nummer 500 erho-
ben.
241 | Der Gerichtsvollzieher ist nicht mit der Wegschaffung beweglicher
Sachen beauftragt:
Die Gebiihr 240 ermaRigt sich auf ...........ccccoveeveei i, 100,00 €°.

Mit der Gebihr sind auch die Dokumentation der frei beweglichen Sachen im Protokoll
und die Nutzung elektronischer Bildaufzeichnungsmittel abgegolten.

b) In Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 703 werden die Worter ,Gebardensprach-
dolmetscher (8 186 Abs. 1 GVG)“ durch die Worter ,Kommunikationshilfen zur
Verstandigung mit einer hor- oder sprachbehinderten Person (8§ 186 GVG)* er-
setzt.

Artikel 4

Anderung des Gerichts- und Notarkostengesetzes

(1) Das Gerichts- und Notarkostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586), das
zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In 81 Absatz 2 Nummer 21 wird die Angabe ,§ 335 Absatz 4“ durch die Angabe
»8 335a“ ersetzt.

2. 8§ 34 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Die Geblhr betragt bei einem Geschaftswert bis 500 Euro nach Tabelle A
38 Euro, nach Tabelle B 15 Euro. Die Gebihr erhdht sich bei einem
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fur jeden
Geschaftswert angefangenen Be- |in Tabelle A |in Tabelle B
bis ... Euro trag von weiteren um... Euro | um ... Euro
... Euro
2 000 500 20
10 000 1000 21
25 000 3 000 29
50 000 5000 38 10
200 000 15 000 132 27
500 000 30 000 198 50
uber
500 000 50 000 198
5 000 000 50 000 80
10 000 000 200 000 130
20 000 000 250 000 150
30 000 000 500 000 280
uber
30 000 000 1 000 000 120

3. In 8136 Absatz 4 wird die Angabe ,§ 137 Nummer 12“ durch die Woérter ,§ 137 Ab-
satz 1 Nummer 12° ersetzt.

(2) Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geandert:

1. In Vorbemerkung 1.1 Absatz 1 wird das Wort ,Abschnitt* durch das Wort ,Hauptab-
schnitt” ersetzt und werden nach dem Wort ,wenn“ die Woérter ,zum Zeitpunkt der Fal-
ligkeit der jeweiligen Gebuhr* eingeflgt.

2. Der Anmerkung zu Nummer 11101 wird folgender Absatz 3 angefigt:

»(3) Dauert die Betreuung nicht langer als drei Monate, betragt die Gebihr abwei-
chend von dem in der Gebuhrenspalte bestimmten Mindestbetrag 50,00 €.°

3. Die Anmerkung zu Nummer 11102 wird wie folgt geéndert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefiigt:

»(2) Dauert die Betreuung nicht langer als drei Monate, betragt die Gebuhr ab-
weichend von dem in der Gebiihrenspalte bestimmten Mindestbetrag 50,00 €.

4. Die Anmerkung zu Nummer 11103 wird wie folgt geéndert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:
,(2) Absatz 3 der Anmerkung zu Nummer 11101 ist nicht anzuwenden.”

5. Der Anmerkung zu Nummer 11104 wird folgender Absatz 4 angefigt:
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»(4) Dauert die Pflegschaft nicht Ianger als drei Monate, betragt die Geblhr abwei-
chend von dem in der Gebiuhrenspalte bestimmten Mindestbetrag 50,00 €.
Der Anmerkung zu Nummer 11105 wird folgender Absatz 3 angefugt:
»(3) Absatz 4 der Anmerkung zu Nummer 11104 ist nicht anzuwenden.*
Der Anmerkung zu Nummer 12311 wird folgender Absatz 3 angefligt:

»(3) Dauert die Nachlasspflegschaft nicht langer als drei Monate, betragt die Geblihr
abweichend von dem in der Gebuhrenspalte bestimmten Mindestbetrag 50,00 €.°

Die Anmerkung zu Nummer 12312 wird wie folgt geandert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefuigt:
»,(2) Absatz 3 der Anmerkung zu Nummer 12311 ist nicht anzuwenden.*

Nach Nummer 12412 wird folgende Nummer 12413 eingeflgt:

Nr. Gebuhrentatbestand Gebihr oder
Satz der Ge-
bihr nach
§ 34 GNotKG
- Tabelle A

»,12413 | Verfahren Uber die Erteilung einer Bescheinigung, die die Annahme des Am-
tes als Testamentsvollstrecker beStAtIgE............oocvvieiieei e 50,00 €°.

In Vorbemerkung 1.4 Absatz 3 Satz 3 werden die Worter ,und Léschungen® durch ein
Komma und die Wérter ,Léschungen und Entlassungen aus der Mithaft* ersetzt.

Nummer 5 der Anmerkung zu Nummer 14160 wird wie folgt gefasst:

,5. einer oder mehrerer gleichzeitig beantragter Anderungen des Inhalts oder Eintra-
gung der Aufhebung des Sondereigentums; die Gebuhr wird fir jedes betroffene Son-
dereigentum gesondert erhoben; die Summe der zu erhebenden Geblhren betréagt in
diesem Fall hdchstens 500,00 €, bei der Léschung einer VeraufRerungsbeschrankung
nach 8§ 12 des Wohnungseigentumsgesetzes hdchstens 100,00 €.*

Die Anmerkung zu Nummer 15112 wird wie folgt geandert:

a) Dem Wortlaut wird folgender Absatz 1 vorangestellt:

»(1) Die Gebuhr entsteht auch fur das Verfahren vor dem Landwirtschaftsge-
richt Uber das Ersuchen an das Grundbuchamt um Eintragung oder Loschung des
Hofvermerks (8 3 Abs. 1 HéfeVfO).*

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 2.

In Nummer 17006 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
,22,00 €“ ersetzt.

In Nummer 18001 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 18002 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.
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16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

In Nummer 18003 wird in der Gebiuhrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 19110 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,90,00 € durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 19111 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,066,00 €“ ersetzt.

In Nummer 19116 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 19120 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,,180,00 € durch die Angabe
,198,00 €° ersetzt.

In Nummer 19121 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 19122 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,90,00 € durch die Angabe
,99,00 €° ersetzt.

In Nummer 19128 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,,120,00 € durch die Angabe
,132,00 € ersetzt.

In Nummer 19129 wird in der Gebiuhrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

In Nummer 19130 wird in der Gebluhrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,006,00 € ersetzt.

In Nummer 19200 wird in der Gebiuhrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,066,00 € ersetzt.

Nummer 22114 wird durch die folgenden Nummern 22114 und 22115 ersetzt:

Nr. Gebuhrentatbestand Gebihr oder
Satz der Ge-
bihr nach
8 34 GNotKG
- Tabelle B

,22114 | Erzeugung von strukturierten Daten in Form der Extensible Markup Language
(XML) oder in einem nach dem Stand der Technik vergleichbaren Format fir

eine automatisierte Weiterbearbeitung...........cccuveeiiiiiiiiie e 0,2

- hdchstens
125,00 €
22115 | Neben der Geblihr 22114 entstehen andere Gebiihren dieses Unterab-

schnitts:

Die GebUNI 22114 DEIIAGL: ...cceii it 0,1
- héchstens
125,00 €.

Nummer 22125 wird wie folgt geéndert:

a) Die Anmerkung wird wie folgt gedndert:
aa) Der Wortlaut wird Absatz 1.
bb) Folgender Absatz 2 wird angefugt:

»(2) Die Gebuhr entsteht nicht neben der Gebihr 25101.¢
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b) In der Gebuhrenspalte wird die Angabe ,0,6“ durch die Angabe ,0,5“ ersetzt.

In Nummer 23800 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,60,00 € durch die Angabe
,66,00 € ersetzt.

In Nummer 23804 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
,22,00 € ersetzt.

In Nummer 23805 wird in der Gebluhrenspalte die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
»22,00 € ersetzt.

In Nummer 23806 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,240,00 € durch die Angabe
,264,00 € ersetzt.

In Nummer 23807 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,90,00 € durch die Angabe
,99,00 € ersetzt.

In Nummer 23808 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,15,00 € durch die Angabe
,17,00 € ersetzt.

In Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 31005 werden die Worter ,Gebardensprach-
dolmetscher (§ 186 Abs. 1 GVG)* durch die Worter ,Kommunikationshilfen zur Verstan-
digung mit einer hor- oder sprachbehinderten Person (§ 186 GVG)* ersetzt.

In Nummer 31006 wird in der Spalte ,H6he* die Angabe ,0,30 € durch die Angabe
,0,42 €° ersetzt.

In Nummer 32006 wird in der Spalte ,H6he* die Angabe ,0,30 €“ durch die Angabe
,0,42 €“ ersetzt.

In Nummer 32008 werden in der Spalte ,Hohe" die Angabe ,20,00 € durch die Angabe
,30,00 €, die Angabe , 35,00 €“ durch die Angabe ,50,00 € und die Angabe ,60,00 €*
durch die Angabe ,80,00 € ersetzt.
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(3) Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

»Anlage 2
(zu & 34 Absatz 3)
e | Tabolea | Tabelles | s € | Tabelca | Tabeles | be € | Tabelen | Tabelles
€ € € € € €
500| 38,00 15,00] 200000| 1921,00| 435,00|1550000| 8059,00] 2615,00
1 000 58,00 19,00] 230000 2 119,00 485,001 1600000| 8257,00f 2695,00
1 500 78,00 23,001 260000| 2 317,00 535,00| 1650 000| 8 455,00 2 775,00
2000 98,00 27,001 290000| 2515,00| 585,00|1 700000 8653,00| 2855,00
3000| 119,00 33,00| 320000| 2713,00| 635,00]1750000f 8851,00| 2935,00
4000| 140,00 39,00| 350000| 2911,00| 685,00|1800000f 9049,00] 3015,00
5000| 161,00 45,00] 380000| 3109,00 735,00 1850000 9247,00| 3095,00
6 000| 182,00 51,00 410000 3 307,00 785,00 1900 000| 9445,00| 3175,00
7000| 203,00 57,00] 440000 3 505,00 835,00 1950 000| 9643,00| 3255,00
8000| 224,00 63,00 470000| 3 703,00 885,00 2000 000| 9841,00| 3335,00
9000| 245,00 69,00] 500 000| 3901,00 935,00| 2 050 000| 10 039,00 3415,00
10 000| 266,00 75,00 550000| 4099,00| 1015,00|2100000| 10237,00| 3495,00
13 000| 295,00 83,00| 600000| 4297,00| 1095,00|2150000| 10435,00f 3575,00
16 000| 324,00 91,001 650000 4495,00| 1175,00|2200000| 10633,00| 3655,00
19000| 353,00 99,00 700000| 4693,00| 1255,00|2 250000 10831,00| 3735,00
22 000| 382,00 107,00] 750000| 4891,00| 1335,0012300000| 11 029,00| 3815,00
25000| 411,00 115,00] 800000| 5089,00| 1415,00]12 350000 11 227,00| 3895,00
30 000| 449,00 125,001 850000| 5287,00| 1495,00]2400000| 11425,00| 3975,00
35000, 487,00 135,001 900000| 5485,00| 1575,00]2450000| 11 623,00| 4 055,00
40 000| 525,00 145,001 950000| 5683,00| 1655,00]2500000| 11 821,00| 4 135,00
45000| 563,00 155,001 1 000 000| 5881,00| 1735,00]2550000| 12 019,00| 4 215,00
50 000| 601,00 165,001 1 050 000| 6 079,00 | 1 815,00] 2600 000| 12217,00| 4 295,00
65000 733,00 192,0011 100 000| 6 277,00 | 1895,00] 2650 000| 12 415,00| 4 375,00
80 000| 865,00 219,001 150000 6 475,00 1975,00|2700000| 12 613,00| 4 455,00
95 000| 997,00 246,001 1200000 6 673,00 2055,00|2750000| 12811,00| 4 535,00
110 0001 129,00 273,0011 250000 6871,00| 2135,00|2800000| 13009,00| 4615,00
1250001 261,00 300,00| 1300 000| 7 069,00| 2215,00|2850000| 13207,00| 4695,00
140 000 |1 393,00 327,00| 1350 000| 7 267,00| 2295,00|2900000| 13405,00( 4 775,00
155 0001 525,00 354,00| 1400 000| 7 465,00| 2 375,00|2950000| 13603,00| 4 855,00
170 0001 657,00 381,00| 1450 000| 7 663,00| 2 455,00| 3000000| 13801,00| 4 935,00
185 0001 789,00 408,00| 1 500 000| 7 861,00| 2 535,00 ¢
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Artikel 5

Anderung des Justizverwaltungskostengesetzes

Das Justizverwaltungskostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586, 2655), das zu-

letzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltsuibersicht wird nach der Angabe zu 8 5 folgende Angabe eingefiigt:

,§ 5a Elektronische Akte, elektronisches Dokument, Rechtsbehelfsbelehrung®.

Nach 8§ 5 wird folgender § 5a eingefligt:

-3 Ha
Elektronische Akte, elektronisches Dokument, Rechtsbehelfsbelehrung

Fir die elektronische Akte, das elektronische Dokument sowie die Rechtsbehelfs-
belehrung gelten die 88 5a und 5b des Gerichtskostengesetzes entsprechend.”

§ 11 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

In § 22 Absatz 1 Satz 2 werden die Wéorter ,die §§ 5a, 5b, 66 Absatz 2 bis 8, durch die
Worter ,§ 66 Absatz 2 bis 8 sowie“ ersetzt.

In § 25 Absatz 2 werden die Worter ,in der bis zum 27. Dezember 2010 geltenden Fas-
sung® gestrichen.

Die Anlage (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1124 wird in der Gebihrenbetragsspalte die Angabe ,1,50 €" durch die
Angabe ,1,00 € ersetzt.

b) In Nummer 1403 werden im Geblhrentatbestand die Worter ,des Justizbeitrei-
bungsgesetzes” durch die Angabe ,JBeitrG* ersetzt.

c) Die Anmerkung zu Nummer 2000 wird wie folgt geéndert:
aa) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Satz 1 Nummer 3 werden die Worter ,jeder Niederschrift* durch die
Worter ,jedes Protokolls® ersetzt.

bbb) In Satz 2 wird die Angabe ,§ 191a Abs. 1 Satz 2 GVG* durch die An-
gabe ,§ 191a Abs. 1 Satz 5 GVG* ersetzt.

bb) Folgender Absatz 5 wird angefiigt:

»(5) Keine Dokumentenpauschale wird erhoben, wenn Daten im Internet
zur allgemeinen Nutzung bereitgestellt werden.*
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Artikel 6

Anderung des Justizverglitungs- und -entschadigungsgesetzes

(1) Das Justizvergitungs- und -entschadigungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S.

718, 776), das zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst:

,8 9 Honorare fiir Sachverstandige und fur Dolmetscher.

b) Die Angabe zu 8§ 11 wird wie folgt gefasst:

,§ 11 Honorar fiir Ubersetzer".

c) Die Angaben zu den Anlagen 1 und 2 werden wie folgt gefasst:
,Anlage 1  (§ 9 Absatz 1 Satz 1)
Anlage 2 (§ 10 Absatz 1 Satz 1)*.
§ 2 wird wie folgt geéndert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:
~Vurde dem Berechtigten ein Vorschuss nach § 3 bewilligt, so erlischt der An-
spruch auf Vergutung oder Entschadigung nur insoweit, als er tber den bewilligten
Vorschuss hinausgeht.”
b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,Nr. 1 bis 4“ gestrichen.
In § 3 wird die Angabe ,2 000 Euro“ durch die Angabe ,1 000 Euro® ersetzt.
Nach § 4 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:
.Eine Festsetzung der Verglitung ist in der Regel insbesondere dann als angemessen
anzusehen, wenn ein Wegfall oder eine Beschrankung des Vergitungsanspruchs nach
§ 8a Absatz 1 oder 2 Satz 1 in Betracht kommt.*
8 5 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,0,25 Euro® durch die Angabe ,0,35 Euro® ersetzt.
b) In Nummer 2 wird die Angabe ,,0,30 Euro“ durch die Angabe ,0,42 Euro® ersetzt.
8 7 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
a) Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
»3. fur Farbkopien und -ausdrucke bis zu einer Gré3e von DIN A3 1 Euro je Seite
fur die ersten 50 Seiten und 0,30 Euro fir jede weitere Seite, in einer Grole

von mehr als DIN A3 6 Euro je Seite.”

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:
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,Der erhdhte Aufwendungsersatz wird jeweils fur die ersten 50 Seiten nach Satz 1
Nummer 1 und 3 gewahrt.”

In 8 8a Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort ,hat* die Worter ,und er die Mangel
nicht in einer von der heranziehenden Stelle gesetzten angemessenen Frist besei-
tigt; die Einrdumung einer Frist zur Mangelbeseitigung ist entbehrlich, wenn die
Leistung grundlegende Mangel aufweist oder wenn offensichtlich ist, dass eine
Mangelbeseitigung nicht erfolgen kann“ eingefugt.

b) Folgender Satz wird angefigt:

,Fur die Mangelbeseitigung nach Satz 1 Nummer 2 wird eine Vergutung nicht ge-
wahrt.”

8§ 9 wird wie folgt gefasst:

.89
Honorare fiir Sachversténdige und fiir Dolmetscher

(1) Das Honorar des Sachverstandigen bemisst sich nach der Anlage 1. Die Zu-
ordnung der Leistung zu einem Sachgebiet bestimmt sich nach der Entscheidung tber
die Heranziehung des Sachverstandigen.

(2) Ist die Leistung auf einem Sachgebiet zu erbringen, das nicht in der Anlage 1
aufgeflhrt ist, so ist sie unter Bertcksichtigung der allgemein fir Leistungen dieser Art
auf3ergerichtlich und aul3erbehdrdlich vereinbarten Stundenséatze nach billigem Ermes-
sen mit einem Stundensatz zu vergiten, der den héchsten Stundensatz nach der An-
lage 1 jedoch nicht Ubersteigen darf. Ist die Leistung auf mehreren Sachgebieten zu
erbringen oder betrifft ein medizinisches oder psychologisches Gutachten mehrere Ge-
genstande und sind diesen Sachgebieten oder Gegenstanden verschiedene Stunden-
satze zugeordnet, so bemisst sich das Honorar fiir die gesamte erforderliche Zeit ein-
heitlich nach dem héchsten dieser Stundenséatze. Wirde die Bemessung des Honorars
nach Satz 2 mit Ricksicht auf den Schwerpunkt der Leistung zu einem unbilligen Er-
gebnis fuhren, so ist der Stundensatz nach billigem Ermessen zu bestimmen.

(3) Fur die Festsetzung des Stundensatzes nach Absatz 2 gilt § 4 entsprechend
mit der MaRgabe, dass die Beschwerde gegen die Festsetzung auch dann zulassig ist,
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro nicht (bersteigt. Die Be-
schwerde ist nur zulassig, solange der Anspruch auf Vergitung noch nicht geltend ge-
macht worden ist.

(4) Das Honorar des Sachverstandigen fur die Prifung, ob ein Grund fir die Er-
offnung eines Insolvenzverfahrens vorliegt und welche Aussichten fiir eine Fortfiihrung
des Unternehmens des Schuldners bestehen, betragt 120 Euro je Stunde. Ist der Sach-
verstandige zugleich der vorlaufige Insolvenzverwalter oder der vorlaufige Sachwalter,
S0 betréagt sein Honorar 95 Euro je Stunde.

(5) Das Honorar des Dolmetschers betragt fiur jede Stunde 90 Euro. Der Dolmet-
scher erhalt im Fall der Aufhebung eines Termins, zu dem er geladen war, eine Aus-
fallentschadigung, wenn

1. die Aufhebung nicht durch einen in seiner Person liegenden Grund veranlasst war,
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10.

2. ihm die Aufhebung erst am Terminstag oder an einem der beiden vorhergehenden
Tage mitgeteilt worden ist und

3. erversichert, in welcher H6he er durch die Terminsaufhebung einen Einkommens-
verlust erlitten hat.

Die Ausfallentschadigung wird bis zu einem Betrag gewahrt, der dem Honorar fiir zwei
Stunden entspricht.

(6) Erbringt der Sachverstandige oder der Dolmetscher seine Leistung zwischen
23 und 6 Uhr oder an Sonn- oder Feiertagen, so erhéht sich das Honorar um 20 Pro-
zent, wenn die heranziehende Stelle feststellt, dass es notwendig ist, die Leistung zu
dieser Zeit zu erbringen. § 8 Absatz 2 Satz 2 gilt sihrngemaf.”

§ 10 wird wie folgt geéndert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angeflgt:

»3 9 Absatz 6 gilt mit der Maf3gabe, dass sich das Honorar des Sachverstandigen
oder die Entschadigung des sachverstandigen Zeugen um 20 Prozent erhoht,
wenn die Leistung zu mindestens 80 Prozent zwischen 23 und 6 Uhr oder an
Sonn- oder Feiertagen erbracht wird.”

b) In Absatz 3 werden die Worter ,erhalt der Berechtigte ein Honorar nach der Hono-
rargruppe 1“ durch die Worter ,betragt das Honorar fur jede Stunde der zusatzli-
chen Zeit 80 Euro® ersetzt.

8 11 wird wie folgt gefasst:

»§ 11

Honorar fir Ubersetzer

(1) Das Honorar fiir eine Ubersetzung betragt 1,80 Euro fiir jeweils angefangene
55 Anschlage des schriftlichen Textes, wenn der Text dem Ubersetzer in editierbarer
elektronischer Form zur Verfligung gestellt wird (Grundhonorar). Andernfalls betragt
das Honorar 1,95 Euro fir jeweils angefangene 55 Anschlage (erhdhtes Honorar). Ist
die Ubersetzung wegen der besonderen Umstande des Einzelfalls besonders er-
schwert, inshesondere wegen der haufigen Verwendung von Fachausdriicken, der
schweren Lesbarkeit des Textes, einer besonderen Eilbedurftigkeit oder weil es sich
um eine in der Bundesrepublik Deutschland selten vorkommende Fremdsprache han-
delt, so betragt das Grundhonorar 1,95 Euro und das erhdhte Honorar 2,10 Euro.

(2) Malflgebend fir die Anzahl der Anschlage ist der Text in der Zielsprache. Wer-
den jedoch nur in der Ausgangssprache lateinische Schriftzeichen verwendet, ist die
Anzahl der Anschlage des Textes in der Ausgangssprache malRgebend. Wére eine
Zahlung der Anschlage mit unverhaltnismaRigem Aufwand verbunden, so wird deren
Anzahl unter Bertcksichtigung der durchschnittlichen Anzahl der Anschléage je Zeile
nach der Anzahl der Zeilen bestimmt.

(3) Sind mehrere Texte zu Ubersetzen, ist die Hohe des Honorars fur jeden Text
gesondert zu bestimmen. Fir eine oder fur mehrere Ubersetzungen aufgrund dessel-
ben Auftrags betragt das Honorar mindestens 20 Euro.

(4) Der Ubersetzer erhalt ein Honorar wie ein Dolmetscher, wenn
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die Leistung des Ubersetzers in der Uberpriifung von Schriftstiicken oder von Te-
lekommunikationsaufzeichnungen auf bestimmte Inhalte besteht, ohne dass er in-
soweit eine schriftliche Ubersetzung anfertigen muss, oder

die Leistung des Ubersetzers darin besteht, aus einer Telekommunikationsauf-
zeichnung ein Wortprotokoll anzufertigen.*

11. 8§ 12 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

12.

13.

14.

15.

16.

17.

a)

b)

In Satz 1 werden nach dem Wort ,abgegolten” ein Semikolon und die Worter ,dazu
zahlen auch Aufwendungen fur die Fertigung, Speicherung und Aufbewahrung von
Fotos* eingefiigt.

Satz 2 Nummer 2 und 3 wird wie folgt gefasst:

»2. die Aufwendungen fir Post- und Telekommunikationsdienstleistungen; Sach-
verstandige und Ubersetzer kénnen anstelle der tatsachlichen Aufwendun-
gen eine Pauschale in Hohe von 20 Prozent des Honorars fordern, héchstens
jedoch 15 Euro;

3. flr die Erstellung des schriftichen Gutachtens je angefangene 1 000 An-
schlage 0,90 Euro, in Angelegenheiten, in denen der Sachverstandige ein
Honorar nach der Anlage 1 Teil 2 oder der Anlage 2 erhalt, 1,50 Euro; ist die
Zahl der Anschlage nicht bekannt, ist diese zu schatzen;*.

§ 13 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 2 Satz 2 werden die Woérter ,und wenn sich zu dem gesetzlich bestimm-
ten Honorar keine geeignete Person zur Ubernahme der Téatigkeit bereit erklart*
gestrichen.

In Absatz 3 Satz 4 werden die Worter ,welcher Honorargruppe® durch die Warter
,welchem Stundensatz” ersetzt.

8 15 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Sofern die Entschadigung nach Stunden bemessen ist, wird sie flr die gesamte

Dauer der Heranziehung gewéhrt. Dazu zéhlen auch notwendige Reise- und Wartezei-
ten sowie die Zeit, wahrend der der ehrenamtliche Richter infolge der Heranziehung
seiner beruflichen Tatigkeit nicht nachgehen konnte. Eine Entschadigung wird fr nicht
mehr als zehn Stunden je Tag gewahrt. Die letzte begonnene Stunde wird voll gerech-
net.

In § 16 wird die Angabe ,6 Euro® durch die Angabe ,7 Euro® ersetzt.

In § 17 Satz 1 wird die Angabe ,14 Euro“ durch die Angabe ,17 Euro® ersetzt.

§ 18 wird wie folgt geéndert:

a)
b)

c)

In Satz 1 wird die Angabe ,24 Euro“ durch die Angabe ,29 Euro® ersetzt.
In Satz 2 wird die Angabe ,46 Euro“ durch die Angabe ,55 Euro® ersetzt.

In Satz 3 wird die Angabe ,61 Euro® durch die Angabe ,73 Euro® ersetzt.

§ 19 wird wie folgt geéndert:

a)

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
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18.

19.

20.

21.

b)

In § 20 wird die Angabe ,3,50 Euro® durch die Angabe ,4 Euro® ersetzt.

»(2) Sofern die Entschadigung nach Stunden bemessen ist, wird sie fir die ge-
samte Dauer der Heranziehung gewahrt. Dazu zahlen auch notwendige Reise-
und Wartezeiten sowie die Zeit, wahrend der der Zeuge infolge der Heranziehung
seiner beruflichen Tatigkeit nicht nachgehen konnte. Die Entschadigung wird fur
nicht mehr als zehn Stunden je Tag gewahrt. Die letzte bereits begonnene Stunde
wird voll gerechnet, wenn insgesamt mehr als 30 Minuten auf die Heranziehung
entfallen; andernfalls betragt die Entschadigung die Halfte des sich fir die volle

Stunde ergebenden Betrages.”

In Absatz 4 werden die Woérter ,den §§ 20 bis 22 durch die Worter ,Absatz 1

Satz 1“ ersetzt.

In § 21 Satz 1 wird die Angabe ,14 Euro“ durch die Angabe ,17 Euro® ersetzt.

In § 22 Satz 1 wird die Angabe ,21 Euro“ durch die Angabe ,25 Euro® ersetzt.

Dem § 23 Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Die Satze 1 und 2 gelten auch in den Fallen der Ermittlung von Amts wegen nach § 26
des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit, sofern der Dritte nicht kraft einer gesetzlichen Regelung zur
Herausgabe oder Auskunftserteilung verpflichtet ist.”

(2) Die Anlagen 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

Teil 1

»Anlage 1
(zu 8 9 Absatz 1 Satz 1)

Sachgebietsbezeichnung

Stundensatz
(Euro)

1 Abfallstoffe einschlie3lich Altfahrzeuge und -geréte 120
2 Akustik, Larmschutz 100
3 Altlasten und Bodenschutz 90
4 Bauwesen — soweit nicht Sachgebiet 14 — einschliellich technische
Gebaudeausristung
4.1 |Planung 110
4.2 | handwerklich-technische Ausfuhrung 100
4.3 | Schadensfeststellung und -ursachenermittlung 110
4.4 | Bauprodukte 110
4.5 | Bauvertragswesen, Baubetrieb und Abrechnung von Bauleistungen 110
4.6 | Geotechnik, Erd- und Grundbau 105
5 Berufskunde, Tatigkeitsanalyse und Expositionsermittiung 110

Betriebswirtschaft
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NF. Sachgebietsbezeichnung Stundensatz
(Euro)
6.1 | Unternehmensbewertung, Betriebsunterbrechungs- und -verlagerungs- 140
schaden
6.2 | Besteuerung 115
6.3 | Rechnungswesen 110
6.4 | Honorarabrechnungen von Steuerberatern 110
7 Bewertung von Immobilien und Rechten an Immobilien 120
8 Brandursachenermittlung 115
9 Briefmarken, Medaillen und Miinzen 100
10 Einbaukuchen 95

11 Elektronik, Elektro- und Informationstechnologie

11.1 | Elektronik (insbesondere Mess-, Steuerungs- und Regelungselektronik) 125
11.2 | Elektrotechnische Anlagen und Geréate 120
11.3 | Kommunikations- und Informationstechnik 120
11.4 | Informatik 130
11.5 | Datenermittlung und -aufbereitung 130
12 Emissionen und Immissionen 100
13 Fahrzeugbau 105
14 Garten- und Landschaftsbau einschlie3lich Sportanlagenbau 95
15 Gesundheitshandwerke 90
16 Grafisches Gewerbe 120
17 Handschriften- und Dokumentenuntersuchung 110
18 Hausrat 115
19 Honorarabrechnungen von Architekten, Ingenieuren und Stadtplanern 155
20 Kéltetechnik 125

21 Kraftfahrzeuge

21.1 | Kraftfahrzeugschaden und -bewertung 125
21.2 | Kfz-Elektronik 100
22 Kunst und Antiquitaten 90
23 Lebensmittelchemie und -technologie 140

24 Maschinen und Anlagen




Drucksache 565/20 -26 -

NF. Sachgebietsbezeichnung Stu(nEdLir;?atz
24.1 | Photovoltaikanlagen 115
24.2 | Windkraftanlagen 125
24.3 | Solarthermieanlagen 115
24.4 | Maschinen und Anlagen im Ubrigen 135
25 Medizintechnik und Medizinprodukte 110
26 Mieten und Pachten 120
27 Mobel und Inneneinrichtung 95
28 Musikinstrumente 85
29 Schiffe und Wassersportfahrzeuge 100
30 Schmuck, Juwelen, Perlen, Gold- und Silberwaren 90
31 Schweil3- und Flgetechnik 100
32 Spedition, Transport, Lagerwirtschaft und Ladungssicherung 95
33 Sprengtechnik 95
34 Textilien, Leder und Pelze 75
35 Tiere — Bewertung, Haltung, Tierschutz und Zucht 90
36 Ursachenermittlung und Rekonstruktion von Unféllen
36.1 | bei Luftfahrzeugen 105
36.2 | bei sonstigen Fahrzeugen 160
36.3 | bei Arbeitsunféllen 130
36.4 | im Freizeit- und Sportbereich 100
37 Verkehrsregelungs- und Verkehrsiberwachungstechnik 140
38 Vermessungs- und Katasterwesen
38.1 | Vermessungstechnik 85
38.2 | Vermessungs- und Katasterwesen im Ubrigen 105
39 Waffen und Munition 90

Teil 2

Hgorzggaer- Gegenstand medizinischer oder psychologischer Gutachten Stu(nEdlirsatz
M1 Einfache gutachtliche Beurteilungen ohne Kausalitatsfeststellungen, ins- 80

besondere
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Honorar- Gegenstand medizinischer oder psychologischer Gutachten Stundensatz
gruppe (Euro)

1. in Geblhrenrechtsfragen (z. B. Streitigkeiten bei Krankenhausab-
rechnungen),

2. zur Verlangerung einer Betreuung oder zur Uberpriifung eines ange-
ordneten Einwilligungsvorbehalts nach 8 1903 des Birgerlichen Ge-
setzbuchs,

3. zur Minderung der Erwerbsfahigkeit nach einer Monoverletzung.

M 2 Beschreibende (Ist-Zustands-)Begutachtung nach standardisiertem 90
Schema ohne Erdrterung spezieller Kausalzusammenhange mit einfa-
cher medizinischer Verlaufsprognose und mit durchschnittlichem
Schwierigkeitsgrad, insbesondere Gutachten

1. in Verfahren nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch,

2. zur Erwerbsminderung oder Berufsunfahigkeit in Verfahren nach dem
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch,

3. zu rechtsmedizinischen und toxikologischen Fragestellungen im Zu-
sammenhang mit der Feststellung einer Beeintrachtigung der Fahr-
tlichtigkeit durch Alkohol, Drogen, Medikamente oder Krankheiten,

4. zu spurenkundlichen oder rechtsmedizinischen Fragestellungen mit
Befunderhebungen (z. B. bei Verletzungen und anderen Unfallfol-

gen),

5. zu einfachen Fragestellungen zur Schuldféhigkeit ohne besondere
Schwierigkeiten der Personlichkeitsdiagnostik,

6. zur Einrichtung oder Aufhebung einer Betreuung oder zur Anordnung
oder Aufhebung eines Einwilligungsvorbehalts nach § 1903 des Biir-
gerlichen Gesetzbuchs,

7. zu Unterhaltsstreitigkeiten aufgrund einer Erwerbsminderung oder
Berufsunfahigkeit,

8. zu neurologisch-psychologischen Fragestellungen in Verfahren nach
der Fahrerlaubnis-Verordnung,

9. zur Haft-, Verhandlungs- oder Vernehmungsfahigkeit.

M 3 Gutachten mit hohem Schwierigkeitsgrad (Begutachtungen spezieller 120
Kausalzusammenhéange und/oder differenzialdiagnostischer Probleme
und/oder Beurteilung der Prognose und/oder Beurteilung strittiger Kau-
salitatsfragen), insbesondere Gutachten

1. zum Kausalzusammenhang bei problematischen Verletzungsfolgen,
2. zu arztlichen Behandlungsfehlern,

3. in Verfahren nach dem sozialen Entschadigungsrecht,

4

zur Schuldféahigkeit bei Schwierigkeiten der Personlichkeitsdiagnos-
tik,

5. in Verfahren zur Anordnung einer MalRregel der Besserung und Si-
cherung (in Verfahren zur Entziehung der Fahrerlaubnis zu neurolo-
gisch/psychologischen Fragestellungen),

zur Kriminalprognose,
zur Glaubhaftigkeit oder Aussagetuchtigkeit,
zur Widerstandsfahigkeit,

© ©o N o

in Verfahren nach den 88 3, 10, 17 und 105 des Jugendgerichtsge-
setzes,

10. in Unterbringungsverfahren,




Drucksache 565/20 -28 -

Honorar- Gegenstand medizinischer oder psychologischer Gutachten Stundensatz
gruppe (Euro)

11. zur Fortdauer der Unterbringung im MaRregelvollzug tiber zehn
Jahre hinaus,

12. zur Anordnung der Sicherungsverwahrung oder zur Prognose von
Untergebrachten in der Sicherungsverwahrung,

13. in Verfahren nach den 88 1904 und 1905 des Birgerlichen Gesetz-
buchs,

14. in Verfahren nach dem Transplantationsgesetz,

15. in Verfahren zur Regelung von Sorge- oder Umgangsrechten,
16. zu Fragestellungen der Hilfe zur Erziehung,

17. zur Geschéfts-, Testier- oder Prozessfahigkeit,

18. in Aufenthalts- oder Asylangelegenheiten,

19. zur personlichen Eignung nach § 6 des Waffengesetzes,

20. zur Anerkennung von Berufskrankheiten, Arbeitsunféllen, zu den da-
raus folgenden Gesundheitsschaden und zur Minderung der Er-
werbsfahigkeit nach dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch,

21. zu rechtsmedizinischen, toxikologischen oder spurenkundlichen Fra-
gestellungen im Zusammenhang mit einer abschlieRenden Todesur-
sachenklarung, mit arztlichen Behandlungsfehlern oder mit einer Be-
urteilung der Schuldfahigkeit,

22. in Verfahren nach dem Transsexuellengesetz.

Anlage 2
(zu 8 10 Absatz 1 Satz 1)
Nr. Bezeichnung der Leistung Honorar
Abschnitt 1

Leichenschau und Obduktion

Vorbemerkung 1:

(1) Das Honorar in den Féallen der Nummern 100 und 102 bis 107 umfasst den zur Niederschrift gegebenen Bericht. In
den Fallen der Nummern 102 bis 107 umfasst das Honorar auch das vorlaufige Gutachten. Das Honorar nach den Num-
mern 102 bis 107 erhalt jeder Obduzent gesondert.

(2) Aufwendungen fur die Nutzung fremder Kihizellen, Sektionsséle oder sonstiger Einrichtungen werden bis zu einem
Betrag von 300 € gesondert erstattet, wenn die Nutzung wegen der groBen Entfernung zwischen dem Fundort der Leiche
und dem rechtsmedizinischen Institut geboten ist.

(3) Eine bildgebende Diagnostik, die iiber das klassische Rontgen hinausgeht, wird in den Fallen der Nummern 100 und
102 bis 107 gesondert vergitet, wenn sie von der heranziehenden Stelle besonders angeordnet wurde und Sauglinge,
Arbeits- oder Verkehrsunfallopfer, Falle von Behandlungsfehlervorwiirfen oder Verstorbene nach duf3erer Gewalteinwir-
kung betrifft.

100 Besichtigung einer Leiche, von Teilen einer Leiche, eines Embryos oder eines Fe-

tus oder Mitwirkung an einer richterlichen Leichenschau .............cccooooiiiiiiciiinnns 70,00 €

fur mehrere Leistungen bei derselben Gelegenheit jedoch héchstens...................... 170,00 €
101 Fertigung eines Berichts, der schriftlich zu erstatten oder nachtraglich zur Nieder-

SCHIft ZU GEDEN IST....eeiiiii e 35,00 €

fur mehrere Leistungen bei derselben Gelegenheit jedoch héchsten...............c.e.... 120,00 €
102 (@] oo [1] 1o o PO R T RPPRTR 460,00 €
103 Obduktion unter besonders ungunstigen duReren Bedingungen:

Das HONOrar 102 DEIAGL ........coiureieiiiiee ettt 600,00 €
104 Ohbduktignn unter anderen besonders unglinstigen Bedingungen (Zustand der Lei-

che etc.):

Das HONOrar 102 DEIIrAGL .......cuiiiiiiiiiieiee ettt e e e e e e e e eeeea e e e enaes 800,00 €
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Nr. Bezeichnung der Leistung Honorar

105 Obduktion mit zusatzlicher Préaparation (Eréffnung der Riicken-, Gesal- und Extre-
mitatenweichteile):

Das Honorar 102 erh8ht SICh UM .........cooiiiiiiiiic e 140,00 €
106 Sektion von Teilen einer Leiche oder Offnung eines Embryos oder nicht lebensfa-
NIGEN FBIUS ..eeeii e e e e e e e e e s e e e e e e e e et aeeeae s 120,00 €
107 Sektion oder Offnung unter besonders ungiinstigen Bedingungen:
Das HoNorar 106 DEIrAGL .......cuieeiiiciiiiee et e et e e e et e e e e s s eiraar e e e e e e s eaes 170,00 €
Abschnitt 2
Befund
200 Ausstellung eines Befundscheins oder Erteilung einer schriftlichen Auskunft ohne
néhere gutachtliche AUREIUNG..........ccvivirieiriiieti ettt 25,00 €
201 Die Leistung der in Nummer 200 genannten Art ist auRergewdhnlich umfangreich:
Das HOoNOrar 200 DEIIAGL ........cocureeeiiiiie ettt bis zu
55,00 €

202 Ausstellung eines Zeugnisses uber einen &rztlichen Befund mit von der heranzie-
henden Stelle geforderter kurzer gutachtlicher AuRerung oder eines Formbogen-
gutachtens, wenn sich die Fragen auf Vorgeschichte, Angaben und Befund be-

schranken und nur ein kurzes Gutachten erfordern.............oooveveeeeeiieeiiiiieeee e, 45,00 €
203 Die Leistung der in Nummer 202 genannten Art ist auergewdhnlich umfangreich:
Das HONOrar 202 DEITAGE ........coiueeeeiiiiee ettt e e e e e s sneee e e sneeeas bis zu
90,00 €
Abschnitt 3

Untersuchungen, Blutentnahme, Entnahme von Proben fur die genetische Analyse

300 Untersuchung eines Lebensmittels, Bedarfsgegenstands, Arzneimittels, von Lulft,
Gasen, Boden, Klarschlammen, Wassern oder Abwéassern oder dergleichen und
eine kurze schriftliche gutachtliche AuRerung:

Das Honorar betragt fur jede Einzelbestimmung je Probe..........cccccovviiiiiiecenineen. 5,00 bis
70,00 €

301 Die Leistung der in Nummer 300 genannten Art ist auBergewdhnlich umfangreich
oder schwierig:

Das HoNorar 300 DEITAGE ........coiueeeiiiiee ettt e e s e e nneeas bis zu
1 000,00 €

302 Mikroskopische, physikalische, chemische, toxikologische, bakteriologische oder
serologische Untersuchung, wenn das Untersuchungsmaterial von Menschen oder
Tieren stammt, soweit nicht in den Nummern 309 bis 317 oder 403 bis 411 gere-

gelt:
Das Honorar betragt je Organ oder Korperflussigkeit...........ccocveiiiieiiniiiiiiniieec e, 5,00 bis
Das Honorar umfasst das verbrauchte Material, soweit es sich um geringwertige Stoffe han- 70,00 €
delt, und eine kurze gutachtliche AuRerung.
303 Die Leistung der in Nummer 302 genannten Art ist aul3ergewthnlich umfangreich
oder schwierig:
Das HONOrar 302 DEIIrEAGL .......cuuieiiiiiiiiie ettt e e e e e e e e bis zu
1 000,00 €
304 Elektrophysiologische Untersuchung eines Menschen............occvvvveeiiiiiiiiiieeceeenne 20,00 bis
Das Honorar umfasst eine kurze gutachtliche AuBerung und den mit der Untersuchung ver- 160,00 €
bundenen Aufwand.
305 Raster-elektronische Untersuchung eines Menschen oder einer Leiche, auch mit
ANGIYSENZUSALZ ...veevieeiieiiiiiii ettt e e e e e et e e e e e e e e ssttaeeeaaeeesssbbaeeeaeeesaanes 20,00 his
Das Honorar umfasst eine kurze gutachtliche AuBerung und den mit der Untersuchung ver- 430,00 €
bundenen Aufwand.
306 Blutentnahme oder Entnahme einer Probe fur die genetische Analyse.................... 10,00 €
Das Honorar umfasst eine Niederschrift Gber die Feststellung der Identitat.
307 Herstellung einer Probe fiir die genetische Analyse und ihre Uberpriifung auf Ge-
eignetheit (z. B. DNA-Menge, humane Herkunft, Ausmaf der Degradation) ............ bis zu
250,00 €

Das Honorar umfasst das verbrauchte Material, soweit es sich um geringwertige Stoffe han-
delt, und eine kurze gutachtliche Auerung.
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400

401

402

403

404

405

406

Vorbemerkung 4:

(1) Das Honorar umfasst die gesamte Tatigkeit des Sachverstandigen einschliel3lich aller Aufwendungen mit Ausnahme
der Umsatzsteuer und mit Ausnahme der Auslagen fiir Probenentnahmen durch vom Sachverstéandigen beauftragte Per-
sonen, soweit nichts anderes bestimmt ist. Das Honorar umfasst ferner den Aufwand fiir die Anfertigung des schriftlichen
Gutachtens und von drei Uberstiicken.

(2) Das Honorar fur Leistungen der in Abschnitt M Il 13 des Gebuhrenverzeichnisses fir arztliche Leistungen (Anlage
zur GOA) bezeichneten Art bemisst sich in entsprechender Anwendung dieses Gebiihrenverzeichnisses nach dem
1,15fachen Gebiihrensatz. § 4 Abs. 2 Satz 1, Abs. 2a Satz 1, Abs. 3 und 4 Satz 1 und § 10 GOA gelten entsprechend.

Erstellung €iNes GUEACHEENS .........cciiiiiiiiiiii e

Das Honorar umfasst
1. die administrative Abwicklung, insbesondere die Organisation der Probenentnahmen, und
2. das schriftliche Gutachten, erforderlichenfalls mit biostatistischer Auswertung.

Biostatistische Berechnungen, wenn der mdgliche Vater fiir die Untersuchung nicht
zur Verfiigung steht und andere mit ihm verwandte Personen an seiner Stelle in
die Begutachtung einbezogen werden (Defizienzfall) oder bei Fragestellungen zur
Voll- und Halbgeschwisterschaft:

JE PBISON .ottt e e e e e e e e e e e

Beauftragt der Sachverstéandige eine andere Person mit der biostatistischen Berechnung,
werden ihm abweichend von Vorbemerkung 4 Abs. 1 Satz 1 die hierfur anfallenden Auslagen
ersetzt.

Entnahme einer Probe fir die genetische Analyse einschlie3lich der Niederschrift
sowie der qualifizierten Aufklarung nach dem Gendiagnostikgesetz .............ccc.cc......

Untersuchung von autosomalen STR-Systemen, bis 16 Systeme:
J[= 2 0] oL PP PUPT R TUPPRPPPPPTN

Untersuchung von autosomalen STR-Systemen, mehr als 16 Systeme:
JT= S 0] o PP PPPT T UPPRPPRPRT

Untersuchung von autosomalen STR-Systemen, mehr als 30 Systeme:
J[= 2 0] o PPUP R TRPPRPPPPPT

Untersuchung von X-STRs, bis 12 Systeme:
J[= o 0] oL U PP PUPT R UPPUPPRPPT

Nr. Bezeichnung der Leistung Honorar
308 Entnahme einer Probe fir die genetische Analyse von einem Asservat einschliel3-
lich Dokumentation:
JLS (0] o L= PSPPI 30,00 €
309 Untersuchung von autosomalen STR-Systemen, bis 16 Systeme:
[T 0] oI P PPP T UPPPPPRPR 140,00 €
310 Untersuchung von autosomalen STR-Systemen, mehr als 16 Systeme:
[T 0] oI P PPPR T UPPPPPPPRN 200,00 €
311 Untersuchung von autosomalen STR-Systemen, mehr als 30 Systeme:
[T 0] o PP PPP T UPPPPPPPRS 260,00 €
312 Untersuchung von X-STRs, bis 12 Systeme:
J[= 2 0] o PPP T UPPPPPPPR 140,00 €
313 Untersuchung von X-STRs, mehr als 12 Systeme:
J[=2 2 0] o1 P EUP PP PPERPT 200,00 €
314 Untersuchung von Y-STRs, bis 17 Systeme:
J[=2 2 0] o ERR PP PPRPPT 140,00 €
315 Untersuchung von Y-STRs, mehr als 17 Systeme:
L[ 0] o EUP T URPRPPERPT 200,00 €
316 Untersuchung von Y-STRs, mehr als 27 Systeme:
J[=2 2 o] o1 P RUP T RPPPPERP 260,00 €
317 Untersuchung weiterer DNA-Marker, z. B. mtDNA, SNPs, Indels, DNA-Methylie-
rung, sonstige komplexe genetische Merkmalsysteme:
J[=2 2 0] o1 PP RUR T UPPRPPEPPT bis zu
300,00 €
318 Biostatistische Berechnungen:
JLIS] LU PSP 30,00 €
Abschnitt 4
Abstammungsgutachten

170,00 €

30,00 €

30,00 €

140,00 €

200,00 €

260,00 €

140,00 €
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Nr. Bezeichnung der Leistung Honorar
407 Untersuchung von X-STRs, mehr als 12 Systeme:
J[= 0] oL R EPP T RPPPPEPPR 200,00 €
408 Untersuchung von Y-STRs, bis 17 Systeme:
[T 0] oI P PPPR T UPPPPPPPRN 140,00 €
409 Untersuchung von Y-STRs, mehr als 17 Systeme:
[T 0] o PP PPP T UPPPPPPPRS 200,00 €
410 Untersuchung von Y-STRs, mehr als 27 Systeme:
J[S (0] o PPP T UPPPPPPPR 260,00 €
411 Untersuchung weiterer DNA-Marker, z.B. mtDNA, SNPs, Indels, DNA-Methylie-
rung, sonstige komplexe genetische Merkmalsysteme:
J[= 2 0] o PPP T UPPPPPPPR bis zu
300,00 €
412 Herstellung einer Probe fiir die genetische Analyse aus anderem Untersuchungs-
material als Blut oder Mundschleimhautabstrichen einschlie3lich Durchfihrung des
Tests auf Eignung und Dokumentation:
JT= = 6o o TP PPP R RPPPPERPT bis zu
140,00 €°.

Artikel 7

Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes

(1) Das Rechtsanwaltsvergutungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718, 788), das
zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Inder Inhaltstibersicht wird in der Angabe zu § 12 das Wort fur“ durch das Wort ,uber*
ersetzt.

2. In 8 12 wird in der Uberschrift das Wort ,fir“ durch das Wort ,iiber” ersetzt.

3. 8§13 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

-Wenn sich die Geblhren nach dem Gegenstandswert richten, betragt bei einem Ge-
genstandswert bis 500 Euro die Gebihr 49 Euro. Die Gebuhr erhéht sich bei einem

Gegenst?ndS- angl[l]?rf;?lgzr:]en .
bis We:;uro Betrag von ... Euro
weiteren ... Euro
2 000 500 39
10 000 1 000 56
25 000 3000 52
50 000 5000 81
200 000 15 000 94
500 000 30 000 132
Uber
500 000 50 000 165%.

4. § 14 wird wie folgt geéndert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefligt:
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»(2) Ist eine Rahmengebulhr auf eine andere Rahmengebihr anzurechnen, ist
die Gebuhr, auf die angerechnet wird, so zu bestimmen, als sei der Rechtsanwalt
zuvor nicht tatig gewesen.”

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
5. Dem § 15a wird folgender Absatz 3 angefugt:

»(3) Sind mehrere Gebuhren teilweise auf dieselbe Geblhr anzurechnen, so ist der
anzurechnende Betrag fur jede anzurechnende Geblhr gesondert zu ermitteln. Bei
Wertgebuhren darf der Gesamtbetrag der Anrechnung jedoch denjenigen Anrech-
nungsbetrag nicht Gbersteigen, der sich ergeben wiirde, wenn eine Gebiuhr anzurech-
nen ware, die sich aus dem Gesamtbetrag der betroffenen Wertteile nach dem héchs-
ten fur die Anrechnungen einschlagigen Gebuhrensatz berechnet. Bei Betragsrahmen-
gebuhren darf der Gesamtbetrag der Anrechnung den fiir die Anrechnung bestimmten
Hochstbetrag nicht Ubersteigen.”

6. In 817 Nummer 1 werden nach dem Wort ,Rechtszug“ ein Komma und die Worter
»Soweit sich aus § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10a nichts anderes ergibt* eingefiigt.

7. In 8§18 Absatz 1 Nummer 19 wird das Wort ,Zwangsvollsteckung“ durch das Wort
~Zwangsvollstreckung“ ersetzt.

8. Nach § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1a wird folgende Nummer 1b eingeflgt:
,1b. die Einreichung der Streitverkiindung (8 72 der Zivilprozessordnung);*.
9. § 48 wird wie folgt geédndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
»(1) Der Vergitungsanspruch gegen die Staatskasse ist auf die gesetzliche
Vergitung gerichtet und bestimmt sich nach den Beschlissen, durch die die Pro-
zesskostenhilfe bewilligt und der Rechtsanwalt beigeordnet oder bestellt worden
ist, soweit nichts anderes bestimmt ist. Erstreckt sich die Beiordnung auf den Ab-
schluss eines Vertrags im Sinne der Nummer 1000 des Vergutungsverzeichnisses
oder ist die Beiordnung oder die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hierauf be-
schrankt, so umfasst der Anspruch alle gesetzlichen Gebiihren und Auslagen, die
durch die Tatigkeiten entstehen, die zur Herbeifiihrung der Einigung erforderlich
sind.”
b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge&ndert:
aa) In Nummer 5 wir das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.
bb) Der Nummer 6 wird das Wort ,oder angeflgt.
cc) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 eingefugt:

»/. den Versorgungsausgleich®.

c) In Absatz 6 Satz 3 werden nach dem Wort ,verbunden® die Worter ,und ist der
Rechtsanwalt nicht in allen Verfahren bestellt oder beigeordnet” eingefigt.

10. & 49 wird wie folgt gefasst:



11.

12.

13.

14.
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.S 49
WertgebUhren aus der Staatskasse
Bestimmen sich die Gebihren nach dem Gegenstandswert, werden bei einem Ge-

genstandswert von mehr als 4 000 Euro anstelle der Gebihr nach § 13 Absatz 1 fol-
gende Geblhren vergutet:

Gegenstands- | Gebiihr | Gegenstands- | Gebihr
wert ... Euro wert ... Euro
bis ... Euro bis ... Euro

5000 284 22 000 399
6 000 295 25 000 414
7 000 306 30 000 453
8 000 317 35 000 492
9 000 328 40 000 531
10 000 339 45 000 570
13 000 354 50 000 609
16 000 369 iiber
19 000 384 50 000 659°.

In § 51 Absatz 1 Satz 1 werden die Woérter ,Straf- und BuRgeldsachen® durch die Wor-
ter ,Strafsachen, gerichtlichen Buligeldsachen® ersetzt.

In 8 55 Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,§ 104 Abs. 2“ durch die Worter ,§ 104 Ab-
satz 2 Satz 1 und 2“ ersetzt.

§ 58 wird wie folgt gedndert:
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefligt:

,Ist eine Gebuhr, fir die kein Anspruch gegen die Staatskasse besteht, auf eine
Gebuihr anzurechnen, fir die ein Anspruch gegen die Staatskasse besteht, so ver-
mindert sich der Anspruch gegen die Staatskasse nur insoweit, als der Rechtsan-
walt durch eine Zahlung auf die anzurechnende Gebiihr und den Anspruch auf die
ohne Anrechnung ermittelte andere Gebihr insgesamt mehr als den sich aus
§ 15a Absatz 1 ergebenden Gesamtbetrag erhalten wirde.“

b) In Absatz 3 Satz 4 werden die Worter ,als die Hochstgeblhren* durch die Worter
,als die im VerglUtungsverzeichnis vorgesehenen Héchstgeblhren ersetzt.

8§ 60 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»,(1) Fur die Vergutung ist das bisherige Recht anzuwenden, wenn der unbedingte
Auftrag zur Erledigung derselben Angelegenheit vor dem Inkrafttreten einer Gesetzes-
anderung erteilt worden ist. Erhalt der Rechtsanwalt nach § 45, auch in Verbindung mit
§ 594, eine Vergltung aus der Staatskasse und hat der Rechtsanwalt keinen Auftrag
desjenigen, dem er beigeordnet oder fiir den er bestellt wurde, so ist fir diese Vergi-
tung in derselben Angelegenheit bisheriges Recht anzuwenden, wenn der Rechtsan-
walt eine Gebiihr aus der Staatskasse verlangen kann, die vor dem Inkrafttreten einer
Gesetzesanderung entstanden ist. War der Rechtsanwalt vor seiner Beiordnung oder
Bestellung beauftragt und ist nach Satz 1 fir die insoweit entstandene Vergitung bis-
heriges Recht anzuwenden, so ist auch fir die in derselben Angelegenheit aus der
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10.

11.

12.

13.

14.

Staatskasse zu zahlende Vergutung bisheriges Recht anzuwenden. Die Séatze 1 bis 3
gelten auch, wenn Vorschriften geandert werden, auf die dieses Gesetz verweist.”

(2) Anlage 1 (Vergutungsverzeichnis) wird wie folgt geandert:

In Vorbemerkung 1 werden nach den Wortern ,bestimmten Gebuhren® die Woérter ,oder
einer Geblhr fir die Beratung nach § 34 RVG* eingefiigt.

In Absatz 1 Satz 1 der Anmerkung zu Nummer 1003 wird die Angabe ,Abs. 3 durch
die Angabe ,Abs. 1 und 3* ersetzt.

In Nummer 2102 wird in der GebUhrenspalte die Angabe ,30,00 bis 320,00 € durch
die Angabe ,,36,00 bis 384,00 € ersetzt.

In Nummer 2103 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,50,00 bis 550,00 € durch
die Angabe ,,60,00 bis 660,00 € ersetzt.

Vorbemerkung 2.3 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe ,héchstens 175,00 €° durch die Angabe ,hochstens
207,00 €“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.
b) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe ,Satz 4“ durch die Angabe ,Satz 3“ ersetzt.
Nummer 2302 wird wie folgt gedndert:
a) Inder Anmerkung wird die Angabe ,300,00 € durch die Angabe ,359,00 € ersetzt.

b) In der Gebuhrenspalte wird die Angabe ,50,00 bis 640,00 € durch die Angabe
,60,00 bis 768,00 € ersetzt.

In Nummer 2501 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,35,00 €* durch die Angabe
»38,50 € ersetzt.

In Nummer 2502 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,70,00 €* durch die Angabe
L77,00 € ersetzt.

In Nummer 2503 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,85,00 € durch die Angabe
,93,50 € ersetzt.

In Nummer 2504 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,270,00 € durch die Angabe
,297,00 € ersetzt.

In Nummer 2505 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,405,00 € durch die Angabe
,446,00 € ersetzt.

In Nummer 2506 wird in der GebUhrenspalte die Angabe ,540,00 € durch die Angabe
,094,00 €" ersetzt.

In Nummer 2507 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,675,00 €° durch die Angabe
,743,00 € ersetzt.

In Nummer 2508 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,,150,00 € durch die Angabe
,165,00 € ersetzt.



15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

-35- Drucksache 565/20

Vorbemerkung 3 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe ,héchstens 175,00 €° durch die Angabe ,héchstens
207,00 € ersetzt.

bb) Satz 4 wird aufgehoben.
b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingeflgt:

,(7) Die Verfahrensgebuhr fur einen Urkunden- oder Wechselprozess wird auf
die Verfahrensgebuhr fur das ordentliche Verfahren angerechnet, wenn dieses
nach Abstandnahme vom Urkunden- oder Wechselprozess oder nach einem Vor-
behaltsurteil anhangig bleibt (88 596 und 600 ZPO).*

c) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8.
Vorbemerkung 3.1 wird wie folgt geandert:

a) Die Absatzbezeichnung ,(1)* wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

Die Anmerkung zu Nummer 3100 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

In Nummer 3101 werden im Gebihrentatbestand in Nummer 2 nach der Angabe
»(§ 278 Abs. 6 ZPO)“ ein Komma und die Woérter ,oder wenn ein gerichtlicher Vergleich
dadurch geschlossen wird, dass die Beteiligten einen in der Form eines Beschlusses
ergangenen Vorschlag schriftlich oder durch Erklarung zu Protokoll in der mindlichen
Verhandlung gegeniiber dem Gericht annehmen (8 101 Abs. 1 Satz 2 SGG, § 106
Satz 2 VwGO)* eingeflgt.

In Nummer 3102 wird in der GeblUhrenspalte die Angabe ,50,00 bis 550,00 € durch
die Angabe ,,60,00 bis 660,00 € ersetzt.

In Absatz 1 Nummer 1 der Anmerkung zu Nummer 3104 werden die Worter ,ein schrift-
licher Vergleich geschlossen wird“ durch die Worter ,mit oder ohne Mitwirkung des Ge-
richts ein Vertrag im Sinne der Nummer 1000 geschlossen wird oder eine Erledigung
der Rechtssache im Sinne der Nummer 1002 eingetreten ist* ersetzt.

Nummer 3106 wird wie folgt gedndert:

a) Inder Anmerkung Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,ein schriftlicher Vergleich
geschlossen wird“ durch die Worter ,mit oder ohne Mitwirkung des Gerichts ein
Vertrag im Sinne der Nummer 1000 geschlossen wird oder eine Erledigung der
Rechtssache im Sinne der Nummer 1002 eingetreten ist* ersetzt.

b) In der Gebuhrenspalte wird die Angabe ,50,00 bis 510,00 €“ durch die Angabe
,60,00 bis 610,00 € ersetzt.

In Vorbemerkung 3.2 Absatz 2 Satz 3 wird jeweils das Wort ,Absatz* durch die Angabe
»Abs.“ ersetzt.
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In Nummer 3204 wird in der GeblUhrenspalte die Angabe ,60,00 bis 680,00 € durch
die Angabe ,,72,00 bis 816,00 € ersetzt.

In Nummer 3205 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,50,00 bis 510,00 € durch
die Angabe ,,60,00 bis 610,00 € ersetzt.

Vorbemerkung 3.2.2 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt geandert:
a) In Buchstabe a wird das Wort ,und® durch ein Komma ersetzt.
b) In Buchstabe b wird das Komma am Ende durch das Wort ,und® ersetzt.
c) Folgender Buchstabe ¢ wird angefligt:
,C) nach § 1065 ZPO,"“.

In Nummer 3212 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,80,00 bis 880,00 € durch
die Angabe ,96,00 bis 1 056,00 € ersetzt.

In Nummer 3213 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,80,00 bis 830,00 € durch
die Angabe ,96,00 bis 990,00 € ersetzt.

In Nummer 3325 werden im Gebulhrentatbestand die Worter ,8§§ 246a, 319 Abs. 6 des
Aktiengesetzes, auch i. V. m. § 327e Abs. 2 des Aktiengesetzes,“ durch die Wdrter
,hach § 246a des Aktiengesetzes (auchi. V. m. § 20 Abs. 3 Satz 4 SchVG), nach § 319
Abs. 6 des Aktiengesetzes (auchi. V. m. 8 327e Abs. 2 des Aktiengesetzes)* ersetzt.

In Nummer 3330 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,hdchstens 220,00 € durch
die Angabe ,hochstens 260,00 € ersetzt.

In Nummer 3331 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,hdéchstens 220,00 € durch
die Angabe ,héchstens 260,00 €° ersetzt.

In Nummer 3335 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,hochstens 420,00 € durch
die Angabe ,héchstens 500,00 € ersetzt.

In Nummer 3400 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,héchstens 420,00 durch die
Angabe ,hoéchstens 500,00 € ersetzt.

In Nummer 3405 wird in der Gebilhrenspalte die Angabe ,hochstens 210,00 € durch
die Angabe ,héchstens 250,00 € ersetzt.

In Nummer 3406 wird in der GeblUhrenspalte die Angabe ,30,00 bis 340,00 € durch
die Angabe ,,36,00 bis 408,00 € ersetzt.

In Nummer 3501 wird in der GeblUhrenspalte die Angabe ,20,00 bis 210,00 € durch
die Angabe ,24,00 bis 250,00 € ersetzt.

In Nummer 3511 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,60,00 bis 680,00 €* durch
die Angabe ,,72,00 bis 816,00 €* ersetzt.

In Nummer 3512 wird in der GeblUhrenspalte die Angabe ,80,00 bis 880,00 € durch
die Angabe ,96,00 bis 1 056,00 € ersetzt.

In Nummer 3515 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,20,00 bis 210,00 €* durch
die Angabe ,24,00 bis 250,00 € ersetzt.
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In Nummer 3517 wird in der GebUhrenspalte die Angabe ,50,00 bis 510,00 € durch
die Angabe ,,60,00 bis 610,00 € ersetzt.

In Nummer 3518 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,60,00 bis 660,00 € durch
die Angabe , 72,00 bis 792,00 €" ersetzt.

In Vorbemerkung 4 Absatz 1 werden nach dem Wort ,Vorschriften* die Warter ,dieses
Teils* eingeflgt.

Der Vorbemerkung 4.1. wird folgender Absatz 3 angefugt:

»(3) Kommt es fur eine Gebuhr auf die Dauer der Teilnahme an der Hauptverhand-
lung an, so sind auch Wartezeiten und Unterbrechungen an einem Hauptverhandlungs-
tag als Teilnahme zu berticksichtigen. Dies gilt nicht fir Wartezeiten und Unterbrechun-
gen, die der Rechtsanwalt zu vertreten hat, sowie fur Unterbrechungen von jeweils
mindestens einer Stunde, soweit diese unter Angabe einer konkreten Dauer der Unter-
brechung oder eines Zeitpunkts der Fortsetzung der Hauptverhandlung angeordnet
wurden.*

In Nummer 4100 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 360,00 €"
durch die Angabe ,44,00 bis 396,00 €° und die Angabe ,160,00 € durch die Angabe
,176,00 € ersetzt.

In Nummer 4101 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 450,00 €*
durch die Angabe ,44,00 bis 495,00 € und die Angabe ,192,00 € durch die Angabe
,216,00 € ersetzt.

In Nummer 4102 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 300,00 €"
durch die Angabe ,44,00 bis 330,00 € und die Angabe ,136,00 € durch die Angabe
,150,00 € ersetzt.

In Nummer 4103 werden in den Geblihrenspalten die Angabe ,40,00 bis 375,00 €°
durch die Angabe ,44,00 bis 413,00 € und die Angabe ,166,00 € durch die Angabe
,183,00 € ersetzt.

In Nummer 4104 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 290,00 €"
durch die Angabe ,44,00 bis 319,00 € und die Angabe ,132,00 € durch die Angabe
,145,00 €“ ersetzt.

In Nummer 4105 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 362,50 €°
durch die Angabe ,44,00 bis 399,00 € und die Angabe ,161,00 €* durch die Angabe
,177,00 € ersetzt.

In Nummer 4106 werden in den Gebihrenspalten die Angabe ,40,00 bis 290,00 €*
durch die Angabe ,44,00 bis 319,00 € und die Angabe ,132,00 € durch die Angabe
,145,00 €“ ersetzt.

In Nummer 4107 werden in den Gebihrenspalten die Angabe ,40,00 bis 362,50 €"
durch die Angabe ,44,00 bis 399,00 € und die Angabe ,161,00 € durch die Angabe
,177,00 € ersetzt.

In Nummer 4108 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,70,00 bis 480,00 €°
durch die Angabe ,77,00 bis 528,00 €° und die Angabe ,220,00 € durch die Angabe
,242 .00 € ersetzt.

In Nummer 4109 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe , 70,00 bis 600,00 €*
durch die Angabe , 77,00 bis 660,00 € und die Angabe ,268,00 € durch die Angabe
,295,00 € ersetzt.
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In Nummer 4110 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,110,00 € durch die Angabe
,121,00 € ersetzt.

In Nummer 4111 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,220,00 € durch die Angabe
.242,00 € ersetzt.

In Nummer 4112 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,50,00 bis 320,00 €*
durch die Angabe ,55,00 bis 352,00 € und die Angabe ,148,00 € durch die Angabe
,163,00 €" ersetzt.

In Nummer 4113 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,50,00 bis 400,00 €*
durch die Angabe ,55,00 bis 440,00 € und die Angabe ,180,00 € durch die Angabe
,198,00 €" ersetzt.

In Nummer 4114 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €"
durch die Angabe ,88,00 bis 616,00 €° und die Angabe ,256,00 € durch die Angabe
,282,00 € ersetzt.

In Nummer 4115 werden in den Gebluhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 700,00 €"
durch die Angabe ,88,00 bis 770,00 € und die Angabe ,312,00 € durch die Angabe
,343,00 € ersetzt.

In Nummer 4116 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,128,00 € durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

In Nummer 4117 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,256,00 € durch die Angabe
,282,00 € ersetzt.

In Nummer 4118 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,,100,00 bis 690,00 €"
durch die Angabe ,110,00 bis 759,00 €* und die Angabe ,316,00 € durch die Angabe
,348,00 € ersetzt.

In Nummer 4119 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,,100,00 bis 862,50 €°
durch die Angabe ,110,00 bis 949,00 €* und die Angabe ,385,00 € durch die Angabe
,424 .00 € ersetzt.

In Nummer 4120 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,,130,00 bis 930,00 €*
durch die Angabe ,143,00 bis 1 023,00 € und die Angabe ,424,00 €“ durch die Angabe
,466,00 € ersetzt.

In Nummer 4121 werden in den Geblhrenspalten die Angabe ,,130,00 bis 1 162,50 €*
durch die Angabe ,143,00 bis 1 279,00 € und die Angabe ,517,00 €“ durch die Angabe
,569,00 € ersetzt.

In Nummer 4122 wird in der Geblihrenspalte die Angabe ,212,00 € durch die Angabe
,233,00 € ersetzt.

In Nummer 4123 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,424,00 € durch die Angabe
466,00 € ersetzt.

In Nummer 4124 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,88,00 bis 616,00 €° und die Angabe ,256,00 € durch die Angabe
,282,00 €" ersetzt.

In Nummer 4125 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 700,00 €*
durch die Angabe ,88,00 bis 770,00 €° und die Angabe ,312,00 € durch die Angabe
,343,00 € ersetzt.
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In Nummer 4126 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,88,00 bis 616,00 €° und die Angabe ,256,00 € durch die Angabe
,282,00 € ersetzt.

In Nummer 4127 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 700,00 €"
durch die Angabe ,88,00 bis 770,00 €“ und die Angabe ,312,00“ durch die Angabe
,343,00 € ersetzt.

In Nummer 4128 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,128,00 € durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

In Nummer 4129 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,256,00 € durch die Angabe
,282,00 €* ersetzt.

In Nummer 4130 werden in den Gebihrenspalten die Angabe ,,120,00 bis 1 110,00 €*
durch die Angabe ,132,00 bis 1 221,00 € und die Angabe ,492,00 €“ durch die Angabe
,041,00 € ersetzt.

In Nummer 4131 werden in den Geblhrenspalten die Angabe ,,120,00 bis 1 387,50 €"
durch die Angabe ,132,00 bis 1 526,00 € und die Angabe ,603,00 €“ durch die Angabe
,0663,00 € ersetzt.

In Nummer 4132 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,,120,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,132,00 bis 616,00 €* und die Angabe ,272,00 € durch die Angabe
,300,00 €“ ersetzt.

In Nummer 4133 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,,120,00 bis 700,00 €"
durch die Angabe ,132,00 bis 770,00 €* und die Angabe ,328,00 € durch die Angabe
,361,00 € ersetzt.

In Nummer 4134 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,136,00 € durch die Angabe
,150,00 €* ersetzt.

In Nummer 4135 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,272,00 € durch die Angabe
,300,00 €“ ersetzt.

In Nummer 4200 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,60,00 bis 670,00 €°
durch die Angabe ,66,00 bis 737,00 €° und die Angabe ,292,00 € durch die Angabe
,321,00 € ersetzt.

In Nummer 4201 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,60,00 bis 837,50 €"
durch die Angabe ,66,00 bis 921,00 € und die Angabe ,,359,00 € durch die Angabe
,395,00 € ersetzt.

In Nummer 4202 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,60,00 bis 300,00 €*
durch die Angabe ,66,00 bis 330,00 €° und die Angabe ,144,00 € durch die Angabe
,158,00 €“ ersetzt.

In Nummer 4203 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,60,00 bis 375,00 €°
durch die Angabe ,66,00 bis 413,00 €° und die Angabe ,174,00 € durch die Angabe
,192,00 € ersetzt.

In Nummer 4204 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,30,00 bis 300,00 €°
durch die Angabe ,33,00 bis 330,00 € und die Angabe ,132,00 € durch die Angabe
,145,00 € ersetzt.
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In Nummer 4205 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,30,00 bis 375,00 €°
durch die Angabe ,33,00 bis 413,00 € und die Angabe ,162,00 € durch die Angabe
,178,00 € ersetzt.

In Nummer 4206 werden in den Gebihrenspalten die Angabe ,30,00 bis 300,00 €"
durch die Angabe ,33,00 bis 330,00 € und die Angabe ,132,00 € durch die Angabe
,145,00 € ersetzt.

In Nummer 4207 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,30,00 bis 375,00 €"
durch die Angabe ,33,00 bis 413,00 € und die Angabe ,162,00 € durch die Angabe
,178,00 € ersetzt.

In Nummer 4300 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,,60,00 bis 670,00 €"
durch die Angabe ,66,00 bis 737,00 €° und die Angabe ,292,00 €* durch die Angabe
,321,00 € ersetzt.

In Nummer 4301 werden in den Gebihrenspalten die Angabe ,40,00 bis 460,00 €"
durch die Angabe ,44,00 bis 506,00 €° und die Angabe ,200,00 €* durch die Angabe
,220,00 €“ ersetzt.

In Nummer 4302 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,30,00 bis 290,00 €*
durch die Angabe ,33,00 bis 319,00 € und die Angabe ,,128,00 € durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

In Nummer 4303 wird in der GeblUhrenspalte die Angabe ,30,00 bis 300,00 € durch
die Angabe ,,33,00 bis 330,00 € ersetzt.

In Nummer 4304 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,3 500,00 €* durch die An-
gabe ,3 850,00 € ersetzt.

In Vorbemerkung 5 Absatz 1 werden die Woarter ,in einem Verfahren, flr das sich die
Gebuhren nach diesem Teil bestimmen, entstehen die gleichen Gebuhren wie fir einen
Verteidiger in diesem Verfahren® durch die Woérter ,sind die Vorschriften dieses Teils
entsprechend anzuwenden® ersetzt.

In Nummer 5100 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,30,00 bis 170,00 €°
durch die Angabe ,33,00 bis 187,00 € und die Angabe ,80,00 € durch die Angabe
,88,00 € ersetzt.

In Nummer 5101 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,20,00 bis 110,00 €°
durch die Angabe ,22,00 bis 121,00 €* und die Angabe ,52,00 € durch die Angabe
,D7,00 € ersetzt.

In Nummer 5102 werden in den Geblhrenspalten die Angabe ,20,00 bis 110,00 €"
durch die Angabe ,22,00 bis 121,00 € und die Angabe ,52,00 € durch die Angabe
,D7,00 € ersetzt.

In Nummer 5103 werden in den Geblhrenspalten die Angabe ,30,00 bis 290,00 €*
durch die Angabe ,33,00 bis 319,00 € und die Angabe ,128,00 € durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

In Nummer 5104 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,30,00 bis 290,00 €°
durch die Angabe ,33,00 bis 319,00 € und die Angabe ,128,00 € durch die Angabe
,141,00 €* ersetzt.

In Nummer 5105 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 300,00 €*
durch die Angabe ,44,00 bis 330,00 € und die Angabe ,136,00 € durch die Angabe
,150,00 €“ ersetzt.
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99. In Nummer 5106 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 300,00 €*
durch die Angabe ,44,00 bis 330,00 € und die Angabe ,136,00 € durch die Angabe
,150,00 €" ersetzt.

100. In Nummer 5107 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,20,00 bis 110,00 €*
durch die Angabe ,22,00 bis 121,00 € und die Angabe ,52,00 € durch die Angabe
57,00 € ersetzt.

101. In Nummer 5108 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,20,00 bis 240,00 €*
durch die Angabe ,22,00 bis 264,00 €“ und die Angabe ,104,00 €* durch die Angabe
,114.00 € ersetzt.

102. In Nummer 5109 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,30,00 bis 290,00 €*
durch die Angabe ,33,00 bis 319,00 € und die Angabe ,128,00 €* durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

103. In Nummer 5110 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 470,00 €*
durch die Angabe ,44,00 bis 517,00 €* und die Angabe ,204,00 €* durch die Angabe
224 .00 € ersetzt.

104. In Nummer 5111 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,50,00 bis 350,00 €*
durch die Angabe ,55,00 bis 385,00 €“ und die Angabe ,160,00 €* durch die Angabe
,176,00 € ersetzt.

105. In Nummer 5112 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,88,00 bis 616,00 €* und die Angabe ,256,00 €* durch die Angabe
.282,00 € ersetzt.

106. In Nummer 5113 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,88,00 bis 616,00 €* und die Angabe ,256,00 €* durch die Angabe
,282,00 €" ersetzt.

107. In Nummer 5114 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,88,00 bis 616,00 € und die Angabe ,256,00 €* durch die Angabe
,282.,00 € ersetzt.

108. In Nummer 5200 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,20,00 bis 110,00 €*
durch die Angabe ,22,00 bis 121,00 € und die Angabe ,52,00 € durch die Angabe
,D7,00 € ersetzt.

109. In Nummer 6100 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,50,00 bis 340,00 €*
durch die Angabe ,55,00 bis 374,00 €“ und die Angabe ,156,00 €* durch die Angabe
,172.00 € ersetzt.

110. In Nummer 6101 werden in den Geblhrenspalten die Angabe ,100,00 bis 690,00 €*
durch die Angabe ,,110,00 bis 759,00 €" und die Angabe ,,316,00 €“ durch die Angabe
,348,00 € ersetzt.

111. In Nummer 6102 werden in den GeblUhrenspalten die Angabe ,130,00 bis 930,00 €*
durch die Angabe ,143,00 bis 1 023,00 €* und die Angabe ,424,00 €* durch die An-
gabe ,466,00 € ersetzt.

112. In Nummer 6200 werden in den GeblUhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 350,00 €*
durch die Angabe ,44,00 bis 385,00 €“ und die Angabe ,156,00 €* durch die Angabe
,172,00 €° ersetzt.
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In Nummer 6201 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 370,00 €°
durch die Angabe ,44,00 bis 407,00 €“ und die Angabe ,164,00 €* durch die Angabe
,180,00 € ersetzt.

In Nummer 6202 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 290,00 €*
durch die Angabe ,44,00 bis 319,00 €“ und die Angabe ,132,00 €* durch die Angabe
,145,00 €“ ersetzt.

Vorbemerkung 6.2.3 wird wie folgt geandert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

»(2) Kommt es fir eine Gebuhr auf die Dauer der Teilnahme an der Hauptver-
handlung an, sind auch Wartezeiten und Unterbrechungen an einem Hauptver-
handlungstag als Teilnahme zu berticksichtigen. Dies gilt nicht fur Wartezeiten und
Unterbrechungen, die der Rechtsanwalt zu vertreten hat, sowie fur Unterbrechun-
gen von jeweils mindestens einer Stunde, soweit diese unter Angabe einer kon-
kreten Dauer der Unterbrechung oder eines Zeitpunkts der Fortsetzung der Haupt-
verhandlung angeordnet wurden.”

In Nummer 6203 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,50,00 bis 320,00 €*
durch die Angabe ,55,00 bis 352,00 €“ und die Angabe ,148,00 €* durch die Angabe
,163,00 € ersetzt.

In Nummer 6204 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,88,00 bis 616,00 €* und die Angabe ,256,00 €* durch die Angabe
,282.00 € ersetzt.

In Nummer 6205 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,128,00 € durch die Angabe
»141,00 € ersetzt.

In Nummer 6206 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,256,00 € durch die Angabe
,282.00 € ersetzt.

In Nummer 6207 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,88,00 bis 616,00 €* und die Angabe ,256,00 €* durch die Angabe
,282.00 € ersetzt.

In Nummer 6208 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,80,00 bis 560,00 €*
durch die Angabe ,,88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe ,256,00 € durch die Angabe
,282.00 € ersetzt.

In Nummer 6209 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,128,00 € durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

In Nummer 6210 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,256,00 € durch die Angabe
,282,00 € ersetzt.

In Nummer 6211 werden in den Geblihrenspalten die Angabe ,,120,00 bis 1 110,00 €*
durch die Angabe ,,132,00 bis 1 221,00 €* und die Angabe ,492,00 €* durch die An-
gabe ,541,00 €° ersetzt.

In Nummer 6212 werden in den Geblhrenspalten die Angabe ,120,00 bis 550,00 €*
durch die Angabe ,,132,00 bis 605,00 €" und die Angabe ,268,00 €* durch die Angabe
,294,00 €° ersetzt.
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In Nummer 6213 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,134,00 € durch die Angabe
,147.00 € ersetzt.

In Nummer 6214 wird in der Geblhrenspalte die Angabe ,268,00 € durch die Angabe
»294,00 €° ersetzt.

In Nummer 6215 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,,70,00 bis 1 110,00 €*
durch die Angabe ,,77,00 bis 1 221,00 €* und die Angabe ,472,00 €" durch die Angabe
,D19,00 € ersetzt.

In Nummer 6300 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 470,00 €°
durch die Angabe ,44,00 bis 517,00 €“ und die Angabe ,204,00 €* durch die Angabe
,224,00 € ersetzt.

In Nummer 6301 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,40,00 bis 470,00 €"
durch die Angabe ,44,00 bis 517,00 €“ und die Angabe ,204,00 €* durch die Angabe
,224,00 € ersetzt.

In Nummer 6302 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,20,00 bis 300,00 €*
durch die Angabe ,22,00 bis 330,00 €“ und die Angabe ,128,00 €* durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

In Nummer 6303 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,20,00 bis 300,00 €*
durch die Angabe ,22,00 bis 330,00 €“ und die Angabe ,128,00 €* durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

In Nummer 6400 wird in der Gebuhrenspalte die Angabe ,,80,00 bis 680,00 €* durch
die Angabe ,88,00 bis 748,00 € ersetzt.

In Nummer 6401 wird in der Gebihrenspalte die Angabe ,,80,00 bis 680,00 €“ durch
die Angabe ,88,00 bis 748,00 € ersetzt.

In Nummer 6402 wird in der Gebihrenspalte die Angabe , 100,00 bis 790,00 €" durch
die Angabe ,110,00 bis 869,00 € ersetzt.

In Nummer 6403 wird in der Geblhrenspalte die Angabe , 100,00 bis 790,00 € durch
die Angabe ,110,00 bis 869,00 € ersetzt.

In Nummer 6500 werden in den Gebuhrenspalten die Angabe ,20,00 bis 300,00 €*
durch die Angabe ,22,00 bis 330,00 €“ und die Angabe ,128,00 €* durch die Angabe
,141,00 € ersetzt.

In Nummer 7003 wird in der Spalte ,H6he* die Angabe ,0,30 €* durch die Angabe
,0,42 €“ ersetzt.

In Nummer 7005 werden in der Spalte ,Hohe“ die Angabe ,25,00 €* durch die Angabe
»30,00 €, die Angabe ,40,00 €" durch die Angabe ,50,00 € und die Angabe ,70,00 €*
durch die Angabe ,80,00 € ersetzt.



Drucksache 565/20

(3) Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

-44 -

»Anlage 2
(zu 8§ 13 Absatz 1 Satz 3)
Gegenstandswert Gebiihr Gegenstandswert Gebiihr
bis ... € € bis ... € €

500 49,00 50 000 1279,00

1 000 88,00 65 000 1 373,00
1 500 127,00 80 000 1 467,00
2000 166,00 95 000 1 561,00
3000 222,00 110 000 1 655,00
4 000 278,00 125 000 1 749,00
5000 334,00 140 000 1 843,00
6 000 390,00 155 000 1 937,00
7 000 446,00 170 000 2 031,00
8 000 502,00 185 000 2 125,00
9 000 558,00 200 000 2 219,00
10 000 614,00 230 000 2 351,00
13 000 666,00 260 000 2 483,00
16 000 718,00 290 000 2 615,00
19 000 770,00 320 000 2 747,00
22 000 822,00 350 000 2 879,00
25000 874,00 380 000 3 011,00
30 000 955,00 410 000 3 143,00
35000 1 036,00 440 000 3 275,00
40 000 1117,00 470 000 3 407,00
45000 | 1198,00 500 000 | 3539,00

Artikel 8

Anderung des Birgerlichen Gesetzbuchs

In § 1835a Absatz 1 Satz 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBI. | S. 42, 2909; 20031 S. 738), das zuletzt
durch ... gedndert worden ist, wird das Wort ,Neunzehnfachen durch das Wort ,Sechzehn-

fachen” ersetzt.
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Artikel 9

Weitere Anderung des Birgerlichen Gesetzbuchs

In § 1835a Absatz 1 Satz 1 des Burgerlichen Gesetzbuchs, das zuletzt durch Artikel 8
dieses Gesetzes geandert worden ist, wird das Wort ,Sechzehnfachen“ durch das Wort
LSiebzehnfachen® ersetzt.

Artikel 10

Anderung weiterer Rechtsvorschriften

(1) 835 Absatz 2 Satz 3 des Untersuchungsausschussgesetzes vom 19. Juni 2001
(BGBI. 1 S. 1142), das durch ... geadndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

~Ermittlungsbeauftragte erhalten eine Vergltung auf der Grundlage des hdchsten Stunden-
satzes nach der Anlage 1 zum Justizvergltungs- und -entschadigungsgesetz.*

(2) 85 Absatz 2 der Kommunikationshilfenverordnung vom 17. Juli 2002 (BGBI. |
S. 2650), die zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(2) Eine Vergltung in Hoéhe des Honorars fur Dolmetscher gemafl § 9 Absatz 5 und 6
des Justizvergitungs- und -entschadigungsgesetzes erhalten Gebardensprachdolmet-
scherinnen und Gebardensprachdolmetscher nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 sowie
Kommunikationshelferinnen und Kommunikationshelfer nach 8 3 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2, Satz 2 Nummer 1 bis 4 mit nachgewiesener abgeschlossener Berufsausbildung
oder staatlicher Anerkennung fir das ausgeulbte Tatigkeitsfeld.”

(3) 89 Absatz 2 Satz 2 des Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetzes
vom 24. Marz 2011 (BGBI. | S.506, 941), das durch ... geandert worden ist, wird wie folgt
gefasst:

,Diese entspricht bei Postunternehmen der Nummer 32 und bei Telekommunikationsunter-
nehmen der Nummer 11.3 der Anlage 1 zum Justizverglitungs- und -entschadigungsgesetz

vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718, 776), das zuletzt durch ... geadndert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung.”

Artikel 11

Inkrafttreten

(1) Artikel 7 Absatz 1 Nummer 14 tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
(2) Artikel 9 tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

(3) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des ers-
ten auf die Verkiindung folgenden Kalendermonats] in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Gebihren des Rechtsanwaltsvergutungsgesetzes (RVG) sind zuletzt zum 1. August
2013 durch das 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz (2. KostRMoG) vom 23. Juli 2013
(BGBI. I S. 2586) erhoht worden. Mit Blick auf die erheblich gestiegenen Kosten fur den
Kanzleibetrieb und im Interesse einer Teilhabe der Anwaltschaft an der allgemeinen wirt-
schaftlichen Entwicklung erscheint eine erneute Anhebung der gesetzlichen Rechtsan-
waltsvergitung geboten.

Sachverstandige, Dolmetscherinnen und Dolmetscher sowie Ubersetzerinnen und Uber-
setzer, die von Organen der Justiz herangezogen werden, erhalten eine Vergitung nach
dem Justizvergitungs- und -entschadigungsgesetz (JVEG). Die Vergutung orientiert sich
an den Preisen, die auf dem freien Markt flr entsprechende Leistungen gezahlt werden.
Die bisher letzte Anpassung der Honorarsatze des JVEG an die wirtschaftliche Entwicklung
erfolgte ebenfalls zum 1. August 2013. Seither haben sich die Marktpreise zum Teil deutlich
weiterentwickelt. Um die vergutungsrechtlichen Voraussetzungen daflr zu erhalten, dass
der Justiz auch kiinftig qualifizierte Sachverstandige, Sprachmittlerinnen und Sprachmittler
in ausreichender Zahl zur Verfliigung stehen, ist eine Anpassung der gesetzlichen Vergu-
tung erforderlich.

Zudem hat sich gezeigt, dass einige Regelungen des JVEG in der praktischen Anwendung
Probleme aufwerfen. Vor diesem Hintergrund werden verschiedene strukturelle Anderun-
gen des Vergutungsrechts vorgeschlagen, die dazu beitragen sollen, das Abrechnungsver-
fahren zu vereinfachen und zu beschleunigen.

Daruber hinaus erscheinen auch die Entschadigungen fir ehrenamtliche Richterinnen und
Richter sowie fir Zeuginnen und Zeugen nicht mehr angemessen und sollten angehoben
werden.

Mit der Erhdéhung der Rechtsanwaltsgebihren sowie der Anpassung der Vergltungen und
Entschadigungen nach dem JVEG sind hohere Ausgaben des Staates in Rechtssachen
verbunden. Gleichzeitig sind auch die Sach- und Personalkosten der Justiz gestiegen. Da-
her bediirfen auch die Gerichtsgebihren einer Anpassung.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
1. Rechtsanwaltsvergltung

Bei den Kosten fur den Betrieb einer Rechtsanwaltskanzlei fallen neben den Sachkosten
(etwa flr die Kanzleiraummiete, Blro- und Kommunikationsmaterialien sowie Fachliteratur)
insbesondere die Gehalter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erheblich ins Gewicht. Es
erscheint daher sachgerecht, bei der Bemessung des Anpassungsvolumens fir die Rechts-
anwaltsgebiihren sowohl den Anstieg der Verbraucherpreise, als auch die allgemeine Ein-
kommensentwicklung zu berlcksichtigen. Die Verbraucherpreise sind seit der letzten An-
passung des RVG im dritten Quartal 2013 um mehr als 7 Prozent gestiegen, die Tarifver-
dienste im produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich um tber 18 Prozent.
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Zur Anpassung der Rechtsanwaltsvergitung wird eine Kombination aus strukturellen Ver-
besserungen im Vergutungsrecht sowie einer linearen Erhéhung der Geblhren des RVG
vorgeschlagen.

Fur die lineare Erh6hung, die grundsatzlich alle Gebihren erfassen soll, wird ein Anpas-
sungsvolumen von 10 Prozent vorgeschlagen, fur den Bereich der sozialrechtlichen Man-
date zusatzlich weitere 10 Prozent. Auch die vorgeschlagenen strukturellen Anderungen
des anwaltlichen Vergutungsrechts sind ganz tberwiegend mit Verbesserungen fiir die An-
waltschaft verbunden. Insbesondere im Bereich der Kindschaftssachen sowie allgemein bei
Prozesskostenhilfemandaten fiihren die Anderungen zu weiteren Gebuihrensteigerungen.
Hinsichtlich der Wertgebiihren ist zudem zu beriicksichtigen, dass sich die Gegenstands-
werte seit 2013 erhoht haben (beispielweise durch Gehalts- oder Mietsteigerungen sowie
den Erwerb teurerer Glter und Dienstleistungen) und hierdurch bereits ohne Gesetzesan-
derung ein spurbarer Anstieg der Geblhren eingetreten ist.

Insgesamt stellt die vorgeschlagene Kombination aus linearer Gebuhrenanhebung und
strukturellen Verbesserungen einen sachgerechten Ausgleich dar zwischen der berechtig-
ten Forderung der Anwaltschaft nach einer Teilhabe an der allgemeinen wirtschaftlichen
Entwicklung und dem Interesse der rechtsuchenden Birgerinnen und Blirger an einer qua-
litativ hochwertigen, aber gleichzeitig fur sie erschwinglichen anwaltlichen Beratung und
Vertretung. Dabei ist nicht zuletzt zu berlcksichtigen, dass ein angemessenes und aus-
kémmliches Vergutungshiveau erst die Voraussetzung dafiir schafft, dass Rechtsanwaltin-
nen und Rechtsanwaélte ihre Dienstleistungen auch in strukturschwachen Regionen anbie-
ten kénnen.

Im Wesentlichen werden folgende MalRnahmen vorgeschlagen:
¢ Lineare Erhéhung der Rechtsanwaltsgebiihren um 10 Prozent

Die Gebuhren des RVG sollen linear insgesamt um 10 Prozent erhdht werden. Dies gilt
grundsatzlich gleichermafien fir Wert-, Fest- und Betragsrahmengebtlihren. Bei den
Wertgebuhren soll die Erhéhung in der untersten Wertstufe bis 500 Euro rundungsbe-
dingt lediglich etwa 9 Prozent betragen, was aber durch eine entsprechend starkere An-
hebung in anderen Wertstufen kompensiert wird. Besonders in den untersten Wertstufen
stehen die Rechtsverfolgungskosten bereits heute zum Teil in einem unglinstigen Ver-
héaltnis zur Bedeutung der Angelegenheit fur die Rechtsuchenden, was dazu fuhren
kann, dass allein aufgrund des Kostenrisikos von der Mandatierung einer Rechtsanwal-
tin oder eines Rechtsanwalts abgesehen wird. Vor diesem Hintergrund erscheint eine
leicht unter 10 Prozent liegende Anpassung in der untersten Wertstufe, wie sie auch bei
den Gerichtsgebtiihren vorgesehen ist, sachgerecht. Die sich aus einer Erhéhung der
Fest-, Rahmen- und Hochstgebiihren um 10 Prozent ergebenden Betrage sind grund-
satzlich auf volle Euro gerundet. Sofern die Hohe einer Geblhr von der Hohe einer an-
deren Gebihr abgeleitet ist, kann sich fur einzelne Gebuhren ein leicht abweichendes
Erhéhungsvolumen ergeben. Die allgemeine Mindestgebihr soll nicht angehoben wer-
den.

¢ Anhebung des Regelverfahrenswerts in Kindschaftssachen

Durch das 2. KostRMoG wurden nahezu alle Auffang- und Regelwerte in den Justizkos-
tengesetzen erhoht. Die seinerzeit unterbliebene Anhebung des Regelverfahrenswerts
in Kindschaftssachen soll nunmehr nachgeholt und der Regelwert von 3 000 Euro auf
4 000 Euro angehoben werden.
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e Sonderanpassung der Rechtsanwaltsgebihren in sozialrechtlichen Angelegenheiten um
zusatzliche 10 Prozent

Seit dem Inkrafttreten des RVG im Jahr 2004 wird das Gebiihrenniveau in sozialrechtli-
chen Mandaten als zu niedrig kritisiert. Durch das 2. KostRMoG wollte der Gesetzgeber
hier Abhilfe schaffen. Dies ist jedoch nur teilweise gelungen. Es wird daher vorgeschla-
gen, die Rechtsanwaltsgebihren in diesem Bereich Uber die allgemeine lineare Erho-
hung hinaus um weitere 10 Prozent anzuheben.

e Anhebung der PKH-/VKH-Kappungsgrenze von 30 000 Euro auf 50 000 Euro

Die Wertgebuhren, die beigeordneten Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten aus der
Staatskasse gezahlt werden, sind nach § 49 RVG dahingehend gedeckelt, dass bei ei-
nem Gegenstandswert tber 30 000 Euro keine weitere Gebuhrensteigerung mehr ein-
tritt. Die letzte mit einer Gebuhrenerhéhung einhergehende Anhebung dieser Kappungs-
grenze liegt Jahrzehnte zurtick. Vor dem Hintergrund der seither erfolgten Entwicklung
der durchschnittlichen Verfahrenswerte soll die Kappungsgrenze auf 50 000 Euro ange-
hoben werden.

Dartiber hinaus sieht der Gesetzentwurf einige weitere strukturelle Anderungen des anwalt-
lichen Gebuhrenrechts vor. Dazu zahlen unter anderem

— eine Regelung zur Berucksichtigung von Pausenzeiten bei der Bemessung der anwalt-
lichen Terminsgebuhr in Strafsachen,

— eine Beseitigung systematischer Briiche in der Ubergangsregelung des RVG,

— eine Deckelung der Anrechnung der mehrfach angefallenen anwaltlichen Geschéfts-
gebuhr auf die einheitliche Verfahrensgebiihr bei objektiver Klagehaufung,

— eine Erstreckung der PKH-Beiordnung im Fall des Mehrvergleichs auf alle nicht anhan-
gigen Gegenstande,

— eine gesetzliche Verankerung einer Einigungsgebiihr bei aul3ergerichtlicher Beratung,

— eine Regelung zur Terminsgebuhr fir privatschriftliche Vergleiche sowie

eine Erh6hung der Fahrtkostenpauschale und der Tages- und Abwesenheitsgelder.
2. Gerichtsgebihren

Die Gerichtsgebihren nach dem Gerichtskostengesetz (GKG) sowie dem Gesetz Uber Ge-
richtskosten in Familiensachen (FamGKG) sollen linear um 10 Prozent angehoben werden.
Gleiches gilt fur die Wertgebiihren nach der Gebiuhrentabelle A des Gerichts- und Notar-
kostengesetzes (GNotKG). Nicht angehoben werden sollen die allgemeinen Mindestgebh-
ren. Wie bei den Rechtsanwaltsgebihren soll die Anpassung in der untersten Wertstufe bis
500 Euro lediglich knapp 9 Prozent betragen. Ebenfalls erhoht werden sollen diejenigen
Festgebiihren des GNotKG, die eine Entsprechung im GKG oder im FamGKG haben; hier
sollen auch kinftig fur gleiche Sachverhalte in allen Gerichtskostengesetzen Gebiihren in
derselben Ho6he anfallen. Ausgenommen von der Erh6hung sind die Gebuhren fur diejeni-
gen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die nach der Gebuhrentabelle B des
GNOotKG abgerechnet werden. Dazu gehéren insbesondere Grundbuch- und Nachlasssa-
chen. In diesen Bereichen erscheinen die derzeitigen Gebiihren auskdmmlich und eine Er-
héhung daher nicht angezeigt. Ebenfalls nicht angehoben werden sollen die Gebihren des
GKG, FamGKG und des GNotKG fir die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung. Die
Hohe dieser Gebihren soll auch kinftig Ubereinstimmen mit der vergleichbaren Gebuhr
des Gerichtsvollzieherkostengesetzes (GvKostG), dessen Gebihren nicht erhéht werden
sollen.
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3. Vergutungen und Entschadigungen nach dem JVEG

Fur eine Reihe von Sachgebieten, auf denen Sachverstandige ihre Leistung fur die Justiz
erbringen, sowie fiir Dolmetsch- und Ubersetzungsleistungen legt das JVEG konkrete Ho-
norarsatze fest. Diese Séatze beruhen auf einer Marktanalyse aus dem Jahr 2009. Zur Vor-
bereitung einer Anpassung an die seitdem eingetretene wirtschaftliche Entwicklung hat das
Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz im Jahr 2018 eine neuerliche
Marktanalyse durchfihren lassen. Gegenstand der Studie waren neben der Sprachmittler-
tatigkeit insbesondere die Sachverstandigenleistungen auf solchen Sachgebieten, die in
Abstimmung mit den Landesjustizverwaltungen und den Bestellungskérperschaften als be-
sonders praxisrelevant identifiziert wurden. Der Abschlussbericht zur Marktanalyse wurde
im Méarz 2019 auf der Internetseite des Bundesministeriums der Justiz und fur Verbraucher-
schutz veroéffentlicht (IntervVal GmbH, Marktanalyse zum Justizvergitungs- und-entschadi-
gungsgesetz — die Vergltung von Sachverstandigen, Dolmetscherinnen/Dolmetschern und
Ubersetzerinnen/Ubersetzern [nachfolgend: Marktanalyse]; https://www.bmijv.de/DE/Ser-
vice/Fachpublikationen/Marktanalyse Justizverg%C3%BCtung.html).

Auf der Grundlage der Ergebnisse dieser Marktanalyse sollen die Honorarsétze des JVEG
nunmehr an diejenigen Vergutungen angepasst werden, die von Sachverstandigen,
Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern auf dem freien Markt erzielt werden. Der bisherige
Abschlag in Hohe von 10 Prozent (,Justizrabatt®) soll entfallen. Zugleich soll die Liste der
praxisrelevanten Sachgebiete nach der Anlage 1 zum JVEG aktualisiert werden.

Daruber hinaus sollen auch die Vergitungen fiir medizinische und psychologische Sach-
verstandigenleistungen angepasst werden. Diese sind mangels eines als Referenzgréfe
geeigneten freien Marktes nicht in die Marktanalyse einbezogen worden. Als Anpassungs-
mal3stab soll hier die Entwicklung der Tarifverdienste im produzierenden Gewerbe und im
Dienstleistungsbereich dienen. Seit der letzten Anpassung der JVEG-Satze im 3. Quar-
tal 2013 bis zum 1. Quartal 2020 sind die vorbezeichneten Tarifverdienste um 18,1 Prozent
gestiegen. Bei Fortschreibung dieser Entwicklung ergibt sich bis zum angenommenen In-
krafttreten der nunmehr vorgeschlagenen Anderungen im Januar 2021 ein Erhéhungsvolu-
men von rund 20 Prozent. Zudem soll der Katalog der in der Anlage 2 beschriebenen (me-
dizinischen) Leistungen aktualisiert und ebenfalls entsprechend der vorbeschriebenen Ta-
riflohnentwicklung angepasst werden.

Die Anderungen der Honorarsétze dienen dazu, die vergitungsrechtlichen Voraussetzun-
gen daflr zu erhalten, dass der Justiz weiterhin qualifizierte Sachverstandige sowie Sprach-
mittlerinnen und Sprachmittler in ausreichender Zahl zur Verfligung stehen.

Der vorliegende Gesetzentwurf enthalt zudem verschiedene strukturelle Anderungen des
Vergutungsrechts, die dazu beitragen sollen, das Abrechnungsverfahren sowohl fir die
Justiz als auch fur die Berechtigten zu vereinfachen und zu beschleunigen.

AulRerdem wird vorgeschlagen, auch die Entschadigungen fur ehrenamtliche Richterinnen
und Richter sowie fir Zeuginnen und Zeugen an die wirtschaftliche Entwicklung anzupas-
sen. Als Mal3stab sollen dabei zum einen die Entwicklung der tariflichen Verdienste im pro-
duzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich und zum anderen die Entwicklung
des Verbraucherpreisindexes dienen.

4. Sonstige Anderungen des Justizkostenrechts
Zudem werden weitere strukturelle Anderungen in den Justizkostengesetzen vorgeschla-
gen, die Anderungsbedarf aufgreifen, der sich seit der letzten grof3eren Uberarbeitung des

Justizkostenrechts im Jahr 2013 ergeben hat. Dazu z&hlen beispielsweise

— eine Begrenzung des Streitwerts in Mietminderungsprozessen,
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— eine Uberarbeitung der Gerichtsvollziehergebiihren fiir die Raumung unbeweglicher
Sachen,

— die Einfihrung einer Gerichtsgebdihr fur die Erteilung einer Bescheinigung tber die An-
nahme des Testamentsvollstreckeramtes,

— eine Begrenzung der Gerichtsgebiihren bei Betreuungen von nur sehr kurzer Dauer,

— eine Begrenzung der Grundbuchgebiihren fiir die Anderung des Inhalts von Sonderei-
gentum sowie

— die Einflhrung einer Gerichtsgeblihr fir bestimmte Verfahren des Landwirtschaftsge-
richts.
[l Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt fiir den gréf3ten Teil des Entwurfs aus Ar-

tikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (GG). Die wesentlichen Regelungsvor-

schlage fallen unter die folgenden Sachgebiete:

Sachgebiet ,gerichtliches Verfahren®:

— Artikel 1 bis 3,

— Artikel 4 und 5, soweit diese das gerichtliche Verfahren betreffen,

— Artikel 6, soweit dieser Vergitungen und Entschadigungen in gerichtlichen Verfahren,
in Ermittlungsverfahren vor der Staatsanwaltschaft und der Finanzbehorde oder im
Falle der Heranziehung durch den Gerichtsvollzieher betrifft,

Sachgebiet ,Notare*:

— Artikel 4, soweit er die Gebuhren und Auslagen der Notarinnen und Notare betrifft,

Sachgebiet ,Rechtsberatung®:

— Artikel 5, soweit er die Registrierung im Rechtsdienstleistungsregister betrifft,

Sachgebiet ,Strafrecht:

— Artikel 5 und 6, soweit diese die Erteilung eines Flhrungszeugnisses nach dem Bun-
deszentralregistergesetz oder die Vergitung und die Entschadigung im Bul3geldver-
fahren vor der Verwaltungsbehdrde betreffen,

Sachgebiet ,birgerliches Recht*:

— Artikel 5, soweit er die Gebuhren fir den Abruf von Daten aus dem Vereinsregister,
dem Grundbuch, dem Schiffs- und Schiffsbauregister sowie dem Register fur Pfand-

rechte an Luftfahrzeugen betrifft,

— Artikel 8und 9,
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Sachgebiet ,Rechtsanwaltschaft:
—  Artikel 7.
Die Gesetzgebungskompetenz fur Artikel 5,

— soweit er die Befreiung von der Beibringung des Eheféhigkeitszeugnisses betrifft, folgt
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 2 GG (,Personenstandswesen®),

— soweit er sonstige Justizverwaltungsangelegenheiten mit Auslandsbezug betrifft, folgt
aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1 GG (,auswartige Angelegenheiten®) und

— soweit er Gebuhren fur den Abruf von Daten aus dem Handels-, Partnerschafts- und
Genossenschaftsregister, fiir die Fiihrung des Unternehmensregisters, fur die Auskunft
aus der Gewerbeordnung und Ordnungsgeldverfahren nach dem Handelsgesetzbuch
betrifft, folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (,Recht der Wirtschaft). Bundes-
gesetzliche Regelungen sind hier zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse im Sinne von Artikel 72 Absatz 2 GG erforderlich.

Die Gesetzgebungskompetenz fiur Artikel 10 folgt
—  fir die Absatze 1 und 2 aus der Natur der Sache und

—  fur Absatz 3 aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 7 GG.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen Ver-
tragen, die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Insbesondere die vorgeschlagenen Anderungen des JVEG dienen der Beschleunigung und
Vereinfachung von Verfahren und tragen zudem auch zu einer Rechtsvereinfachung bei,
indem in der Praxis bisher streitanfallige Regelungen klarer gefasst werden.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 fir nachhaltige Entwicklung dient. Der Entwurf fordert das Nachhaltigkeits-
ziel 16 ,Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen® mit seinem Gebot der Rechtsstaat-
lichkeit und des Zugangs aller zur Justiz in Unterziel 16.3.

Die vorgeschlagene Anpassung der Gerichtsgebuhren leistet einen Beitrag zu einer ange-
messenen finanziellen Ausstattung der Justiz. Sie stérkt dadurch die Arbeitsfahigkeit der
Gerichte und somit den Zugang der Burgerinnen und Burger zum Recht. Die Anpassung
der Rechtsanwaltsgebuihren sichert die wirtschaftliche Grundlage von Rechtsanwaltskanz-
leien gerade in strukturschwachen Regionen und tragt damit dazu bei, dass Birgerinnen
und Blrgern auch kinftig flachendeckend Zugang zu anwaltlichen Dienstleistungen haben
werden.



Drucksache 565/20 -52 -

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand
a) Lander

Die vorgeschlagenen Anderungen wirken sich auf die Haushalte der Lander voraussichtlich
wie folgt aus:

e Jahrliche Mehreinnahmen durch die Anderung des
= GKG und des FamGKG: circa 86 Millionen Euro
= GvKostG: circa 0,2 Millionen Euro

Die Anderungen des GNotKG, des JVEG und des RVG fiihren zu keinen nennenswer-
ten Mehreinnahmen.

e Jahrliche Mehrausgaben durch die Anderung des
= JVEG: circa 170 Millionen Euro
= RVG: circa 91 Millionen Euro

Die Anderungen des GKG, des FamGKG und des GNotKG fiihren zu keinen Mehraus-
gaben.

Die vorgeschlagenen Anderungen des Justizverwaltungskostengesetzes (JVKostG) haben
keine Auswirkungen auf die Landerhaushalte.

Insgesamt entstehen fir die Haushalte der Lander durch die Anderung der Justizkostenge-
setze und des RVG somit Mehrausgaben in H6he von circa 175 Millionen Euro pro Jahr.

b) Bund
e Mehreinnahmen durch die Anderung des
= GKG und des FamGKG: circa 3 Millionen Euro
= JVEG circa 0,2 Millionen Euro
e Mehrausgaben durch die Anderung des
= GKG und RVG: circa 10,2 Millionen. Euro
= JVEG: circa 4,8 Millionen Euro.
Insgesamt entstehen fur den Bundeshaushalt damit Mehrausgaben in Héhe von circa
11,8 Millionen Euro pro Jahr. Der sich durch die Anderungen ergebende Mehrbedarf an
Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenm&Rig im jeweiligen Einzel-
plan ausgeglichen werden.
4. Erfullungsaufwand
4.1 Erfullungsaufwand fur Bargerinnen und Burger

a) Anderung des BGB

Die fur 2023 vorgeschlagene Erhohung der Aufwandsentschadigung fur ehrenamtliche Be-
treuer und Vorminder um rund 7 Prozent wird zu Mehrkosten bei den Vormindern und
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Betreuten fuhren, die nicht mittellos sind und daher die Aufwandsentschadigung aus ihrem
Vermobgen aufbringen missen. Nach dem Abschlussbericht ,,Qualitat in der rechtlichen Be-
treuung® (https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/Fachpublikatio-
nen/Forschungsbericht_Qualitaet_rechtliche_Betreuung.pdf?__blob=publicationFile&v=2)

sind rund 88 Prozent der Betreuten mittellos und lediglich 12 Prozent der Betreuten vermo-
gend. Diese Angaben beziehen sich zwar auf die Verfahren, die mit Berufsbetreuern geftihrt
werden. Anhaltspunkte fir ein hiervon abweichendes Verhaltnis in denjenigen Verfahren,
die von ehrenamtlichen Betreuern geflihrt werden, liegen jedoch nicht vor. Bei Vormund-
schaften und Pflegschaften kann ein &hnliches Verhaltnis angenommen werden. Aufgrund
der im Vergleich zu den Betreuungsverfahren sehr geringen Fallzahlen wirden Abweichun-
gen aber ohnehin nicht ins Gewicht fallen. Die L&nder haben angegeben, im Jahr 2019 rund
161 Millionen Euro fur ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer ausgegeben zu haben.
Bei einem angenommenen Verhaltnis zwischen Mittellosen und Vermégenden von 9:1 ist
den Vermdgenden daher im Jahr 2019 ein Aufwand in H6he von rund 17,8 Millionen Euro
entstanden. Die lineare Erhéhung um rund 7 Prozent wird somit zu jahrlichen Mehrkosten
von rund 1,3 Millionen Euro fiuhren.

b) Ubrige Anderungen

Die ubrigen vorgeschlagenen Anderungen lésen keinen Erfillungsaufwand fur Biirgerinnen
und Blrger aus.

4.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft
a) Anderung des JVEG

Die vorgeschlagene Anderung des § 3 JVEG kann zu einer Erhéhung des Erfiillungsauf-
wands der Wirtschaft sowie auch der Verwaltung fihren. Eine konkrete Bezifferung ist nicht
moglich, da keine Daten zu den einschléagigen Fallzahlen existieren. Da die Inanspruch-
nahme des erweiterten Vorschussanspruchs auch bei den Berechtigten einen héheren Auf-
wand verursacht, kann unterstellt werden, dass von der Moglichkeit nur in Ausnahmefallen
Gebrauch gemacht wird und die Auswirkungen auf den Erfullungsaufwand daher vernach-
lassigbar gering sind.

Die vorgeschlagene Anderung in § 9 Absatz 5, § 12 Absatz 1 und § 13 Absatz 2 JVEG wer-
den zu einer Verringerung des Erflllungsaufwands fir die Normadressaten ,Verwaltung®
und ,Wirtschaft” fihren. In welcher GroRenordnung sich diese Verringerung bewegt, lasst
sich mangels Daten zu den einschlagigen Fallzahlen nicht prognostizieren.

b) Anderung des RVG

Fur die Anwaltschaft entsteht einmaliger Erflillungsaufwand fur die notwendige Anpassung
der jeweiligen Kanzleisoftware. Ein solches Update erfolgt in der Regel im Rahmen des
Leistungsumfangs bestehender Softwarewartungsvertrage und kann unter Umstanden so-
gar mit dem ohnehin jahrlich bereitgestellten Update verbunden werden. Darlber hinaus
fallen zuséatzliche Kosten nicht an; insbesondere ist nicht von einem Anstieg der Preise fur
Kanzleisoftware auszugehen. Die Hohe der Kosten flr die erforderlichen Softwareanpas-
sungen ist abhangig vom jeweiligen Anbieter der Software. Vor dem Hintergrund, dass mit
den vorgeschlagenen Anderungen weit liberwiegend nur Gebiihrenbetrage angepasst wer-
den, kann davon ausgegangen werden, dass fur die Programmierung nicht mehr als
10 000 Euro je Anbieter und je verwendetem Programm anfallen werden. Von den derzeit
in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen rund 166 000 Anwaltinnen und Anwélten
arbeiten im Mittel in einer deutschen Anwaltskanzlei zwdlf Rechtsanwaltinnen und Rechts-
anwalte (vergleiche Kilian, Grof3e und Rechtsformen deutscher Kanzleien — keine Struktur-
beben, a. a. O., S. 727). Der Schatzung werden daher rund 14 000 Kanzleien zu Grunde
gelegt. In der Annahme, dass in jeder Kanzlei fur die Vergutungsabrechnung jeweils ledig-
lich eine einzige Software verwendet wird, ergibt sich ein Gesamtaufwand von rund 140 000
Euro.
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c) Ubrige Anderungen

Die ubrigen vorgeschlagenen Anderungen losen keinen Erfiillungsaufwand fiir die Wirt-
schaft aus.

4.3 Erfullungsaufwand fur die Verwaltung
a) Anderungen des JVEG

Hinsichtlich der mdglichen Auswirkungen auf den Erfullungsaufwand fur die Verwaltung
durch die vorgeschlagenen Anderungen des JVEG wird auf die vorstehenden Ausfihrun-
gen unter Nummer 4.2 Buchstabe a verwiesen.

b) Anderung des BGB

Die fur 2023 vorgeschlagene lineare Erhohung der Aufwandsentschadigung fur ehrenamt-
liche Betreuer und Vormunder um rund 7 Prozent wird zu Mehrausgaben fur die Lander in
Hohe von rund 11,3 Millionen Euro pro Jahr flhren. Dieser Schatzung liegen die im
Jahr 2019 von den Landern geleisteten Zahlungen an ehrenamtliche Betreuer und Vormuin-
der zu Grunde.

c) Ubrige Anderungen

Die tibrigen im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Anderungen, insbesondere die Anderun-
gen der Gerichtsgebuihren, verursachen einmaligen Erfullungsaufwand fur die Lander durch
die notwendigen Anpassungen der verwendeten Fachanwendungen bei den Gerichten. Der
Umfang des erforderlichen Updates ist vergleichbar mit dem bei der Anwaltschaft. Es wird
daher ebenfalls fir jedes Update von einem Aufwand von 10 000 Euro ausgegangen. In
der Annahme, dass die Softwareanpassungen in jedem Land zentral durchgefiihrt werden
und daher in jedem Land der Aufwand nur einmal anfallt, ergibt sich ein einmaliger Erfll-
lungsaufwand fir die Lander in H6he von rund 160 000 Euro. Im Bereich des Bundes sind
die notwendigen Softwareanpassungen geringer, sodass hier von einem einmaligen Erfiil-
lungsaufwand in Héhe von rund 5 000 Euro ausgegangen wird. Dem Normadressaten ,Ver-
waltung® entsteht mithin einmaliger Erflllungsaufwand in Héhe von rund 165 000 Euro.

Daneben kann auch die lineare Anhebung der gesetzlichen Rechtsanwaltsgebihren um
rund 10 Prozent zu einem erhohten Erflullungsaufwand fir den Bund und die Lander in den
Fallen fuhren, in denen diese selbst anwaltliche Leistungen in Anspruch nehmen. Dabei ist
allerdings zu bertcksichtigen, dass in der Mehrzahl dieser Félle mit den Rechtsanwaltinnen
und Rechtsanwalten Vergutungsvereinbarungen getroffen werden und die Mandate nicht
nach den gesetzlichen Geblihren des RVG abgerechnet werden. Auch aus diesem Grund
haben die Lander, die Bundesressorts und die Behorden des Geschaftsbereichs des Bun-
desministeriums der Justiz und fur Verbraucherschutz insoweit mitgeteilt, dass der Erful-
lungsaufwand sich nicht nennenswert erhéhen wird. Bei Mandaten, die nach den gesetzli-
chen Regelungen des RVG abgerechnet werden, werden sich diese Kosten linear um rund
10 Prozent erhdhen. Anhaltspunkte dafirr, wie viele Falle und insbesondere welche Fall-
konstellationen davon betroffen wéren, liegen nicht vor, sodass eine Bezifferung dieses Er-
flllungsaufwands nicht méglich ist.

5. Weitere Kosten

Den Burgerinnen und Burgern sowie der Wirtschaft entstehen im Rahmen der Inanspruch-
nahme von Gerichten durch die lineare Gebtihrenerhéhung um rund 10 Prozent Mehraus-
gaben zum einen in Hohe der unter Nummer 3 dargestellten Mehreinnahmen der Lander
und des Bundes. Zum anderen verursachen die vorgeschlagenen Erh6hungen der Vergu-
tungen und Entschadigungen nach dem JVEG Mehrkosten in H6he von rund 49 Millionen
Euro pro Jahr.
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Daneben erhéhen sich durch die Anderungen des RVG firr Biirgerinnen und Biirgern sowie
fur die Wirtschaft die Kosten fiir die Inanspruchnahme anwaltlicher Leistungen um circa
720 Millionen Euro. Dieser Schatzung liegen die folgenden Daten und Annahmen zu-
grunde:

Im Jahr 2017 betrug nach einer Erhebung des Statistischen Bundesamtes der Gesam-
tumsatz der Rechtsanwaltskanzleien mit Notariat circa 7,2 Milliarden Euro und der Ge-
samtumsatz der Rechtsanwaltskanzleien ohne Notariat circa 14,1 Milliarden Euro
(Destatis, Fachserie 9, Reihe 4.4, Dienstleistungen — Strukturerhebung im Dienstleis-
tungsbereich — Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen
Dienstleistungen 2017, erschienen am 17. September, 2019, S. 27). In der Annahme,
dass die Rechtsanwaltskanzleien mit Notariat 50 Prozent ihres Umsatzes aus dem No-
tariat erzielen (siehe hierzu Destatis, Erzeugerpreisindizes fur Dienstleistungen — Infor-
mationen zum Preisindex Rechtsberatung (WZ 2008: 69.1), 2018, S. 10, wo bei Kanz-
leien mit Gber 1 Million Euro Jahresumsatz die Notariatsleistungen nur mit einem Wa-
gungsanteil von 11,3 Prozent bertcksichtigt werden), ergibt sich daraus ein bereinigter
Jahresgesamtumsatz der Rechtsanwaltskanzleien in Héhe von circa 17,8 Milliarden
Euro.

Um die Auswirkungen der Erhéhung auf den Umsatz der Rechtsanwaltschaft und die
damit spiegelbildlich verbundenen erhéhten Kosten fir die Inanspruchnahme anwaltli-
cher Leistungen ermitteln zu kénnen, ist zu unterscheiden, ob der Umsatz nach dem
RVG oder aufgrund von Gebuhrenvereinbarungen erzielt wird, die keinen Bezug zu
den RVG-Gebihren aufweisen. Hierzu werden die nachfolgenden statistischen Daten
und Erhebungen herangezogen:

e Nach einer Studie von Hommerich/Kilian aus dem Jahr 2006 rechnen nach dem
RVG ab: 73 Prozent der Einzelanwalte, 73 Prozent der Anwalte in Kanzleien mit 2-
5 Anwalten, 56 Prozent der Anwalte in Kanzleien mit 6-10 Anwalten, 49 Prozent der
Anwalte in Kanzleien mit 11-20 Anwalten und 22 Prozent der Anwalte in Kanzleien
mit mehr als 20 Anwalten (Hommerich/Kilian, Vergitungsvereinbarungen deutscher
Rechtsanwalte 2006, S. 34).

¢ Lediglich 6 Prozent der Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte sind in Kanzleien mit
mehr als 20 Anwaltinnen und Anwalten tatig (Kilian, Gro3e und Rechtsformen deut-
scher Kanzleien — keine Strukturbeben, AnwBI 7/2017, S. 724).

o Destatis geht bei den Rechtsanwalts- und Vertretungsleistungen (hochgerechnet
auf 100 Prozent Gesamtanteil) von einem Wagungsanteil von 52 Prozent fur Vergu-
tungsvereinbarungen und 48 Prozent fir eine Abrechnung nach dem RVG aus. Al-
lerdings wurden hierfur ausschlieB3lich Kanzleien mit einem Umsatz von mehr als
1 Million Euro befragt (Destatis, Erzeugerpreisindizes fir Dienstleistungen — Infor-
mationen zum Preisindex Rechtsberatung (WZ 2008: 69.1), 2018, S. 9f.). Kanzleien
mit einem geringeren Umsatz, die in der Regel einen deutlich hheren Anteil an
RVG-Abrechnung aufweisen, wurden nicht beriicksichtigt.

¢ Nach der STAR-Analyse der BRAK fir das Jahr 2013 rechnen Rechtsanwaltinnen
und Rechtsanwalte folgende Anteile ihrer Gesamtarbeitszeit nach Zeithonorar ab:
36 Prozent der Anwaltinnen und Anwalte Anteil O Prozent, 20 Prozent der Anwaltin-
nen und Anwalte Anteil 1-5 Prozent, 12 Prozent der Anwaltinnen und Anwalte Anteil
6-10 Prozent, 16 Prozent der Anwaltinnen und Anwaélte Anteil 11-50 Prozent und 16
Prozent der Anwaltinnen und Anwaélte Anteil 51-100 Prozent (Anlage 6). Die dane-
ben anfallenden Umsétze aus Pauschalhonoraren durften vergleichsweise gering
sein.
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In der Gesamtschau der vorstehenden Daten wird davon ausgegangen, dass der
Anteil am Gesamtumsatz, der nach dem RVG erzielt wird, mindestens 50 Prozent
oder circa 8,9 Milliarden Euro betragt.

In diesem Gesamtumsatz sind neben den Gebihren auch Auslagen enthalten, die nur
punktuell erhéht werden sollen. Der auf die Auslagen entfallende Anteil, der auf 19 Pro-
zent geschatzt wird, ist daher herauszurechnen. Dieser Anteil entspricht der Grol3e, die
auch bei den Berechnungen zum 2. KostRMoG angenommen wurde. Im Ergebnis
ergibt sich ein auf die Gebuhren entfallender Umsatz von circa 7,2 Milliarden Euro.

Unter Berlcksichtigung der vorgeschlagenen linearen Erhéhung der gesetzlichen Ge-
bihren nach dem RVG um etwa 10 Prozent ergibt sich eine Umsatzsteigerung um etwa
720 Millionen Euro, die zu einer entsprechenden Mehrbelastung von den Blrgerinnen
und Burgern sowie der Wirtschaft bei der Inanspruchnahme anwaltlicher Leistungen
fuhrt.

Eine Aufteilung der Mehrausgaben zwischen den Birgerinnen und Birgern und der Wirt-
schaft ist nicht mdglich, da es weder Zahlen noch Anhaltspunkte fUr eine Schéatzung tUber
die Verteilung der Verfahren und der Verteilung der unterschiedlichen Geschéaftswerte zwi-
schen diesen Gruppen gibt.

Daneben sind tendenziell auch Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, zu erwarten, vor allem im Bereich der Rechtschutzversicherun-
gen; die Auswirkungen kénnen aber nicht quantifiziert werden.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Geschlechts-
spezifische Ungleichbehandlungen sind mit dem Entwurf nicht verbunden.

Der Entwurf fordert gleichwertige Lebensverhéltnisse, indem die mit den vorgeschlagenen
Anderungen einhergehende Sicherung der wirtschaftlichen Grundlage fiir Rechtsanwalts-
kanzleien gerade in strukturschwachen Regionen dazu beitragt, dass Burgerinnen und Bur-
ger auch kunftig flachendeckend Zugang zu anwaltlichen Dienstleistungen haben werden.

VIl.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der im Entwurf vorgeschlagenen Regelungen kommt nicht in Betracht. Die
Gebuhren-, Vergltungs- und Entschadigungsvorschriften sind als Dauerregelungen ange-
legt, die so lange gelten missen, bis der Gesetzgeber eine Anderung fir angezeigt halt.

Die Angemessenheit der Aufwandsentschadigung ehrenamtlicher Betreuer und Vorminder
soll im Rahmen der Evaluierung des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Be-
treuungsrechts evaluiert werden. Daruber hinaus ist nach der Evaluierungskonzeption der
Bundesregierung eine Evaluierung nicht erforderlich.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Gerichtskostengesetzes)
Zu Absatz 1
Zu Nummer 1 (8§ 14 GKG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung im Hinblick auf die Anderung des § 114
der Zivilprozessordnung (ZPO) durch das Gesetz zur Anderung des Prozesskostenhilfe-
und Beratungshilferechts vom 31. August 2013 (BGBI. | S. 3533).

Zu Nummer 2 (8§ 34 GKG)

Die vorgeschlagene Anpassung der Geblhrenbetrdge bewirkt eine Erhéhung der Wertge-
bihren um 10 Prozent.

Zu Nummer 3 (§ 41 GKG)

8§ 41 GKG trifft Regelungen hinsichtlich des Streitwerts bei Miet-, Pacht- und &ahnlichen Nut-
zungsverhaltnissen. Die Regelung begrenzt den Geblhrenstreitwert aus sozialpolitischen
Erwégungen. Es geht dabei — insbesondere in Absatz 5 — darum, die Kosten fiir Streitigkei-
ten Uber Wohnraum zu dampfen. Die Vorschrift bewirkt diese Kostenbegrenzung nicht nur
unmittelbar hinsichtlich der Gerichtsgebiihren, sondern durch die Bezugnahme in § 23 Ab-
satz 1 RVG auf die Wertvorschriften des GKG auch hinsichtlich der Rechtsanwaltsgebuih-
ren.

Ohne die Vorschrift wiirde sich der Gebuhrenstreitwert aufgrund der Verweisung in § 48
Absatz 1 Satz 1 GKG nach den Zustandigkeitsstreitwerten der ZPO bemessen. Der Bun-
desgerichtshof hat zur Feststellungsklage eines Mieters mit dem Ziel der Mietminderung
entschieden (Beschluss vom 14.06.2016, VIII ZR 43/15), dass der Wortlaut des 8§ 41 GKG
die Feststellungsklage auf Minderung der Miete nicht erfasst und daher insoweit § 9 ZPO
(dreieinhalbfacher Jahresbetrag) anwendbar sei.

Unterschiedliche Wertbemessungsgrundlagen bei Mieterhhung und Mietminderung er-
scheinen, vor allem aus dem Blickwinkel betroffener Mieterinnen und Mieter, nicht nach-
vollziehbar, da sich deren Kostenrisiko mit der Anwendung des 8 9 ZPO deutlich erhéht.
§ 41 Absatz 5 Satz GKG soll daher um den Fall der Minderung der Miete erganzt werden.

Bei Feststellung einer Minderung der Miete fur Wohnraum soll daher der Jahresbetrag der
Mietminderung Grundlage fiir die Wertberechnung sein. Da die Regelung hauptséachlich die
Falle erfasst, in denen der Klageantrag einen bezifferten Mietminderungsbetrag enthalt,
wird, anders als in dem weiter in der Vorschrift geregelten Fall des Anspruchs des Mieters
auf Durchfihrung von Instandsetzungsmaf3nahmen, nicht auf eine ,angemessene” Miet-
minderung abgestellt. Zur Bewertung von Anspriichen auf Durchfihrung von Instandset-
zungsmafnahmen muss nadmlich der nicht feststehende Jahresbetrag der sich aus dem
Instandsetzungsriickstand ergebenden angemessenen Mietminderung immer ermittelt wer-
den.

Zu Nummer 4 (8§ 58 GKG)

Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 GKG werden die Gerichtsgebiihren im Insolvenzverfahren nach
dem Wert der Insolvenzmasse zur Zeit der Beendigung des Verfahrens erhoben. In der
gerichtlichen Praxis ist umstritten, ob bei der Wertbestimmung im Fall der Unternehmens-
fortfihrung die im Rahmen der Fortfihrung erzielten Einnahmen nur insoweit berticksichtigt
werden, wie sie die betrieblichen Aufwendungen tbersteigen, mithin also nur der Reinerlés
in Ansatz zu bringen ist (,Nettoansatz®), oder aber die Aufwendungen nicht abzuziehen sind
(,Bruttoansatz®).
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Mit der vorgeschlagenen Regelung soll die Frage der Wertbestimmung bei der Unterneh-
mensfortfihrung im Sinne des Nettoansatzes entschieden werden. Bei hohen Unterneh-
mensumsatzen fuhrt die Wertberechnung nach dem Bruttoansatz zu unverhaltnismafig ho-
hen Gerichtskosten, was sich nachteilig auf die Sanierung der Unternehmen auswirken
kann.

Die Vorschrift soll auch dann anzuwenden sein, wenn nur Teile eines Unternehmens fort-
gefuhrt werden.

Zu Absatz 2 (Anlage 1 zum GKG)
Zu Nummer 1 (Nummer 1100 KV GKG)

Die Festgebihr soll wie in Abschnitt I Nummer 2 des allgemeinen Teils der Begriindung
dargestellt angehoben werden. Als Ausgleich fir die unterdurchschnittliche Anpassung der
Gebluhren in der untersten Wertstufe soll die Mindestgebuhr auf 36 Euro aufgerundet wer-
den.

Zu Nummer 2 bis Nummer 12 (Nummern 1255, 1256, 1510, 1511, 1512, 1513, 1514,
1520, 1521, 1522 und 1523 KV GKG)

Die Festgebiihren sollen wie in Abschnitt Il Nummer 2 des allgemeinen Teils der Begriun-
dung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 13 (Nummer 1630 KV GKG)

Es handelt sich um eine rein redaktionelle Anderung. Sie dient der Vereinheitlichung der
Schreibweise von Absatzbezeichnungen im Kostenverzeichnis.

Zu Nummer 14 (Nummer 1641 KV GKG)

In Verfahren nach § 20 Absatz 3 Satz 4 des Schuldverschreibungsgesetzes (SchVG) gel-
ten die Vorschriften des § 246a des Aktiengesetzes weitestgehend entsprechend. Durch
die Anderung in Nummer 1641 KV GKG wird die Anwendung der Gebuihrenregelung auf
die Verfahren nach dem SchVG ausdricklich geregelt.

Zu Nummer 15 bis Nummer 91 (Nummern 1700, 1810, 1811, 1812, 1823, 1824, 1825,
1826, 1827, 2110, 2111, 2112, 2113, 2114, 2118, 2119,
2121 und, 2124 KV GKG)

Die Fest-, Mindest- und Hochstgebiihren sollen wie in Abschnitt Il Nummer 2 des allgemei-
nen Teils der Begrindung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 33 (Vorbermerkung 2.2 KV GKG)
Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur.

Zu Nummer 15 bis Nummer 91 (Nummern 2210, 2220, 2221, 2230, 2240, 2242, 2311,
2340, 2350, 2362, 2370, 2371, 2381, 2385, 2430, 2440,
2441, 2500, 3110, 3111, 3112, 3113, 3114, 3115, 3116,
3117, 3150, 3151, 3152, 3200, 3310, 3311, 3320, 3321,
3330, 3331, 3340, 3341, 3410, 3420, 3430, 3431, 3440,
3441, 3450, 3451, 3510, 3511, 3520, 3521, 3530, 3531,
3602, 3910, 3911, 3920, 4110 und 4111 KV GKG)

Die Fest-, Mindest- und Hochstgebtihren sollen wie in Abschnitt Il Nummer 2 des allgemei-
nen Teils der Begrindung dargestellt angehoben werden.
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Zu Nummer 92 (Nummer 4210 KV GKG)

Bei der vorgeschlagenen Anderung im Gebiihrentatbestand handelt es sich um eine rein
redaktionelle Anpassung. Im Ubrigen soll die Festgebihr wie in Abschnitt II Nummer 2 des
allgemeinen Teils der Begriindung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 93 bis Nummer 93 (Nummern 4220, 4221, 4230, 4231, 4300, 4301, 4302,
4303, 4304, 4401, 4500, 5301, 5400, 5502, 6301, 6400,
6502, 7400 und 7504 KV GKG)

Die Fest- und Mindestgebtihren sollen wie in Abschnitt Il Nummer 2 des allgemeinen Teils
der Begriindung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 112 (Nummer 8100 KV GKG)

Im arbeitsgerichtlichen Mahnverfahren entféllt die Gebuihr fur das Verfahren tber den An-
trag auf Erlass eines Vollstreckungsbescheids (Nummer 8100 KV GKG)

— bei Zuricknahme des Antrags,

— wenn nach dem Ubergang in das streitige Verfahren dieses ohne streitige Verhandlung
endet,

— bei Erledigungserklarungen nach § 91a ZPO, wenn keine Entscheidung tber die Kos-
ten ergeht oder die Kostenentscheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Parteien
Uber die Kostentragung oder der Kosteniibernahmeerklarung einer Partei folgt.

Im zweitgenannten Fall tritt der Wegfall nicht ein, wenn im streitigen Verfahren ein Ver-
saumnisurteil ergeht.

Mit der Ergénzung in Satz 2 der Anmerkung zu Nummer 8100 KV GKG wird vorgeschlagen,
in zwei weiteren Fallen den Wegfall der Verfahrensgebuhr trotz einer Beendigung des Ver-
fahrens nach Ubergang in das streitige Verfahren ohne streitige Verhandlung nicht eintreten
zu lassen.

Dies betrifft Verfahrensablaufe, in denen nach Ubergang in das streitige Verfahren das Ver-
fahren ohne streitige Verhandlung endet, aber dennoch ein rechtskraftiger Vollstreckungs-
bescheid ergeht. Dies betrifft zum einen den Fall der Ricknahme des Einspruchs gegen
den Vollstreckungsbescheid und zum anderen den Fall der Verwerfung des Einspruchs als
unzulassig gemal § 46a Absatz 6 Satz 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes.

Da ein Vollstreckungsbescheid gemal § 46a Absatz 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes in Ver-
bindung mit 8 700 Absatz 1 ZPO verfahrensrechtlich einem fir vollstreckbar erklarten Ver-
saumnisurteil gleichsteht, ist auch eine kostenrechtliche Gleichbehandlung von Vollstre-
ckungsbescheid und Versaumnisurteil naheliegend. Hierbei ist auch zu bertlicksichtigen,
dass im geltenden Gerichtskostenrecht ein Versdumnisurteil grundséatzlich eine Gebuhren-
privilegierung (siehe Nummern 8100, 8210 und 8211 KV GKG) verhindert.

Dies bedeutet, dass in diesen Fallen zwar die Verfahrensgebihr nach Nummer 8210
KV GKG (Gebihrensatz 2,0) wegféllt, die Verfahrensgebuhr fur das Verfahren Gber den
Antrag auf Erlass des Vollstreckungsbescheids nach Nummer 8100 KV GKG (Gebuhren-
satz 0,4) aber anfallt. Dies ist schon deshalb sachgerecht, weil es kaum begriindbar ist, bei
Nichteinlegung eines Einspruchs und Erlass des Vollstreckungsbescheids eine Verfahrens-
gebihr entstehen zu lassen, aber bei Riicknahme oder unzuldssigem Einspruch die Gebuhr
entfallen zu lassen. Der bisherige Wegfall der Gebihr bietet ein Anreiz, einen Einspruch
einzulegen und zuriickzunehmen oder einen unzulassigen Einspruch einzulegen, um einen
Wegfall der Gebuhr zu erreichen.
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Zu Nummer 113 (Nummer 8210 KV GKG)

Nach § 46a Absatz 6 Satz 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes hat das Gericht die Mdglichkeit,
einen Einspruch gegen einen Vollstreckungsbescheid als unzuldssig zu verwerfen. Die Ent-
scheidung ergeht ohne mindliche Verhandlung durch Urteil (8 46a Absatz 1 des Arbeits-
gerichtsgesetzes in Verbindung mit 8 700 Absatz 1, § 341 Absatz 2 ZPO).

Die geltenden Gebuhrenbestimmungen fuhren in diesem Fall zu einem Wegfall der Verfah-
rensgebihren nach den Nummern 8100 und 8210 KV GKG. Dies entspricht bei der Gebuhr
nach Nummer 8210 KV GKG nicht der Systematik des Gerichtskostenrechts. Der gerichtli-
che Aufwand bei einem Urteil nach § 46a Absatz 6 Satz 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes und
bei einem Versaumnisurteil oder einer Kostenentscheidung nach Erledigterklarung, die
beide einen Wegfall der Verfahrensgebiihr nach Nummer 8210 KV GKG verhindern, ist ver-
gleichbar.

Der Vorschlag hat zur Folge, dass bei einem Urteil nach § 46a Absatz 6 Satz 2 des Arbeits-
gerichtsgesetzes, durch den der Einspruch als unzulassig verworfen wird, nicht nur die 0,4-
Gebuhr nach Nummer 8100 KV GKG (siehe insoweit Artikel 1 Absatz 2 Nummer 112 und
die Begriindung hierzu) sondern auch die 2,0-Gebihr nach Nummer 8210 KV GKG ent-
steht. Hierbei wird allerdings die 0,4-Gebihr nach Nummer 8100 KV GKG auf die Gebiihr
nach Nummer 8210 KV GKG angerechnet.

Zu Nummer 113 (Nummer 8401 KV GKG)

Der Gebuhrentatbestand soll um die auch im arbeitsgerichtlichen Verfahren mdglichen
Falle nach den 88 57 und 58 des Anerkennungs- und Vollstreckungsausfiihrungsgesetzes
sowie nach 8§ 1110 ZPO (vergleiche Nummern 1512 und 1513 KV GKG) erganzt werden.

Zu Nummer 115 bis Nummer 123 (Nummern 8500, 8610, 8611, 8614, 8620, 8621,
8622, 8623 und 8624 KV GKG)

Die Festgebtihren sollen wie in Abschnitt Il Nummer 2 des allgemeinen Teils der Begrin-
dung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 124 (Nummer 9000 KV GKG)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um die Richtigstellung einer Bezugnahme sowie um eine Préazisierung nach
dem Vorbild der korrespondierenden Regelung in Absatz 2 der Anmerkung zu Num-
mer 31000 KV GNotKG.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die in den hier einschlagigen Verfah-
rensordnungen inzwischen gebrauchliche Formulierung.

Zu Nummer 125 (Nummer 9003 KV GKG)

Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 9003 KV GKG ist gegenstandslos, da die in Bezug
genommene Nummer 2116 KV GKG inzwischen weggefallen ist.

Zu Nummer 126 (Nummer 9005 KV GKG)

Mit der vorgeschlagenen Anderung soll klargestellt werden, dass von den Regelungen der
Absatze 3 und 4 der Anmerkung zu Nummer 9005 KV GKG neben den Auslagen fur Ge-
bardensprachdolmetscher auch Auslagen fir nach dem JVEG vergitete Kommunikations-
helfer erfasst sind, wie etwa Schrift- und Oraldolmetscherinnen und -dolmetscher. Zudem
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soll durch die Anderung des Klammerzusatzes klargestellt werden, dass die Regelungen
auch im Fall des § 186 Absatz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) gelten.

Zu Nummer 127 (Nummer 9006 KV GKG)

In Anlehnung an die vorgeschlagene Erh6hung der Kilometerpauschale fiir Rechtsanwal-
tinnen und Rechtsanwaélte (Artikel 7 Absatz 2 Nummer 138) soll auch die Kilometerpau-
schale fur den Einsatz von Dienstfahrzeugen entsprechend erhoht werden.

Zu Absatz 3 (Anlage 2 zum GKG)

Die Anderung der Gebiihrentabelle beruht auf der Anderung von § 34 Absatz 1 GKG (Arti-
kel 1 Absatz 1 Nummer 2).

Zu Artikel 2 (Anderung des Gesetzes iiber Gerichtskosten in Familiensachen)
Zu Absatz 1
Zu Nummer 1 (8§ 15 FamGKG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung im Hinblick auf die Anderung des § 114
ZPO durch das Gesetz zur Anderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts
vom 31. August 2013 (BGBI. | S. 3533).

Zu Nummer 2 (8§ 28 FamGKG)

Die vorgeschlagene Anpassung der Gebuhrenbetrége bewirkt eine Erhéhung der Wertge-
bihren um 10 Prozent. Dies entspricht der Anpassung im GKG.

Zu Nummer 3 (8§ 45 FamGKG)

Durch das 2. KostRMoG sind zahlreiche Auffang- und Regelwerte in den Justizkostenge-
setzen angehoben worden. Nicht angepasst wurde der Regelverfahrenswert fir die in
8§ 45 Absatz 1 FamGKG genannten Kindschaftssachen. Daher besteht in diesem Bereich
Nachholbedarf. Es wird vorgeschlagen, diesen Wert um ein Drittel auf 4 000 Euro zu erho-
hen.

Zu Absatz 2 (Anlage 1 zum FamGKG)

Zu Nummer 1 (Vorbemerkung 1.3.1 KV FamGKG)

Mit der vorgeschlagenen Anderung soll klargestellt werden, dass es fur die Frage, ob von
Minderjéahrigen Gebihren nach Teil 1 Hauptabschnitt 3 Abschnitt 1 KV FamGKG erhoben
werden, auf die H6he ihres Vermogens zum Zeitpunkt der Falligkeit der jeweiligen Gebuhr
ankommt. Im Ubrigen handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die im Kostenver-
zeichnis Ubliche Schreibweise.

Zu Nummer 2 (Nummer 1311 KV FamGKG)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die im Kostenverzeichnis ubliche
Schreibweise.

Zu Buchstabe b

Bei Vormundschaften und Dauerpflegschaften soll die Jahresgebihr 50 Euro betragen,
wenn die Vormundschaft oder Dauerpflegschaft nicht langer als drei Monate gedauert hat.
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Wegen der Einzelheiten wird auf die Begriindung der Parallelregelung zur Betreuung (An-
derung der Nummer 11101 KV GNotKG) verwiesen.

Zu Nummer 3 (Nummer 1312 KV FamGKG)

Auf die Begriindung zur vorgeschlagenen Anderung der Nummer 1311 KV FamGKG wird
verwiesen.

Zu Nummer 4 (Nummer 1313 KV FamGKG)

Bei der Gebuhr 1313 KV FamGKG soll die in Absatz 5 der Anmerkung zu Nummer 1311
vorgesehene Beschrankung nicht greifen. Wegen der Einzelheiten wird auf die Begriindung
der Parallelregelung zur Betreuung (Anderung der Nummer 11103 KV GNotKG) verwiesen.

Zu Nummer 5 bis Nummer 28 (Nummern 1502, 1600, 1601, 1602, 1710, 1711, 1712,
1713, 1714, 1715, 1720, 1721, 1722, 1723, 1800, 1910,
1911, 1912, 1920, 1921, 1922, 1923, 1924 und 1930
KV FamGKG)

Die Festgebuhren sollen wie in Abschnitt I Nummer 2 des allgemeinen Teils der Begriin-
dung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 29 (Nummer 2000 KV FamGKG)

Es handelt sich um die Richtigstellung einer Bezugnahme sowie um eine Prazisierung der
Vorschrift nach dem Vorbild der korrespondierenden Regelung in Absatz 2 der Anmerkung
zu Nummer 31000 KV GNotKG.

Zu Nummer 30 (Nummer 2005 KV FamGKG)

Mit der vorgeschlagenen Anderung soll klargestellt werden, dass von Absatz 2 der Anmer-
kung zu Nummer 2005 KV FamGKG neben den Auslagen fiir Gebardensprachdolmetscher
auch Auslagen fur nach dem JVEG vergitete Kommunikationshelfer erfasst sind, wie etwa
Schrift- und Oraldolmetscherinnen und -dolmetscher. Zudem soll durch die Anderung des
Klammerzusatzes klargestellt werden, dass die Regelung auch im Fall des § 186 Absatz 2
GVG gilt.

Zu Nummer 31 (Nummer 2006 KV FamGKG)

In Anlehnung an die vorgeschlagene Erhohung der Kilometerpauschale fiir Rechtsanwal-
tinnen und Rechtsanwaélte (Artikel 7 Absatz 2 Nummer 138) soll auch die Kilometerpau-
schale fir den Einsatz von Dienstfahrzeugen entsprechend erhoht werden.

Zu Absatz 3 (Anlage 2 zum FamGKG)

Die Anderung der Gebiihrentabelle beruht auf der Anderung von § 28 Absatz 1 FamGKG
(Artikel 2 Absatz 1 Nummer 2).

Zu Absatz 3
Zu Artikel 3 (Anderung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes)
Zu Nummer 1(8 3 GvKostG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur.
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Zu Nummer 2 (8§ 7 GvKostG)

Der vorgeschlagene neue Satz entspricht den Regelungen des § 21 Absatz 1 Satz 2 GKG,
des § 20 Absatz 1 Satz 2 FamGKG und des § 21 Absatz 1 Satz 2 GNotKG. Mit der Ande-
rung soll — auch ausgehend von den Erfahrungen im Umgang mit der Corona-Pandemie —
sichergestellt werden, dass auch im Anwendungsbereich des GvKostG diejenigen Ausla-
gen nicht erhoben werden, die dadurch entstehen, dass ein Termin oder eine MaRhahme
von Amts wegen verlegt wird. Die Anderung soll zugleich zu einer Verfahrensvereinfachung
in diesen Fallen beitragen, da es fur die Kostenschuldner dann nicht mehr erforderlich sein
wird, die Erstattung von Auslagen im Verwaltungswege geltend zu machen.

Zu Nummer 3 (Anlage zum GvKostG)
Zu Buchstabe a (Nummern 240 und 241 KV GvKostG)

Durch die Neufassung der Nummern 240 und 241 KV GvKostG sollen sich die hach den
88 885 und 885a ZPO bestehenden Moglichkeiten der Raumung auch im Gebuhrenrecht
starker als bisher widerspiegeln.

Zu Nummer 240 KV GvKostG:

Die vorgeschlagene neue Gebihr 240 KV GvKostG entspricht im Wesentlichen der bishe-
rigen Regelung und entsteht daher weiterhin in den Raumungsverfahren nach § 885 ZPO.
Auch wenn Merkmal einer umfassenden Raumung nach § 885 ZPO grundsatzlich auch die
Wegschaffung der beweglichen Sachen ist, soll die Geblhr grundsatzlich bereits dann ent-
stehen, wenn die Schuldnerin oder der Schuldner aus dem Besitz entsetzt und die Glaubi-
gerin oder der Glaubiger in den Besitz eingewiesen ist. Dadurch soll gewahrleistet werden,
dass die Gebuhr auch dann anfallt, wenn die Wegschaffung der beweglichen Sachen tat-
séachlich nicht erforderlich ist, weil das Raumungsgut bereits leer ist.

Im Vergleich zum bisherigen Recht soll die Gebuhrenh6he auf 150,00 Euro angehoben
werden. Mit dieser Anhebung soll zum einen dem zeitlichen Mehraufwand eines umfassen-
den Raumungsverfahrens nach § 885 ZPO Rechnung getragen werden, der innerhalb des
Zeitraumes anfallt, in dem kein Zuschlag nach Nummer 500 KV GvKostG zu gewéhren ist.
Zum anderen soll damit der hohere Vor- und Nachbereitungsaufwand in diesen Verfahren
abgegolten werden, der beispielsweise durch die Beauftragung einer Spedition und der da-
mit einhergehenden umfangreicheren Terminabstimmung sowie durch einen erhdhten Auf-
wand bei der Nachbereitung des Termins entsteht, beispielsweise durch die Behandlung
von Herausgabeverlangen der Schuldnerin oder des Schuldners entsteht.

Bei einer nicht erledigten Raumung soll weiterhin eine Gebuhr nach Nummer 602
KV GvKostG in Hohe von 32,00 Euro entstehen. Auch wenn umfassende Raumungsver-
fahren nach 8§ 885 ZPO beispielsweise durch die Beauftragung einer Spedition zwar auch
umfangreicher in der Vorbereitung sind, verursachen die Tatigkeiten der Gerichtsvollziehe-
rin oder des Gerichtsvollziehers vor Ort sowie die erforderliche Nachbereitung des Termins
einen ungleich hdheren Aufwand. Vor dem Hintergrund, dass die Gebuhr 602 KV GvKostG
zudem bereits entsteht, wenn die Entsetzung aus dem Besitz nicht erledigt wurde und es
auf die anderen Tatbestandsmerkmale insoweit nicht mehr ankommt, erscheint eine Erho-
hung des Betrages der Gebihr 602 KV GvKostG nicht angezeigt.

Zu Nummer 241 KV GvKostG:

Die Gebiihr 240 KV GvKostG soll sich in den Féallen, in denen die Gerichtsvollzieherin oder
der Gerichtsvollzieher nicht mit der Wegschaffung beweglicher Sachen beauftragt ist, nach
Nummer 241 KV GvKostG erméRigen. Durch diese Formulierung soll im Umkehrschluss
starker als bisher verdeutlicht werde, dass die Gebihr 240 KV GvKostG nur dann entsteht,
wenn die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher mit allen in § 885 ZPO genannten
Aufgaben beauftragt ist. Von dem Ermafigungstatbestand 241 KV GvKostG werden kinftig
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mithin neben den Verfahren mit beschrénktem Vollstreckungsauftrag nach § 885a Absatz 1
ZPO auch die Verfahren nach § 885 ZPO erfasst, in denen die Glaubigerin oder der Glau-
biger das Vermieterpfandrecht an den Gegenstanden in den Raumen ausubt (,Berliner
Raumung®). In diesen Fallen beinhaltet der Auftrag zwar die Entsetzung aus dem Besitz
und die Einweisung in den Besitz, erstreckt sich aber nicht auf die Wegschaffung der be-
weglichen Gegenstande. Die vorgesehene Anderung soll dem Umstand Rechnung tragen,
dass diese Verfahren insbesondere innerhalb des Zeitraumes, in dem kein Zuschlag nach
Nummer 500 KV GvKostG entsteht, weniger aufwandig sind. Aber auch der Vor- und Nach-
bereitungsaufwand ist geringer als bei einer umfassenden Raumung.

Mit der Gebuhr soll zudem auch die Dokumentation der frei beweglichen Sachen im Proto-
koll und die Nutzung elektronischer Bildaufzeichnungsmittel (§ 885a Absatz 2 ZPO) mit ab-
gegolten werden; einen Erhéhungstatbestand wie nach bisherigem Recht soll es insoweit
nicht mehr geben. Daneben kann weiterhin der Auslagentatbestand Nummer 713
KV GvKostG entstehen.

Angesichts der vorgeschlagenen deutlichen Erhéhung der Geblhr 240 KV GvKostG er-
scheint fur die regelmafiig deutlich weniger aufwandige Variante der Ra&umung nach Num-
mer 241 KV GvKostG in der Gesamtschau eine Gebiihrenhdéhe von 100,00 Euro angemes-
sen.

Da es sich bei der Gebuhr 241 KV GvKostG lediglich um einen Ermafigungstatbestand zu
der Gebuhr 240 KV GvKostG handelt, kann bei Vorliegen der Voraussetzungen auch ein
Zeitzuschlag nach Nummer 500 KV GvKostG entstehen. Die Ausgestaltung der Num-
mer 241 KV GvKostG als ErméaRigungstatbestand bedeutet zudem, dass fiir einen nicht
erledigten entsprechenden Auftrag ebenfalls eine Gebihr nach Nummer 602 KV GvKostG
entstehen kann. Eine Differenzierung der Gebiihrenhéhe auch bei der Nichterledigungsge-
bihr erscheint nicht notwendig, weil sich der wesentliche Unterschied beider RAumungsar-
ten, der sich in einer unterschiedlichen Gebihrenhthe widerspiegelt, in erster Linie aus
dem zeitlichen Mehraufwand vor Ort ergibt; insoweit wird auf die entsprechenden vorste-
henden Ausfihrungen verwiesen.

Zu Buchstabe b

Mit der vorgeschlagenen Anderung soll klargestellt werden, dass von Absatz 2 der Anmer-
kung zu Nummer 703 KV GvKostG neben den Auslagen fir Gebardensprachdolmetscher
auch Auslagen fur nach dem JVEG vergiitete Kommunikationshelfer erfasst sind, wie etwa
Schrift- und Oraldolmetscherinnen und -dolmetscher. Zudem soll durch die Anderung des
Klammerzusatzes klargestellt werden, dass die Regelung auch im Fall des § 186 Absatz 2
des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) gilt.

Zu Artikel 4 (Anderung des Gerichts- und Notarkostengesetzes)

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1 (8 1 GNotKG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Die Beschwerde gegen die Festsetzung
eines Ordnungsgelds nach § 335 des Handelsgesetzbuchs (HGB) sowie die zugehdrige
Rechtsbeschwerde sind nunmehr in § 335a HGB geregelt.

Zu Nummer 2 (8 34 GNotKG)

Die vorgeschlagene Anpassung der Gebihrenbetrdge bewirkt eine Erhéhung der sich nach

der Tabelle A bemessenden Wertgebihren um 10 Prozent. Die Werte der Tabelle B sollen
unverandert bleiben.
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Zu Nummer 3 (§ 136 GNotKG)

Es handelt sich um die Richtigstellung einer Verweisung.
Zu Absatz 2 (Anlage 1 zum GNotKG)

Zu Nummer 1 (Vorbemerkung 1.1 KV GNotKG)

Mit den vorgeschlagenen Anderungen soll zum einen eine redaktionelle Richtigstellung er-
folgen und zum anderen klargestellt werden, dass es fur die Frage, ob von den betroffenen
Personen Gebuhren nach Teil 1 Hauptabschnitt 1 KV GNotKG erhoben werden, auf die
Hohe ihres Vermodgens zum Zeitpunkt der Falligkeit der jeweiligen Gebuhr ankommt (so
unter anderem auch Korintenberg/Fackelmann, GNotKG, 21. Aufl. 2020, Vorbemer-
kung 1.1 Rn. 33).

Zu Nummer 2 (Nummer 11101 KV GNotKG)

Die Jahresgebuhr fur Betreuungen ist durch das 2. KostRMoG deutlich erhéht und die Min-
destgebuihr von 50 Euro auf 200 Euro angehoben worden. Ist die Betreuung nur von kurzer
Dauer, weil etwa die betroffene Person unmittelbar nach der Betreuerbestellung stirbt oder
eine Vorsorgevollmacht existiert, kann die derzeitige Regelung zu unbilligen Ergebnissen
fuhren, da mit der Anordnung der MalBhahme die Jahresgebihr in voller Hohe fallig wird.
Dies hat in der Praxis vielfach zu nachvollziehbaren Akzeptanzproblemen bei den Kosten-
schuldnerinnen und Kostenschuldnern gefihrt.

Mit der Jahresgebihr werden samtliche Tatigkeiten des Gerichts im Betreuungsverfahren
abgegolten. Erfahrungsgeman ist bei kurzer Verfahrensdauer der Aufwand des Gerichts
gegenuber dem Standardfall deutlich reduziert. Es erscheint daher sachgerecht und gebo-
ten, die Gebuhr hier angemessen zu deckeln. Im Interesse einer einfachen Handhabbarkeit
sollte dabei einer generalisierenden Betrachtung der Vorzug gegeben werden vor einer
kleinteiligen Regelung, die unter Umstéanden mehr Einzelfallgerechtigkeit erméglichen, aber
den Aufwand fir den Ansatz der Gebuhr erhéhen wirde. Vor diesem Hintergrund wird fur
die Falle, in denen die Betreuung nicht langer als drei Monate dauert, eine Festgebiihr von
50 Euro vorgeschlagen. Auch hier gilt, dass die Gebuhr nur erhoben wird, wenn der Ver-
mogensfreibetrag nach Vorbemerkung 1.1 Absatz 1 KV GNotKG Uberschritten ist.

Zu Nummer 3 (Nummer 11102 KV GNotKG)

Auf die Begriindung zur vorgeschlagenen Anderung der Nummer 11101 KV GNotKG wird
verwiesen.

Zu Nummer 4 (Nummer 11103 KV GNotKG)

Fur die Gebuhr 11103 KV GNotKG soll die in Absatz 3 der Anmerkung zu Nummer 11101
vorgesehene Beschrénkung der Gebihrenhdhe nicht gelten, da im hier zu beurteilenden
Fall eine Wertgebihr fir einzelne Rechtshandlungen nach dem Wert des Gegenstands an-
fallt, auf den sich die Rechtshandlung bezieht (§ 63 GNotKG). Hier richtet sich der Aufwand
des Gerichts regelmaRig nicht nach der Dauer des Verfahrens. Es erscheint daher sachge-
recht, in diesen Fallen als MaR3stab fur die vorgeschriebene Vergleichsberechnung den
Standardfall der Betreuung heranzuziehen. Soweit nhach Nummer 11103 KV GNotKG
hdchstens eine Gebihr 11101 KV GNotKG anfallt, bezieht sich diese Regelung auf die Ge-
bihrenbemessung, die sich aus der Geblhrenspalte der Nummer 11101 KV GNotKG
ergibt. Die davon abweichende Regelung nach der vorgeschlagenen Ergdnzung der An-
merkung zu Nummer 11101 KV GNotKG ist insoweit nicht relevant. Entsprechendes gilt fiir
die Geblhr 11105 KV GNotKG fur die Pflegschatft fur einzelne Rechtshandlungen.
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Zu Nummer 5 (Nummer 11104 KV GNotKG)

Auf die Begriindung zur vorgeschlagenen Anderung der Nummer 11101 KV GNotKG wird
verwiesen.

Zu Nummer 6 (Nummer 11105 KV GNotKG)

Auf die Begriindung zur vorgeschlagenen Anderung der Nummer 11103 KV GNotKG wird
verwiesen.

Zu Nummer 7 (Nummer 12311 KV GNotKG)

Bei Nachlasspflegschaften soll die Jahresgebiihr 50 Euro betragen, wenn die Pflegschaft
nicht langer als drei Monate gedauert hat. Damit soll ein Gleichlauf mit der Regelung zur
Jahresgebihr in Betreuungssachen hergestellt werden. Bei der Gebuihr 12312 KV GNotKG
soll diese Beschrankung indes nicht greifen. Auf die Begriindung zur vorgeschlagenen An-
derung der Nummer 11101 KV GNotKG wird verwiesen.

Zu Nummer 8 (Nummer 12312 KV GNotKG)

Fir die Gebihr 12312 KV GNotKG soll die in Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 12311
vorgesehene Beschrankung der Gebuhrenhdhe nicht gelten, Auf die Begriindung zur vor-
geschlagenen Anderung der Nummer 11103 KV GNotKG wird verwiesen.

Zu Nummer 9 (Nummer 12413 KV GNotKG)

Das Amt der Testamentsvollstreckerin oder des Testamentsvollstreckers beginnt mit der
Erklarung der Amtsannahme gegentber dem Nachlassgericht (§ 2202 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs — BGB). Fur manche Geschafte der Testamentsvollstreckerin oder des Tes-
tamentsvollstreckers reichen die Vorlage des 6ffentlichen Testaments und der Eréffnungs-
niederschrift sowie ein Nachweis der Amtsannahme aus; dieser Nachweis kann entweder
durch ein Zeugnis des Nachlassgerichts oder durch eine Bescheinigung tber die Annahme
des Amtes oder die Niederschrift iber die Annahmeerklarung der Testamentsvollstreckerin
oder des Testamentsvollstreckers erbracht werden. Eine Bestatigung der Amtsannahme
kann daher im Rechtsverkehr ein Testamentsvollstreckerzeugnis zum Teil ersetzen. Eine
solche Amtsannahmebestéatigung stellt aber kein Testamentsvollstreckerzeugnis im Sinne
des § 2368 BGB dar. Die fiur die Erteilung eines Testamentsvollstreckerzeugnisses be-
stimmte Gebuhr nach Nummer 12210 KV GNotKG entsteht daher nicht. Bisher sieht das
Gesetz fur die Amtsannahmebestatigung keine Gebhr vor.

Im Hinblick auf die Bedeutung der Amtsannahmebestatigung im Rechtsverkehr erscheint
es sachgerecht, eine Festgebthr in Hohe von 50,00 Euro vorzusehen. Im Vergleich zu einer
wertabhangigen Verfahrensgebihr erspart die Festgebiihr dem Nachlassgericht eine Wer-
termittlung. Die Gebuhr wird in den meisten Féllen unterhalb der Gebuhr fir ein Testa-
mentsvollstreckerzeugnis liegen und wahrt damit das notwendige Abstandsgebot. Die Ge-
bihr entsteht gegebenenfalls neben einer Geblhr fur das Verfahren auf Erteilung eines
Testamentsvollstreckerzeugnisses, eine Anrechnung wird nicht vorgeschlagen.

Zu Nummer 11 (Vorbemerkung 1.4 KV GNotKG)

Durch die vorgeschlagene Anderung soll klargestellt werden, dass die Regelung, wonach
in bestimmten Fallen fur Eintragungen im Grundbuch und sonstigen Registern auch dann
nur eine einzige Gebuhr erhoben wird, wenn mehrere Objekte betroffen sind, auch fur die
Eintragung von Mithaftentlassungen gilt (so etwa auch Korintenberg, GNotKG, 21. Auflage
2020, Vorbemerkung 1.4 Rn. 65; a. A. OLG KoélIn, Beschluss vom 23. Januar 2017 — 2 Wx
3/17).
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Zu Nummer 11 (Nummer 14160 KV GNotKG)

Fur die Eintragung einer oder mehrerer gleichzeitig beantragter Anderungen des Inhalts
oder der Eintragung der Aufhebung des Sondereigentums entsteht eine Festgebiihr von
50 Euro, die fur jedes betroffene Sondereigentum gesondert erhoben wird (Nummer 5 der
Anmerkung zu Nummer 14160 KV GNotKG). Diese Geblhrenregelung wurde im Jahr 2013
durch das 2. KostRMoG eingefiihrt.

Die gesonderte Erhebung der Gebduhr fiir jedes betroffene Sondereigentum hat zur Folge,
dass sich die Festgebuihr von 50 Euro vervielfacht, wenn die einzutragende Anderung meh-
rere oder alle Sondereigentumseinheiten betrifft. Dies kann bei groRen Wohnungseigenti-
mergemeinschaften dazu fuhren, dass sehr hohe Grundbuchgebiihren entstehen, die zum
Teil prohibitiv wirken, da ihnen kein entsprechender wirtschaftlicher Wert der Eintragung
gegenlbersteht.

Der Entwurf eines Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetzes (Bundestags-Drucksa-
che 19/18791) sieht bereits eine Deckelung der Gebuhren fiir den Fall der Léschung einer
VeraulRerungsbeschrankung nach 8 12 des Wohnungseigentumsgesetzes auf 100 Euro
vor. Nunmehr sollen auch die Gebuhren fiir die tbrigen in Betracht kommenden Eintragun-
gen begrenzt werden. Von praktischer Bedeutung ist dabei insbesondere die Begriindung
von Sondernutzungsrechten. Stand die Mitbenutzung des vom Sondernutzungsrecht be-
troffenen Teils des Gemeinschaftseigentums bisher allen Miteigentiimerinnen und Mitei-
gentimern zu und werden diese durch die Begriindung des Sondernutzungsrechts nun-
mehr erstmals ausgeschlossen, sind samtliche Sondereigentumseinheiten der Gemein-
schaft von der Begriindung des Sondernutzungsrechts betroffen. Hier kann es zu einem
eklatanten Missverhdltnis zwischen der Gebihrenhdhe und dem wirtschaftlichen Nutzen
kommen, etwa wenn es lediglich um die Nutzung einer kleinen Gartenflache geht.

Es wird daher vorgeschlagen, die Summe der zu erhebenden Geblhren fir die Falle der
Nummer 5 der Anmerkung zu Nummer 14160 KV GNotKG zu begrenzen. Dem liegt auch
die Uberlegung zugrunde, dass der Prifungsaufwand des Grundbuchamts in der Regel
nicht linear mit der steigenden Zahl betroffener Grundbuchblatter anwachst. Der Vollzugs-
aufwand fur die Eintragung drfte beim elektronischen Grundbuch auch bei einer Vielzahl
von betroffenen Blattern tGberschaubar sein. Vor diesem Hintergrund erscheint eine Ober-
grenze von 500 Euro angemessen. Im Fall der Loschung einer VeraufRerungsbeschran-
kung soll es bei dem im Entwurf eines Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetzes vor-
gesehenen Hochstbetrag von 100 Euro bleiben.

Zu Nummer 12 (Nummer 15112 KV GNotKG)

Nach der Hofeordnung (H6feO) kann ein landwirtschaftlicher Betrieb unter bestimmten Vo-
raussetzungen durch eine sogenannte positive Hoferklarung der H6feO unterstellt werden.
Andererseits kann ein Hof auch durch (negative) Erklarung dem Anwendungsbereich der
HofeO entzogen werden. Diese Erklarungen sind nach § 4 Absatz 1 der Verfahrensordnung
fir Hofesachen (HofeVfO) gegenliber dem Landwirtschaftsgericht abzugeben. Das Land-
wirtschaftsgericht ersucht in diesen Fallen das Grundbuchamt um Eintragung oder L6-
schung des Hofvermerks (8§ 3 Absatz 1 HofeVfO).

Fur die entsprechenden Eintragungen und Ldschungen im Grundbuch sieht das GNotKG
keine Gebuhren vor. Dies entspricht der friheren Regelung in 8 18 HofeVfO.

Hiervon zu trennen ist die Frage, ob und gegebenenfalls welche Gebuhren fir die Tatigkei-
ten des Landwirtschaftsgerichts entstehen, die durch die Hoferklarungen ausgeldst werden.
Nach den friheren Kostenregelungen der H6feVfO ergab sich die Gebihrenfreiheit nicht
etwa aus § 18 HofeVfO, sondern aus der Tatsache, dass keine Gebuhr bestimmt war.

Im Gegensatz dazu kennt das GNotKG in Nummer 15112 des Kostenverzeichnisses einen
Auffanggebuhrentatbestand fir ,Verfahren im Ubrigen® vor dem Landwirtschaftsgericht. Die
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aufgrund der Hoferklarungen vorzunehmenden Téatigkeiten des Landwirtschaftsgerichts
(Prufung der Erklarung und der Rechtsfolgen, Ersuchen an das Grundbuchamt) sind als ein
gerichtliches Verfahren einzuordnen, mit der Folge, dass der Auffanggebiihrentatbestand
erfillt ist. Dies wird auch dadurch deutlich, dass es sich bei der Entscheidung des Gerichts,
kein entsprechendes Eintragungsersuchen an das Grundbuchamt zu richten, um eine
rechtsmittelfahige Entscheidung in der Hauptsache handelt, gegen die den Beteiligten das
Rechtsmittel der Beschwerde zusteht. Von einem Teil der Rechtsprechung wird dies indes
anders gesehen (etwa OLG Celle, Beschluss vom 17. Oktober 2016 — 7 W 35/16 [L]).

Da die Inanspruchnahme eines Gerichts grundsatzlich der Lebensfilhrung der einzelnen
Birgerin und des einzelnen Birgers zuzurechnen ist, bedirfen eine Gebuhrenfreistellung
und die damit verbundene Kostentragung durch die Allgemeinheit einer tberzeugenden
sachlichen Rechtfertigung, die fur Verfahren vor dem Landwirtschaftsgericht Gber Hoferkla-
rungen nicht zu erkennen ist. Dabei ist auch zu beriicksichtigen, dass nach wie vor ein
weitgehendes Bewertungsprivileg fir land- und forstwirtschaftliches Vermodgen besteht
(8 48 GNotKG) und die Grundbucheintragung keine Gebuhren auslost.

Zu Nummer 13 bis Nummer 26 (Nummern 17006, 18001, 18002, 18003, 19110, 19111,
19116, 19120, 19121, 19122, 19128, 19129, 19130 und
19200 KV GNotKG)

Die Festgebtihren sollen wie in Abschnitt II Nummer 2 des allgemeinen Teils der Begrin-
dung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 27 (Nummern 22114 und 22115 KV GNotKG)

Die Gebiihr 22114 KV GNotKG fir die Erzeugung von strukturierten Daten in Form der
Extensible Markup Language (XML) oder in einem nach dem Stand der Technik vergleich-
baren Format fur eine automatisierte Weiterbearbeitung wird allgemein als zu hoch emp-
funden. Waren zunéchst nur Handelsregistersachen mit zum Teil mehreren Anmeldungen,
zahlreichen Beteiligten und entsprechend hohem Erfassungsaufwand betroffen, riicken als
Anwendungsbereich der Gebuhr mit der fortschreitenden Einfihrung des elektronischen
Rechtsverkehrs die Grundbuchangelegenheiten zunehmend in den Vordergrund. In diesem
Bereich ist der Aufwand der Notariate fiir die Erzeugung der strukturierten Daten regelma-
3ig geringer. Die derzeitige Gebuhr erscheint vor diesem Hintergrund zu hoch. Es wird da-
her vorgeschlagen, den Gebuhrensatz der Gebiihr 22114 KV GNotKG von 0,3 auf 0,2 und
den Hdchstbetrag der Gebiihr von 250 Euro auf 125 Euro zu reduzieren.

Erhalt die Notarin oder der Notar bereits eine andere Geblihr fiir den Vollzug des Geschifts
nach den Nummern 22110 bis 22113 KV GNotKG, soll sich nach Nummer 22115
KV GNotKG-E die Gebtihr 22114 KV GNotKG unter Beibehaltung des Gebiihrenhéchstbe-
trags von 125 Euro auf einen Gebilhrensatz von 0,1 ermafigen. Die Regelung orientiert
sich an der bei der Vollzugsgebihr geltenden Systematik, dass diese Gebuhr fir jedes Be-
urkundungsverfahren auch dann nur einmal anféllt, wenn mehrere die Gebuhr auslésende
Tatigkeiten ausgelibt werden. Es erscheint daher angemessen, die neben einer Vollzugs-
gebihr anfallende Gebiihr 22114 KV GNotKG zu erméaRigen.

Die technischen Rahmenbedingungen bei der Erzeugung der XML-Datensatze sowie die
Beanspruchung der Notariate im Hinblick auf Anzahl und Komplexitat der insbesondere in
Grundstucksangelegenheiten zu fertigenden Strukturdatensatze sind derzeit stark im Fluss.
Daher werden die XML-Gebuhren mittelfristig erneut zu Uberprifen sein. Dabei wird insbe-
sondere zu bericksichtigen sein, inwieweit die von den Notariaten eingesetzte Fachsoft-
ware kiinftig die Ubernahme von Daten in die Eingabemasken zur Erzeugung der XML-
Datenséatze unterstutzen wird.
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Zu Nummer 28 (Nummer 22125 KV GNotKG)

Nummer 22125 KV GNotKG regelt die XML-Gebdhr fur die Félle, in denen die Notarin oder
der Notar keine Gebuhr fur ein Beurkundungsverfahren oder fur die Fertigung eines Ent-
wurfs erhalten hat. Durch die im Vergleich zu Nummer 22114 KV GNotKG deutlich hohere
Gebuhr wollte der Gesetzgeber insbesondere in Handelsregisterangelegenheiten einen An-
reiz schaffen, die Formulierung der Anmeldungen der jeweiligen Notarin oder dem jeweili-
gen Notar zu Uberlassen, um die Arbeit der Gerichte zu erleichtern und arbeits- und zeit-
aufwandige Zwischenverfliigung zu vermeiden. Diese Malinhahme zur Verhaltenssteuerung
hat sich bewahrt und soll daher grundsatzlich beibehalten werden. Der Gebihrensatz soll
lediglich (entsprechend der Reduzierung der Gebuhr 22114 KV GNotKG) um 0,1 auf einen
von Wert 0,5 angepasst werden.

Kritisiert wird indes, dass im Falle einer Grundpfandrechtsléschung derzeit zwar die Gebihr
fur die Beglaubigung der Eigentimerzustimmung lediglich 20 Euro betragt (Nummer 25101
KV GNotKG), die XML-Gebuhr nach Nummer 22125 KV GNotKG sich aber nach dem
Nennwert des Grundpfandrechts richtet. Damit kommt es regelmafig zu einer erheblichen
Diskrepanz zwischen Beglaubigungs- und XML-Gebhr, die den Beteiligten kaum zu ver-
mitteln ist. Es wird daher vorgeschlagen, dass in den Fallen, in denen eine Beglaubigungs-
geblihr nach Nummer 25101 KV GNotKG entsteht, keine XML-Gebihr anféallt. Zum Aus-
gleich soll in den verbleibenden Anwendungsfallen der Nummer 22125 KV GNotKG — an-
ders als bei der Gebuihr 22114 KV GNotKG — der Hochstbetrag der Gebuhr von 250 Euro
beibehalten werden.

Zu Nummer 29 bis Nummer 34 (Nummern 23800, 23804, 23805, 23806, 23807 und
23808 KV GNotKG)

Die Festgebuhren sollen wie in Abschnitt I Nummer 2 des allgemeinen Teils der Begriin-
dung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 35 (Nummer 31005 KV GNotKG)

Mit der vorgeschlagenen Anderung soll klargestellt werden, dass von Absatz 2 der Anmer-
kung zu Nummer 31005 KV GNotKG neben den Auslagen fir Gebardensprachdolmetscher
auch Auslagen fur nach dem JVEG vergiitete Kommunikationshelfer erfasst sind, wie etwa
Schrift- und Oraldolmetscherinnen und -dolmetscher. Zudem soll durch die Anderung des
Klammerzusatzes klargestellt werden, dass die Regelung auch im Fall des § 186 Absatz 2
GVG gilt.

Zu Nummer 36 (Nummer 31006 KV GNotKG)

In Anlehnung an die Erhdhung der Kilometerpauschale fiir Rechtsanwéltinnen und Rechts-
anwalte (Artikel 7 Absatz 2 Nummer 138) soll auch die Kilometerpauschale fur den Einsatz
von Dienstfahrzeugen entsprechend erhéht werden.

Zu Nummer 37 (Nummer 32006 KV GNotKG)

In Anlehnung an die Erhdhung der Kilometerpauschale fir Rechtsanwéltinnen und Rechts-
anwalte (Artikel 7 Absatz 2 Nummer 138) soll auch die Kilometerpauschale fur Notarinnen
und Notare entsprechend erhéht werden.

Zu Nummer 38 (Nummer 32008 KV GNotKG)

Entsprechend der vorgeschlagenen Erh6hung des Tage- und Abwesenheitsgeldes fir
Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwaélte (Artikel 7 Absatz 2 Nummer 139) soll auch das
Tage- und Abwesenheitsgeld fir Notarinnen und Notare erhéht werden.
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Zu Absatz 3 (Anlage 2 zum GNotKG))

Die Anderung der Gebiihrentabelle beruht auf der Anderung von § 34 Absatz 2 GNotKG.
Zu Artikel 5 (Anderung des Justizverwaltungskostengesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur vorgeschlagenen Einfligung des § 5a JVKostG.
Zu Nummer 2 (8§ 5a JVKostG)

Bisher sind nach § 22 Absatz 1 Satz 2 JVKostG die Regelungen der 88 5a und 5b GKG fir
die elektronische Akte, das elektronische Dokument sowie die Rechtsbehelfsbelehrung nur
fur das gerichtliche Verfahren entsprechend anzuwenden. Dies greift jedoch zu kurz. Durch
den neuen 8§ 5a JVKostG-E soll nunmehr bestimmt werden, dass die vorgenannten Vor-
schriften des GKG nicht nur im gerichtlichen Verfahren, sondern dariiber hinaus auch be-
reits im Verfahren Uber den Kostenansatz gelten. Dies hat insbesondere zur Folge, dass
jede Kostenrechnung mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist, wie dies fir Ge-
richtskostenrechnungen bereits seit dem Jahr 2014 vorgeschrieben ist.

Zu Nummer 3 (8§ 11 JVKostG)

Die Regelung des bisherigen § 11 Absatz 2 Satz 2 JVKostG soll in modifizierter Form in
den vorgeschlagenen neuen Absatz 5 der Anmerkung zu Nummer 2000 KV JVKostG
(siehe Artikel 5 Nummer 6 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe bb) Gbernommen werden. Auf
die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Nummer 4 (8§ 22 JVKostG)

Die Anwendbarkeit der 88 5a und 5b GKG im gerichtlichen Verfahren ergibt sich kinftig
unmittelbar aus § 5a JVKostG-E. Der Verweis auf die vorgenannten Vorschriften des GKG
in 8§ 22 JVKostG kann daher entfallen.

Zu Nummer 5 (8 25 JVKostG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Richtigstellung.

Zu Nummer 6 (Anlage zum JVKostG)

Zu Buchstabe a (Nummer 1124 KV JVKostG)

Eine Uberprufung der zuletzt im Jahr 2017 angepassten Unternehmensregistergebiihr fir
die Ubermittlung von hinterlegten Rechnungslegungsunterlagen einer Kleinstkapitalgesell-
schaft oder Kleinstgenossenschaft hat ergeben, dass inzwischen eine Gebiihrenhéhe von

1,00 Euro je ubermittelter Bilanz als angemessen erachtet werden kann. Der Gebuhrenbe-
trag in Nummer 1124 KV JVKostG soll daher entsprechend angepasst werden.

Zu Buchstabe b (Nummer 1403 KV JVKostG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die im Kostenverzeichnis tbliche Pra-
xis, Gesetze unter Verwendung der Abklrzung zu bezeichnen.
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Zu Buchstabe ¢ (Nummer 2000 KV JVKostG)
Zu Doppelbuchstabe aa
Zu Dreifachbuchstabe aaa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den in den gerichtlichen Verfahrens-
ordnungen inzwischen tblichen Sprachgebrauch.

Zu Dreifachbuchstabe bbb

Es handelt sich um die Korrektur einer Verweisung, die durch eine Anderung der in Bezug
genommenen Vorschrift unrichtig geworden ist.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der vorgeschlagene neue Absatz 5 der Anmerkung zu Nummer 2000 KV JVKostG uber-
nimmt die Regelung des bisherigen § 11 Absatz 2 Satz 2 JVKostG in modifizierter Form.
Soweit die Justizverwaltungen als Teil ihres Informationsangebots Daten, insbesondere
Gerichtsentscheidungen, im Internet zum Abruf bereitstellen, soll kostenrechtlich nicht mehr
nach dem Zweck der weiteren Nutzung der Daten unterschieden werden. Vielmehr soll al-
len interessierten Personen und Stellen ein kostenfreier Zugang zu den von Amts wegen
verotffentlichten Daten erdffnet werden. Nicht unter die Befreiung fallen sollen hingegen die-
jenigen Falle, in denen einer konkreten Person auf Antrag Daten zum Abruf bereitgestellt
werden, etwa unter Ubermittlung eines entsprechenden Links.

Zu Artikel 6 (Anderung des Justizvergitungs- und -entschadigungsgesetzes)
Zu Absatz 1

Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um Folgeanderungen zu den Anderungen der §§ 9 bis 11 JVEG.
Zu Nummer 2 (8§ 2 JVEG)

Zu Buchstabe a

Durch die Neuregelung soll die in § 2 Absatz 1 Satz 1 JVEG normierte Rechtsfolge des
vollstdndigen Erléschens des Verglitungs- oder Entschadigungsanspruchs bei nicht fristge-
rechter Geltendmachung abgemildert werden. Kinftig soll der Anspruch in den Féllen, in
denen bereits ein Vorschuss nach § 3 JVEG bewilligt worden ist, nur noch insoweit erl6-
schen, als der Anspruch Uber den bewilligten Vorschuss hinausgeht. Dies soll unabhangig
davon gelten, ob eine gerichtliche Entscheidung nach § 2 Absatz 1 Satz 5 JVEG ergeht.
Auf die Frage, ob der bewilligte Vorschuss bei Fristablauf bereits an die berechtigte Person
ausgezahlt wurde, soll es ebenfalls nicht ankommen. Im Interesse einer einfachen Hand-
habung der Regelung soll vielmehr die Bewilligung malRgebend sein.

Von einer steigenden Anzahl von Antragen auf Bewilligung eines Vorschusses infolge der
Neuregelung ist nicht auszugehen. Zum einen ist ein Vorschuss weiterhin nur unter den
Voraussetzungen des 8§ 3 JVEG zu bewilligen. Zum anderen kann davon ausgegangen
werden, dass ein Vorschuss auch wegen des damit fur die berechtigte Person verbundenen
Aufwands weiterhin nur in den Féllen beantragt werden wird, in denen es aus wirtschaftli-
chen Grinden notwendig ist.
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Soweit im Einzelfall eine Geltendmachung des Anspruchs unterbleibt und die Vermutung
besteht, dass der bewilligte Vorschuss den tatsachlichen Vergitungs- oder Entschadi-
gungsanspruch tbersteigt, kann auf Antrag der Staatskasse oder von Amts wegen die ge-
richtliche Festsetzung nach § 4 JVEG erfolgen.

Zu Buchstabe b

Bei der vorgeschlagenen Anderung des § 2 Absatz 3 JVEG handelt es sich um eine redak-
tionelle Korrektur.

Zu Nummer 3 (8 3 JVEG)

Kunftig soll es mdglich sein, einen Vorschuss auf die Vergitung schon dann zu bewilligen,
wenn die zu erwartende Vergutung fir bereits erbrachte Teilleistungen einen Betrag von
1 000 Euro ubersteigt. Damit soll im Interesse der Berechtigten eine Reduzierung der Vor-
finanzierungsverpflichtung erreicht werden. Aufgrund des mit der Beantragung eines Vor-
schusses fur die Berechtigten einhergehenden Aufwands ist damit zu rechnen, dass diese
nur in begrindeten Féllen von der erweiterten Moglichkeit der Vorschussanforderung Ge-
brauch machen werden und es nicht zu einer signifikant steigenden Antragszahl kommen
wird.

Zu Nummer 4 (8 4 JVEG)

In dem vorgeschlagenen neuen Satz 2 in § 4 Absatz 1 JVEG soll als ein Beispiel fur einen
Fall, in dem eine gerichtliche Festsetzung der Vergitung regelmalig angemessen ist, der
Wegfall oder die Beschrankung des Vergutungsanspruchs nach 8§ 8a Absatz 1 oder 2
Satz 1 genannt werden. Stellt das Gericht fest, dass der Vergutungsanspruch weggefallen
oder vermindert ist, soll es — auch vor dem Hintergrund verfahrensékonomischer Uberle-
gungen —von Amts wegen eine Festsetzung der Vergitung vornehmen. Im Idealfall soll die
gerichtliche Festsetzung bereits dann erfolgen, wenn das Gericht im laufenden Verfahren
feststellt, dass die Voraussetzungen fur einen Wegfall oder eine Minderung des Vergu-
tungsanspruchs vorliegen.

Mit dem Vorschlag soll allerdings auch der Umstand aufgegriffen werden, dass der Anwei-
sungsbeamte das Vorliegen der Voraussetzungen des 8§ 8a Absatz 1 oder 2 Satz 1 JVEG
oftmals nicht abschlieBend beurteilen kann und die Akte daher ohnehin dem Gericht zur
Stellungnahme vorlegen wird. Um den Aktenumlauf zu reduzieren, soll sich das Gericht bei
Vorliegen der Voraussetzungen fir einen Wegfall oder eine Beschrankung des Vergutungs-
anspruchs nicht auf eine Stellungnahme fiir den Anweisungsbeamten beschranken, son-
dern die Vergitung durch Beschluss festsetzen.

Daneben kénnen im Einzelfall aber auch andere Umsténde in Betracht kommen, in denen
eine Vergutungsfestsetzung von Amts wegen als angemessen erachtet wird; bei dem Vor-
schlag in § 4 Absatz 1 Satz 2 JVEG-E handelt es sich nicht um eine abschlieBende Aufzah-
lung der in Betracht kommenden Félle.

Unterlasst das Gericht die Festsetzung von Amts wegen, bleibt es dem Berechtigten und
der Staatskasse weiterhin unbenommen, einen Antrag auf gerichtliche Festsetzung zu stel-
len.

Zu Nummer 5 (8 5 JVEG)

Um insbesondere die gestiegenen Anschaffungs- und Betriebskosten fur Kraftfahrzeuge
zumindest teilweise zu kompensieren, soll der Fahrtkostenersatz bei Benutzung des eige-
nen oder unentgeltlich zur Nutzung Uberlassenen Kraftfahrzeugs fir Sachversténdige,
Sprachmittlerinnen und Sprachmittler sowie fir ehrenamtliche Richterinnen und Richter
malf3voll angehoben werden. In Anlehnung an eine entsprechende Regelung fir Steuerbe-
raterinnen und Steuerberater in Artikel 8 Nummer 4 Buchstabe a der Funften Verordnung
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zur Anderung steuerlicher Verordnungen vom 25 Juni 2020 (BGBI. | S. 1495) wird vorge-
schlagen, die Pauschale auf 0,42 Euro fur jeden gefahrenen Kilometer zu erhéhen. Die
Kilometerpauschale flr Zeuginnen und Zeugen sowie fiir Dritte soll in Anlehnung daran um
denselben Prozentsatz auf 0,35 Euro fir jeden gefahrenen Kilometer erhéht werden.

Zu Nummer 6 (8 7 JVEG)

Durch die vorgeschlagenen Anderungen soll klargestellt werden, dass in den Fallen, in de-
nen Schwarz-Weil3-Kopien oder -Ausdrucke neben Farbkopien oder -ausdrucken abge-
rechnet werden, fur beide Arten von Kopien und Ausdrucken gesondert fur die jeweils ers-
ten 50 Seiten der erhdhte Aufwendungsersatz gewahrt wird. Dies entspricht den Regelun-
gen, die fur Rechtsanwéltinnen und Rechtsanwaélte, fir Notarinnen und Notare sowie fir
die gerichtlichen Auslagen gelten. Fir Farbkopien und -ausdrucke in einer Grof3e von mehr
als DIN A3 soll es bei einem einheitlichen Erstattungsbetrag je Seite bleiben.

Zu Nummer 7 (8 8a JVEG)
Zu Buchstabe a

Durch die Anderung soll klargestellt werden, dass der berechtigten Person im Falle einer
mangelhaften Leistung vor einer Beschrankung des Vergutungsanspruches grundsatzlich
Gelegenheit zur Nachbesserung zu geben ist (vergleiche zum Beispiel BayVGH, Beschluss
vom 24. April 2018, 22 C 17.1272, juris, Rn. 23; Pannen/Simon in Schneider/Vol-
pert/Folsch, Gesamtes Kostenrecht, 2. Auflage 2017, § 8a JVEG, Rn. 8 m. w. N.). Dabei
soll die heranziehende Stelle die objektiv feststellbaren Mangel benennen und dem Berech-
tigten unter Fristsetzung ermoglichen, diese Méngel zu beheben. Die zu wahlende Frist
wird jeweils von den Umstanden des Einzelfalls abhangen. Behebt der Berechtigte binnen
der gesetzten Frist die Mangel nicht, erhalt er seine Vergitung nur insoweit, als seine Leis-
tung bestimmungsgemal verwertet werden kann. Behebt er hingegen die Mangel, soll eine
Reduzierung des Vergltungsanspruches aus diesem Grund nicht mehr in Betracht kom-
men.

Von einer Fristsetzung zur Méangelbeseitigung kann abgesehen werden, wenn die Leistung
grundlegende Mangel aufweist, sie zum Beispiel nicht dem Auftrag der heranziehenden
Stelle entspricht oder sie dieser nicht ermdglicht, die Gedankengange des Sachverstandi-
gen nachzuvollziehen, weil nur das Ergebnis mitgeteilt wird (vergleiche zu weiteren Einzel-
fallen: Mayer/Hover/Bach/Oberlack/Jahnke, JVEG, 27. Auflage, § 8a, Rn. 14ff.; LSG NRW,
Beschluss vom 13. September 2018, L 15 R 357/18 B, juris, Rn. 6ff.), oder wenn offensicht-
lich ist, dass eine Mangelbeseitigung nicht méglich ist. Diese Entscheidung ist unter Abwa-
gung aller Umstande des Einzelfalls zu treffen und kann beispielsweise bei Veranderung
oder Untergang des zu begutachtenden Gegenstandes oder in den Fallen, in denen wegen
prozessualer Beschleunigungsgebote die Mangelbeseitigung nicht in der zur Verfligung
stehenden Zeit erfolgen kann, in Betracht kommen. In diesen Fallen soll aufgrund der fest-
gestellten Mangel eine sofortige Reduzierung des Vergitungsanspruches mdoglich sein,
ohne dass es der Einrdumung einer Nachbesserungsmdglichkeit bedarf.

Zu Buchstabe b

Mit der vorgeschlagenen Anfligung eines neuen Satzes 3 in § 8a Absatz 2 JVEG soll klar-
gestellt werden, dass die Berechtigten fur die Nachbesserung, zu der sie nach § 8a Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 JVEG aufgefordert wurden, kein Honorar und auch keine sonstige
Vergitung im Sinne des § 8 Absatz 1 JVEG erhalten.

Zu Nummer 8 (8 9 JVEG)

Es wird zunéchst vorgeschlagen, die Uberschrift der Vorschrift kiirzer zu fassen, ohne dass
damit inhaltliche Anderungen verbunden sind.
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Daruber hinaus sollen sich aus Griinden der Vereinfachung die Stundensatze der Sachver-
standigenhonorare kinftig unmittelbar aus der Anlage 1 ergeben; die zusatzliche Zuord-
nung zu Honorargruppen soll grundsatzlich entfallen. § 9 Absatz 1 soll an diese neue Re-
gelungssystematik angepasst werden. Wie auch nach bisherigem Recht soll sich die Zu-
ordnung zu einem Sachgebiet und damit zu einem Stundensatz auch kiinftig nach der Ent-
scheidung Uber die Heranziehung richten.

Die Regelungen des vorgeschlagenen neuen 8§ 9 Absatz 2 sind, von den nachfolgend be-
schriebenen Abweichungen abgesehen, inhaltlich unveréndert, unter teilweise redaktionel-
ler Anpassung, aus dem bisherigen 8 9 Absatz 1 JVEG Ubernommen. So soll in den Fallen,
in denen die Sachverstandigenleistung auf einem Sachgebiet zu erbringen ist, das nicht in
der Anlage 1 genannt ist, der Stundensatz weiterhin nach billigem Ermessen unter Bertick-
sichtigung der allgemein fir Leistungen dieser Art au3ergerichtlich oder auR3erbehordlich
vereinbarten Stundensétze bestimmt werden. Der Stundensatz soll jedoch maximal so hoch
sein konnen, wie der héchste der in Anlage 1 genannten Stundensatze. Dabei soll es kiinf-
tig aber zulassig sein, nicht nur solche Stundenséatze zu bestimmen, die in der Anlage 1
aufgefiihrt sind. Auch die bisher vorzunehmende Rundung auf volle 5-Euro-Betrage soll
entbehrlich werden. Insgesamt soll den heranziehenden Stellen dadurch ein gro3erer Ent-
scheidungsspielraum eingeraumt werden.

Die Regelungen des neuen § 9 Absatz 3 sind inhaltlich unverandert aus dem bisherigen 8 9
Absatz 1 Satz 5 und 6 JVEG Ubernommen.

Der vorgeschlagene 8§ 9 Absatz 4 enthalt Regelungen fir Sachverstandige im Insolvenzer-
offnungsverfahren. Dabei soll mit 8 9 Absatz 4 Satz 1 in Erganzung des bisherigen Rechts
zunachst eine Regelung flr den sogenannten ,isolierten insolvenzrechtlichen Sachverstan-
digen® eingefuhrt werden. Diese Regelung soll in erster Linie einer einheitlichen Abrech-
nungspraxis — unabhangig von der Art des beantragten Insolvenzverfahrens — dienen und
Vergutungsstreitigkeiten vermeiden. Der Stundensatz orientiert sich an den Stundenséatzen
fur die betriebswirtschaftlichen Sachgebiete der Anlage 1 zum JVEG und berucksichtigt zu-
dem, dass der isolierte insolvenzrechtliche Sachverstéandige anders als der Sachverstan-
dige, der zugleich vorlaufiger Insolvenzverwalter oder vorlaufiger Sachwalter ist, neben der
Sachverstandigenvergitung nicht noch einen weiteren Vergitungsanspruch hat. Der vor-
geschlagene 8 9 Absatz 4 Satz 2 ibernimmt zun&chst die Regelung des bisherigen § 9 Ab-
satz 2 JVEG und erweitert diese auf den als Sachverstandigen bestellten vorlaufigen Sach-
walter im Eigenverwaltungsverfahren nach den 88 270 ff. der Insolvenzordnung. Diese Er-
weiterung erscheint sachgerecht, weil sich die Leistungen von vorlaufigem Insolvenzver-
walter und vorlaufigem Sachwalter im Abgeltungsbereich des JVEG, namentlich die Prii-
fung, ob ein Grund fur die Eréffnung des Insolvenzverfahrens vorliegt und welche Aussich-
ten fur eine Unternehmensfortfiihrung bestehen, grundsatzlich nicht unterscheiden. Die vor-
geschlagene Regelung dient zudem der Sicherstellung einer einheitlichen und vereinfach-
ten Abrechnungspraxis. Der Honorarstundensatz soll unter Berlicksichtigung der Entwick-
lung der tariflichen Verdienste im produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich
auf 95 Euro erhoht werden.

Durch den neugefassten § 9 Absatz 5 soll das Honorar der Dolmetscherinnen und Dolmet-
scher neu geregelt werden: Zum einen soll die bisherige Unterscheidung zwischen konse-
kutivem und simultanem Dolmetschen aufgehoben werden. Die Marktanalyse hat zwar un-
terschiedliche Stundensitze fiir die beiden Ubersetzungsformen ergeben. Vor dem Hinter-
grund, dass in der gerichtlichen Praxis in der Regel eine Mischung aus konsekutivem und
simultanem Dolmetschen gefordert wird, fiihrt eine diesbezigliche Differenzierung jedoch
haufig zu Abgrenzungsschwierigkeiten bei der Abrechnung. Im Interesse einer praxistaug-
lichen, moglichst wenig streitanfélligen Regelung wird daher ein einheitlicher Stundensatz
vorgeschlagen, der 90 Euro betragen soll. Nach der Marktanalyse liegt der Median bei kon-
sekutivem Dolmetschen bei einem Stundensatz von 90 Euro, bei simultanem Dolmetschen
bei 100 Euro. Allerdings werden Reisezeiten haufig abweichend vergitet. Dies gilt insbe-
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sondere auch bei einer Beauftragung durch 6ffentliche Stellen. Hier werden in den Vergu-
tungsvereinbarungen nach 8§ 14 JVEG regelmé&Rig fur Reisezeiten deutlich geringere Stun-
densétze oder Pauschalen vereinbart. Da ohne abweichende Vereinbarung Reise- und
Wartezeiten mit demselben Stundensatz vergttet werden wie die Dolmetschleistung selbst,
erscheint es sachgerecht, die verbreitete Praxis der abweichenden Vergitung von Reise-
zeiten dadurch bei der Festlegung des einheitlichen Stundensatzes zu berlicksichtigen,
dass der niedrigere der beiden sich aus der Marktanalyse ergebenden Séatze zur Anwen-
dung kommt. Ein hdherer Ansatz kénnte dazu fuhren, dass die 6ffentlichen Stellen als Auf-
traggeber verstarkt Vergutungsvereinbarungen einfordern wirden, die unter Umstanden
noch deutlich ungiinstigere Konditionen fir Dolmetscherinnen und Dolmetscher vorsehen
konnten.

Wie bisher soll die Regelung auch fir Gebardensprachdolmetscherinnen und Gebarden-
sprachdolmetscher gelten. Die Marktanalyse weist fir Gebérdensprachdolmetschen zwar
als Median einen Stundensatz von 75 Euro aus (vergleiche Marktanalyse, a. a. O., Tabelle
85). Allerdings wird in der Studie darauf hingewiesen, dass es nur eine eingeschrankte
Preisbildung auf dem freien Markt gibt, weil die Kosten der Einsatze von Gebardensprach-
dolmetscherinnen und Gebardensprachdolmetschern vornehmlich von sozialen Kostentréa-
gern tbernommen werden, welche die Stundensétze nach dem JVEG zahlen. Insbeson-
dere vor diesem Hintergrund erscheint die Einfuhrung einer eigenen Regelung fur Gebar-
densprachdolmetscherinnen und Gebardensprachdolmetscher nicht sachgerecht.

Zudem wird vorgeschlagen, die Regelung zur Ausfallentschadigung zu modifizieren. Kinf-
tig soll jede Dolmetscherin und jeder Dolmetscher unabhéngig davon, ob sie oder er zu-
séatzlich noch als Ubersetzerin oder Ubersetzer tatig ist, eine Ausfallentschadigung in Hohe
eines Honorars fur maximal zwei Stunden erhalten kdnnen. Voraussetzung fur die Gewah-
rung der Ausfallentschadigung soll (wie nach bisherigem Recht) sein, dass ein Termin, zu
dem die Dolmetscherin oder der Dolmetscher geladen war, aufgehoben wurde, ohne dass
sie oder er eine Mitschuld an der Terminsaufhebung tragt, und dass ihr oder ihm die Ter-
minsaufhebung kurzfristig erst am Terminstag oder an einem der beiden vorhergehenden
Tage mitgeteilt worden ist.

Neu soll hingegen sein, dass Dolmetscherinnen und Dolmetscher bei der Geltendmachung
ihrer Anspriiche versichern mussen, durch die Terminsaufhebung einen Einkommensver-
lust erlitten zu haben und im Rahmen der Versicherung dessen Hoéhe anzugeben haben.
Diese Anderungen erscheinen sachgerecht, da nicht unterstellt werden kann, dass die
durch eine Terminabsage frei werdende Zeit stets durch Ubersetzungstétigkeit gefullt wer-
den kann, und weil die derzeitige Regelung es den Anspruchstellenden nahezu unméglich
macht, einen durch die Terminsaufhebung entstandenen Einkommensverlust nachzuwei-
sen.

Mit dem neuen 8 9 Absatz 6 soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass es Félle
gibt, in denen Sachverstandige oder Dolmetscherinnen und Dolmetscher ihre Leistung
zwingend zur Nachtzeit oder an Sonn- oder Feiertagen erbringen missen. Als ,Nachtzeit*
wird in Anlehnung an § 2 Absatz 3 des Arbeitszeitgesetzes die Zeit zwischen 23.00 Uhr und
6.00 Uhr definiert. In diesen Fallen soll ein Zuschlag von 20 Prozent auf den Honorarstun-
densatz nach § 9 JVEG gewahrt werden. Damit der Zuschlag gewahrt werden kann, soll
die heranziehende Stelle ausdriicklich feststellen, dass die Leistungserbringung zur Nacht-
zeit oder an einem Sonn- oder Feiertag notwendig ist oder war. Diese Feststellung soll
sowohl vor, als auch nach der Leistungserbringung erfolgen kénnen.

Fur die Berechnung der Zeiten, fur die ein Zuschlag gewahrt wird, soll die allgemeine Re-
gelung des § 8 Absatz 2 Satz 2 JVEG sinngemald gelten. Dauert die Leistungserbringung
beispielsweise insgesamt 3 Stunden und 45 Minuten und liegen davon (am Stiick oder in
einzelnen Abschnitten) 2 Stunden und 15 Minuten innerhalb der zuschlagsfahigen Zeit, so
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soll der Berechtigte eine Gesamtvergitung fur 4 Stunden erhalten; davon werden 2 Stun-
den und 30 Minuten nach dem erhdhten Stundensatz verguitet. In derartigen Fallen haben
die Berechtigten die malRgeblichen Zeiten differenziert in ihrer Abrechnung anzugeben.

Zu Nummer 9 (8 10 JVEG)
Zu Buchstabe a

Auch diejenigen Sachverstandigen und sachverstandigen Zeugen, deren Leistungen nicht
nach Stunden, sondern mit einem Pauschalhonorar nach der Anlage 2 zum JVEG honoriert
oder entschadigt werden, sollen einen Zuschlag auf das Honorar oder die Entschadigung
erhalten, wenn sie ihre Leistung zur Nachtzeit oder an Sonn- oder Feiertagen erbringen.
Besonders praxisrelevant durfte dies fur die Leistungen nach Abschnitt 1 der Anlage 2 zum
JVEG (Leichenschau und Obduktion) sein. In diesem Bereich entstehen den rechtsmedizi-
nischen Instituten zum Teil erhebliche Kosten fir Bereitschaftsdienste. Vor diesem Hinter-
grund erscheint hier die Gewdhrung des vorgeschlagenen Honorarzuschlags besonders
angezeigt.

Es erschiene indes unbillig, den Zuschlag auf das (gesamte) Pauschalhonorar in allen Fal-
len zu gewahren, in denen nur ein Teil der Leistung innerhalb des hier in Rede stehenden
Zeitraums erbracht wird. Eine Aufteilung des Honorars nach Stunden widersprache indes
dem Charakter des Pauschalhonorars und wirde den Abrechnungsaufwand deutlich erh6-
hen. Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, es in jedem Fall bei dem einheitlichen
Pauschalhonorar zu belassen, dieses aber nur dann zu erhdhen, wenn mindestens ein An-
teil von 80 Prozent der fir die Leistungserbringung aufgewendeten Zeit zwischen 23 und
6 Uhr oder auf einem Sonn- oder Feiertag entfallt. Der Berechtigte hat hierzu in seiner Ab-
rechnung entsprechende Angaben zu machen. Wie in den Féllen des § 9 Absatz 6 JVEG
soll der Zuschlag nur dann gewahrt werden kdnnen, wenn die heranziehende Stelle die
Notwendigkeit der Leistungserbringung zur Nachtzeit oder an einem Sonn- oder Feiertag
feststellt.

Zu Buchstabe b

In 8 10 Absatz 3 soll kiinftig ein fester Stundensatz fir die Leistungen festgelegt werden,
die auBRerhalb des Abgeltungsbereiches der in den Abséatzen 1 und 2 genannten Leistungen
liegen. Die Dauer der zu berlcksichtigenden Zeit soll sich dabei weiterhin nach der Rege-
lung des § 8 Absatz 2 JVEG bestimmen. Der vorgeschlagene Stundensatz entspricht dem
Stundensatz der Honorargruppe M 1.

Zu Nummer 10 (8 11 JVEG)

§ 11 Absatz 1 Satz 1 und 2 soll zum einen verstandlicher formuliert werden, ohne dass
damit inhaltliche Anderungen einhergehen. Des Weiteren sollen die dort geregelten Hono-
rarsatze fir Ubersetzungen unter Beriicksichtigung der Ergebnisse der Marktanalyse an-
gepasst werden. Dabei entspricht das vorgeschlagene neue Grundhonorar dem sich aus
der Marktanalyse ergebenden Median des Preises fir rechtssichere Ubersetzungen (siehe
Marktanalyse, a.a.O., Tabelle 121). Das erhdhte Honorar fiir rechtssichere Ubersetzungen
bei nicht editierbaren Texten kann nicht unmittelbar der Marktanalyse entnommen werden,
da der Zuschlag fur nicht editierbare Texte nur fir Standardibersetzungen ermittelt wurde.
Danach betragt die Differenz zwischen dem Median des festen Zeilensatzes bei editierba-
ren Texten (1,60 Euro) und dem Median des festen Zeilensatzes bei nicht editierbaren Tex-
ten (1,75 Euro) 9,4 Prozent (siehe Marktanalyse, a.a.O., Tabellen 121 und 122). Fir rechts-
sichere Ubersetzungen bei nicht editierbaren Texten ergibt sich daraus ein Zeilensatz von
(auf volle 5 Cent gerundeten) 1,95 Euro.

Auch fur die Bemessung des Grundhonorars, das in den Fallen besonderer Erschwernisse
entsteht, muss auf die Erhebungen zu Standardubersetzungen zurtickgegriffen werden.
Mafstab soll der feste Zeilensatz fiir schlecht lesbare Texte sein. Die Differenz zwischen
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dem Median fiir diesen Zeilensatz und dem Median des festen Zeilensatzes bei editierbaren
Texten betragt ebenfalls 9,4 Prozent (siehe Marktanalyse, a.a.O., Tabellen 121 und 122).
Das Grundhonorar fiir die Falle besonderer Erschwernis nach 8 11 Absatz 1 Satz 2 JVEG-
E soll daher in diesem Verhaltnis tiber dem Grundhonorar nach § 11 Absatz 1 Satz 1 JVEG-
E liegen. Das erhohte Honorar bei besonderer Erschwernis soll entsprechend dem Abstand
zwischen Grund- und erhéhtem Honorar in den Fallen ohne besondere Erschwernis fest-
gelegt werden. Die vorgeschlagenen Betrdge wurden auf volle 5 Cent gerundet.

Der neue § 11 Absatz 2 entspricht den bisherigen Regelungen in § 11 Absatz 1 Satz 4
und 5 JVEG.

Mit dem neuen 8§ 11 Absatz 3 Satz 1 soll fiir die Falle, in denen mehrere Texte im Rahmen
einer Heranziehung zu ubersetzen sind, klargestellt werden, dass fiir jeden dieser Texte
Uber die Hohe des Honorars gesondert zu entscheiden ist (vergleiche auch LG Méncheng-
ladbach, Beschluss vom 17.Juni 2015, 5T 112/15, juris; Meyer/Hover/Bach/Ober-
lack/Jahnke, JVEG, 27. Auflage, 8§ 11, Rn. 5; Schneider, JVEG, 3. Auflage, 8§ 11, Rn. 11).
Der vorgeschlagene § 11 Absatz 3 Satz 2 greift die Regelung des bisherigen § 11 Absatz 2
JVEG auf; das Mindesthonorar je Auftrag soll dabei auf 20 Euro erhdht werden.

Der neue § 11 Absatz 4 Nummer 1 Gbernimmt die Regelungen des bisherigen § 11 Ab-
satz 3 JVEG. Mit dem vorgeschlagenen § 11 Absatz 4 Nummer 2 soll dartiber hinaus si-
chergestellt werden, dass ein Ubersetzer, dessen Leistung darin besteht, Telekommunika-
tionsaufzeichnungen, etwa im Rahmen von Telekommunikationstberwachungen, als Wort-
protokoll niederzuschreiben (sogenannter ,Sprachsachverstandiger), als Dolmetscher und
nicht als Ubersetzer vergutet wird. Gerade die Tatigkeiten, bei denen nicht Texte, sondern
vielmehr Audiodateien als Quellmaterial dienen, erfordern einen weit Gber den Abgeltungs-
bereich des § 11 Absatz 1 hinausgehenden Aufwand. Es bedarf dabei neben der reinen
Ubersetzung auch einer inhaltlich-strukturellen, formalen und sprachlichen Untersuchung
sowie vielfach auch einer Interpretation des Gesagten, um insbesondere verwendete Ab-
kirzungen, Umgangssprache, Redewendungen oder nicht eindeutige Begriffe in einem
richtigen Kontext darstellen zu kénnen. Diese Tatigkeiten gehen lber die reine Ubertragung
eines bereits vorliegenden Textes aus der Ausgangssprache in die deutsche Sprache hin-
aus (vergleiche auch OLG Hamm, Beschluss vom 21. Februar 2019, 4 Ws 150/18, juris,
Rn. 48ff.; zum Begriff ,Sprachsachverstandiger‘: OLG Stuttgart, Beschluss vom 15. Ap-
ril 2019, 1 Ws 52/19, 1 Ws 56/19, 1 Ws 57/19, juris, Rn. 30). Zudem soll die Anderung dazu
dienen, auch kinftig qualifizierte Sprachmittlerinnen und Sprachmittler fiir diese Tatigkeiten
gewinnen zu kénnen.

Zu Nummer 11 (8 12 JVEG)
Zu Buchstabe a

Nach dem bisherigen § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 JVEG erhalten Sachverstandige fur
jedes zur Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens erforderliche Foto 2 Euro und, wenn
die Fotos nicht Teil des schriftichen Gutachtens sind, 0,50 Euro fur den zweiten und jeden
weiteren Abzug oder Ausdruck eines Fotos. In der Praxis fuhrt diese Regelung trotz ver-
gleichsweise geringer in Rede stehender Betrage vielfach zu Problemen bei der Vergu-
tungsabrechnung, die das Verfahren belasten und verzdgern.

Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, alle vom bisherigen § 12 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 JVEG erfassten Aufwendungen fur Fotos kinftig von einer gesonderten Erstat-
tung auszuschlie3en. Stattdessen sollen diese Aufwendungen mit dem Honorar (insbeson-
dere nach 8 9 JVEG) abgegolten sein. Dies soll auch fur die in diesem Zusammenhang
entstehenden baren Aufwendungen der Sachverstandigen gelten, die beispielsweise anfal-
len, wenn sie Abziige der Fotos durch Dritte fertigen lassen.

Diese Anderung soll der Vereinfachung und Beschleunigung des Abrechnungsverfahrens
dienen. Es wird dabei nicht verkannt, dass derartige Aufwendungen in einer Vielzahl von
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Verfahren entstehen. Dabei ist jedoch zu berlcksichtigen, dass die Aufwendungen fir die
Fertigung von Fotos durch die Digitalfotografie zum Teil deutlich gesunken sind. Wenn das
Foto nicht Teil des schriftlichen Gutachtens ist, wird vielfach kein Abzug oder Ausdruck
erforderlich sein. Zudem wird mit der Einbindung der Sachverstéandigen in den elektroni-
schen Rechtsverkehr die Zahl der Abziige und Ausdrucke perspektivisch noch weiter zu-
rickgehen.

Die fur die Fertigung der Fotos erforderliche Kamera wird im Regelfall zur Standardausris-
tung des Sachverstéandigen gerechnet werden kdnnen. Daher erscheint es sachgerecht,
auch die Kosten hierfur zu den tblichen Gemeinkosten zu zéhlen, die nicht gesondert ab-
gerechnet werden kénnen und die auch nicht durch eine gesonderte Erstattung der gefer-
tigten Fotos mit entgolten werden miissen. Im Ubrigen dirften Sachverstandige aufgrund
des Fortschritts auf dem Gebiet der Fototechnik in vielen Bereichen nicht mehr darauf an-
gewiesen sein, fur ihnre Sachverstandigentétigkeit teure Spezialkameras zu erwerben.

Schlieflich ist in diesem Zusammenhang auch zu bericksichtigen, dass der sogenannte
»~Justizrabatt entfallen soll, durch den die Honorarstundensatze nach der Anlage 1 derzeit
auf 90 Prozent der marktublichen Vergitung begrenzt sind. Vor diesem Hintergrund er-
scheint die vergleichsweise geringflgige Beschrankung des Vergitungsanspruchs durch
den Wegfall der Erstattungsfahigkeit von Fotos im Interesse einer Vereinfachung und Be-
schleunigung des Abrechnungsverfahrens in der Gesamtschau sachgerecht.

Zu Buchstabe b

Mit dem neuen § 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 JVEG soll eine Regelung eingefiihrt wer-
den, nach der Sachverstandige sowie Ubersetzerinnen und Ubersetzer eine pauschale Er-
stattung der Entgelte fiir Post- und Telekommunikationsdienstleistungen verlangen kénnen.
Die Regelung orientiert sich an vergleichbaren Vorschriften des RVG und des GNotKG, die
eine derartige Pauschale bereits fiir Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwalte sowie Notarin-
nen und Notare vorsehen.

Die Anderung soll der Vereinfachung und Beschleunigung des Abrechnungsverfahrens die-
nen. Die Pauschale soll nur dann gefordert werden kdnnen, wenn dem Berechtigten tat-
sachlich Aufwendungen fir Post- und Telekommunikationsdienstleistungen entstanden
sind. Eine Darlegung der einzelnen tatsachlichen Aufwendungen soll in diesen Fallen nicht
erforderlich sein. Die Hohe der Pauschale soll entsprechend dem Ergebnis der Marktana-
lyse auf 15 Euro begrenzt werden. Die Berechtigten sollen jedoch bei entsprechender Dar-
legung auch weiterhin die Mdglichkeit haben, ihre tatséchlichen Aufwendungen fiir Post-
und Telekommunikationsdienstleistungen geltend zu machen. Ausgangsgrof3e fir die Be-
rechnung der Pauschale soll grundsatzlich das Honorar nach den 88 9 bis 11 JVEG sein.
Wird nach § 13 oder § 14 JVEG ein abweichendes Honorar vereinbart, soll dieses mal3ge-
bend sein.

Da Dolmetscherinnen und Dolmetscher regelmafiig keine oder nur sehr geringe Aufwen-
dungen fir Post- und Telekommunikationsdienstleistungen haben, soll es fir sie beim Er-
satz der tatséchlichen Aufwendungen bleiben. Eine nennenswerte Vereinfachung des Ab-
rechnungsverfahrens durch die Einfihrung einer Pauschale ware hier nicht zu erwarten.

Mit dem neugefassten § 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 JVEG sollen die Aufwendungen fur
die Erstellung eines schriftlichen Gutachtens in den Fallen, in denen die Sachverstandigen
ihre Leistungen nach der Anlage 1 Teil 2 oder nach der Anlage 2 zum JVEG abrechnen
kénnen, abweichend von den Schreibaufwendungen der Gbrigen Gutachten mit 1,50 Euro
je 1 000 Anschlage abgerechnet werden kénnen. Mit dieser Regelung wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass in medizinischen Gutachten haufig spezifische Fachbegriffe ver-
wendet werden und das Abfassen der Texte zudem ein Grundverstandnis lber die richtige
Verwendung dieser Begriffe erfordert. Deshalb werden auf dem freien Markt regelméafig
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rund 4,50 Euro fur eine Normseite gefordert. Vor diesem Hintergrund erscheint es sachge-
recht, den Aufwendungsersatz gegentiber dem fiir andere Sachverstandige geltenden Satz
um zwei Drittel zu erh6hen. Dabei ist berticksichtigt, dass nicht alle der von der Regelung
erfassten Gutachten eine héhere Qualifikation der Schreibkraft erfordern.

Zu Nummer 12 (8§ 13 JVEG)
Zu Buchstabe a

Die bisherige Regelung des 8§ 13 Absatz 2 Satz 2 JVEG, wonach die gerichtliche Zustim-
mung zu einer besonderen Vergutung nur erteilt werden soll, wenn sich zu dem gesetzlich
bestimmten Honorar keine geeignete Person zur Ubernahme der Téatigkeit bereit erklart,
hat sich in der praktischen Anwendung nicht bewahrt und verzogert die Verfahren. Es be-
steht Unsicherheit darliber, was das Gericht unternehmen muss, um die gesetzlichen Vo-
raussetzungen fur die Zustimmungsersetzung zu erfillen. Insbesondere ist fraglich, ob und
gegebenenfalls bei wie vielen Personen angefragt werden muss, ob die zeitliche Kompo-
nente der Leistungserbringung eine Rolle spielt, oder ob gar wegen der sich aus 8§ 407
Absatz 1 ZPO fir 6ffentlich bestellte Sachverstéandige ergebenden Verpflichtung zur Gut-
achtenerstattung die Regelung insgesamt weitgehend ins Leere lauft.

Um der Unsicherheit der gerichtlichen Praxis bei der Anwendung des § 13 Absatz 2 JVEG
entgegenzuwirken und im Interesse einer Verfahrensbeschleunigung wird vorgeschlagen,
die oben beschriebene Voraussetzung fir die Erteilung der gerichtlichen Zustimmung zu
streichen. Im Ubrigen soll es aber bei den von der Rechtsprechung entwickelten sonstigen
Kriterien fir die Zustimmungserteilung bleiben. Dazu z&hlt insbesondere, dass das Gericht
unter Bertcksichtigung aller Umstande des Einzelfalls nach pflichtgemaem Ermessen zu
entscheiden und dabei auch die Interessen der kostentragungspflichtigen Partei zu bertick-
sichtigen hat (BGH, Beschluss vom 28. Mai 2013, X ZR 137/09). Das Gericht soll aber einen
weiten Ermessenspielraum bei der Beurteilung der Frage erhalten, ob im Einzelfall eine
hinreichend qualifizierte Leistung binnen einer angemessenen Frist auch zum einschlagi-
gen gesetzlichen Honorarsatz verfugbar ist. Hier soll das Gericht verstarkt auf Erfahrungs-
werte zurtickgreifen kénnen; eine konkrete Anfrage bei ihm geeignet erscheinenden Per-
sonen soll eher die Ausnahme darstellen. Um das Kostenrisiko kalkulierbar zu halten, soll
die Zustimmung aber auch kiinftig nur erteilt werden, wenn das Doppelte des nach § 9 oder
8 11 JVEG zulassigen Honorars nicht tberschritten wird.

Zu Buchstabe b

Bei dieser Anderung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung an die neue Rege-
lungsstruktur in § 9 JVEG.

Zu Nummer 13 (8§ 15 JVEG)

Die vorgeschlagene Vorschrift entspricht im Wesentlichen der bisherigen Regelung des
§ 15 Absatz 2 JVEG. Es soll durch die Neufassung inshesondere des Satzes 2 lediglich
klargestellt werden, dass zu der Gesamtdauer der Heranziehung auch die Zeit zu zéhlen
ist, wahrend der die Berechtigten infolge der Heranziehung ihrer beruflichen Tatigkeit nicht
nachgehen kénnen. Dies wird vor allem dann der Fall sein, wenn die Berechtigten im
Schichtdienst tatig sind und ihre berufliche Tétigkeit vor oder nach Beendigung der Sitzung
einschlieB3lich der notwendigen Reise- und Wartezeiten nicht austiben kénnen. Der Um-
stand, dass die berufliche Tatigkeit am Tag der Heranziehung nicht ausgetbt werden kann,
wird in der Regel in der Verdienstausfallbescheinigung des Arbeitgebers anzugeben sein.
Wie nach bisherigem Recht auch soll eine nach Stunden bemessene Entschadigung ins-
gesamt fur nicht mehr als zehn Stunden am Tag gewahrt werden kdnnen. Darin kdnnen
neben den Zeiten, fur die eine Verdienstausfallentschadigung zu gewahren ist und die nicht
mehr als die regelmafige tagliche Arbeitszeit betragen dirfen, auch Zeiten enthalten sein,
fur die eine Entschadigung fur Zeitversdumnis nach 8 16 JVEG zu gewahren ist.
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Zu Nummer 14 (8 16 JVEG)

Die Entschadigung fur Zeitversaumnis fir ehrenamtliche Richterinnen und Richter soll, wie
bei der bisher letzten Anpassung im Jahr 2013, an die Entwicklung der Verbraucherpreise
angepasst werden. Fur den Zeitraum von der letzten Anpassung im August 2013 bis zum
angenommenen Inkrafttreten der nunmehr vorgeschlagenen Anderung im Januar 2021
wird von einem Erhdéhungsvolumen von insgesamt 8,5 Prozent ausgegangen. Das so er-
mittelte Ergebnis ist auf einen vollen Euro-Betrag gerundet.

Zu Nummer 15 (8§ 17 JVEG)

In Anlehnung an den bei der Anhebung der Verdienstausfallentschadigung fir ehrenamtli-
che Richterinnen und ehrenamtliche Richter (8§ 18 JVEG) verwendeten Mal3stab soll die
Entschadigung fiir Nachteile bei der Haushaltsfiihrung auf gerundet 17 Euro je Stunde er-
hoéht werden.

Zu Nummer 16 (8 18 JVEG)

Die Verdienstausfallentschadigung fur ehrenamtliche Richterinnen und ehrenamtliche Rich-
ter soll, wie bei der bisher letzten Anpassung im Jahr 2013, an die Entwicklung der Tarif-
I6hne und -gehalter im produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich angepasst
werden. Die so ermittelten Ergebnisse sind auf volle Euro-Betrage gerundet.

Zu Nummer 17 (8 19 JVEG)
Zu Buchstabe a

Die vorgeschlagene Regelung entspricht im Wesentlichen der bisherigen Regelung des
§ 19 Absatz 2 JVEG. Es soll durch die Neufassung inshesondere des Satzes 2 lediglich
klargestellt werden, dass zu der Gesamtdauer der Heranziehung auch die Zeit zu zahlen
ist, wahrend der die Berechtigten infolge der Heranziehung ihrer beruflichen Téatigkeit nicht
nachgehen kénnen. Dies wird vor allem dann der Fall sein, wenn die Berechtigten im
Schichtdienst tatig sind und ihre berufliche Tatigkeit vor oder nach Beendigung der Sitzung
einschlieB3lich der notwendigen Reise- und Wartezeiten nicht austiben kénnen. Der Um-
stand, dass die berufliche Tatigkeit am Tag der Heranziehung nicht ausgelibt werden kann,
wird in der Regel in der Verdienstausfallbescheinigung des Arbeitgebers anzugeben sein.
Wie nach bisherigem Recht soll eine nach Stunden bemessene Entschadigung insgesamt
fur nicht mehr als zehn Stunden am Tag gewahrt werden konnen. Dabei ist die letzte be-
gonnene Stunde voll zu rechnen, wenn insgesamt mehr als 30 Minuten auf die Heranzie-
hung entfallen; anderenfalls wird die Entschadigung fur die letzte begonnene Stunde auf
die Halfte reduziert. In den fir die Entschadigung zu beriicksichtigenden Stunden kénnen
neben den Zeiten, fir die eine Verdienstausfallentschadigung zu gewahren ist und die nicht
mehr als die regelmafige tagliche Arbeitszeit betragen dirfen, auch Zeiten enthalten sein,
fur die eine Entschadigung fur Zeitversdumnis nach § 20 JVEG zu gewahren ist.

Zu Buchstabe b

Nach dem aktuellen Wortlaut des 8 19 Absatz 4 JVEG kommt bei Zeuginnen und Zeugen
mit gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland nur eine Erhéhung der in den 88 20 bis 22 JVEG
genannten Entschadigungen in Betracht. Die Mdglichkeit, auch die in § 19 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 bis 3 JVEG genannten Auslagen zu erhéhen, ist nicht vorgesehen. Damit unter-
scheidet sich die Regelung von der Vorschrift des 8 8 Absatz 4 JVEG, die fur Sachverstan-
dige sowie Sprachmittlerinnen und Sprachmittler mit gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland
auch eine Erhdéhung der Auslagen ermdglicht. Ein sachlicher Grund fur diese unterschied-
liche Behandlung ist nicht erkennbar. Mit der Anderung soll daher eine sprachliche und in
der Folge auch eine inhaltliche Anpassung an 8 8 Absatz 4 JVEG erfolgen.
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Zu Nummer 18 (8§ 20 JVEG)

Die Entschadigung fir Zeitversdumnis fur Zeuginnen und Zeugen soll, wie bei der bisher
letzten Anpassung im Jahr 2013, an die voraussichtliche Entwicklung der Verbraucher-
preise bis zu dem angenommenen Inkrafttreten der Anderung angepasst werden. Das er-
mittelte Ergebnis ist auf volle 50 Cent gerundet.

Zu Nummer 19 (8§ 21 JVEG)

In Anlehnung an den bei der Anhebung der Verdienstausfallentschadigung flr Zeuginnen
und Zeugen (8 22 JVEG) verwendeten Mal3stab soll die Entschadigung fur Nachteile bei
der Haushaltsfiihrung auf gerundet 17 Euro je Stunde erhdht werden.

Zu Nummer 20 (8§ 22 JVEG)

Der vorgeschlagenen Erh6hung der Verdienstausfallentschadigung fir Zeuginnen und Zeu-
gen liegt — wie bei der entsprechenden Entschadigungsregelung fur ehrenamtliche Richte-
rinnen und ehrenamtliche Richter in § 18 JVEG — die Veranderung des Indexes der durch-
schnittlichen Bruttostundenverdienste der vollzeitbeschéaftigten Arbeitnehmer im produzie-
renden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich zugrunde. Das so ermittelte Ergebnis ist
auf einen vollen Euro-Betrag gerundet.

Zu Nummer 21 (8§ 23 JVEG)

Durch die Anfligung des neuen Satzes 3 in § 23 Absatz 2 JVEG soll sichergestellt werden,
dass auch in den Féllen, in denen ein Dritter in Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit
durch das Gericht im Rahmen einer Ermittlung von Amts wegen (8§ 26 des Gesetzes Uber
das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit) einen Gegenstand herausgibt oder eine Auskunft erteilt, einen gesetzlich verankerten
Entschadigungsanspruch hat. Dieser Anspruch soll aber nur denjenigen zustehen, die nicht
kraft einer gesetzlichen Regelung zur Mitwirkung am Verfahren verpflichtet sind. Eine Ent-
schadigung kann beispielsweise in Verfahren tber die familiengerichtliche Genehmigung
der Erbausschlagung minderjahriger Kinder in Betracht kommen, wenn das Gericht bei Kre-
ditinstituten Auskuinfte tber den Nachlasswert einholt (vergleiche. auch LG Wuppertal, Be-
schluss vom 7. Januar 2019, 16 T 232/17, juris).

Zu Absatz 2 (Anlagen 1 und 2 zum JVEG)
Zu Anlage 1
Zu Teil 1

Derzeit ordnet die Anlage 1 eine Reihe von Sachgebieten, auf denen Sachverstandige ihre
Leistung fir die Justiz erbringen, verschiedenen Honorargruppen zu, denen wiederum in
8 9 JVEG konkrete Stundenséatze zugewiesen sind. Diese gestaffelte Regelungssystematik
soll nunmehr aus Vereinfachungsgriinden auf ein einstufiges System umgestellt werden.
Hierzu sollen den Sachgebieten in der Anlage 1 unmittelbar die entsprechenden Honorar-
stundenséatze zugeordnet werden.

Die Honorarsatze der Sachverstandigenvergitung nach dem JVEG orientieren sich an den
Preisen, die fur vergleichbare Leistungen auf dem freien Markt gezahlt werden. Die derzei-
tigen JVEG-Satze beruhen auf einer Marktanalyse aus dem Jahr 2009. Da die Marktpreise
standigen Veranderungen unterliegen, war eine neuerliche Marktanalyse veranlasst. Die
InterVal GmbH hat im Jahr 2018 im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz und fir Ver-
braucherschutz eine umfangreiche Studie durchgefiihrt, deren Ergebnisse im Mérz 2019
auf der Internetseite des Bundesministeriums der Justiz und fur Verbraucherschutz verof-
fentlicht wurden.
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Grundlage der Marktanalyse war eine Sachgebietsliste, die auf der Basis der derzeitigen
Liste der Anlage 1 zum JVEG in Zusammenarbeit mit den Landesjustizverwaltungen und
den Bestellungskorperschaften erstellt wurde. Einzelne Sachgebiete wurden dabei genauer
beschrieben, nicht praxisrelevante Sachgebiete wurden gestrichen, wieder andere, die fur
die Praxis von Bedeutung sind, neu aufgenommen.

Im Mittelpunkt der Uberpriifung stand die Hohe der in den verschiedenen Sachgebieten auf
dem freien Markt gezahlten Stundensatze. Darlber hinaus wurden Daten zur Zusammen-
setzung und zur Hohe der in Ansatz gebrachten Nebenkosten erhoben. Das Ergebnis der
Studie bildet die Grundlage der nunmehr in Teil 1 der Anlage 1 zum JVEG vorgeschlagenen
Honorarsétze. Dabei wurden die sich fur die einzelnen Sachgebiete aus der Befragung (un-
ter Zugrundelegung des Median) jeweils ergebenden Marktpreise auf volle finf Euro gerun-
det.

Sofern die Anzahl der im Rahmen der Marktanalyse an der Befragung beteiligten Sachver-
standigen in einem Sachgebiet unter 25 lag, sollen Sachgebiete nur dann in die Sachge-
bietsliste der Anlage 1 zum JVEG aufgenommen werden oder dort verbleiben, wenn ihre
Aufnahme oder ihre Fortschreibung aufgrund ihrer Relevanz fir die Praxis und die Plausi-
bilitat des Befragungsergebnisses sachgerecht erscheint.

Der bisher mit Ricksicht auf die offentlichen Haushalte der Lander vorgenommene Ab-
schlag von zehn Prozent (,Justizrabatt®) soll entfallen, um die Marktbezogenheit der Hono-
rarsatze besser widerzuspiegeln. Hierdurch soll die Attraktivitdt des Sachverstandigenbe-
rufs gestarkt werden, die in den vergangenen Jahren — nicht zuletzt aufgrund nachlassen-
der finanzieller Lukrativitdt — splrbar gelitten hat. So berichteten sowohl die Kammern als
auch Berufsverbande von erheblichen Nachwuchssorgen. Auch aus der gerichtlichen Pra-
xis ist zu vernehmen, dass es zumindest flir manche Sachgebiete zunehmend schwieriger
werde, qualifizierte Sachverstandige zu gewinnen, die bereit und in der Lage sind, die be-
nétigten Gutachten in vertretbarer Zeit zu erstellen.

Daruiber hinaus ist zu berlicksichtigen, dass die neuen Honorarséatze im Zeitpunkt des In-
krafttretens der Gesetzesénderung aufgrund des Zeitablaufs seit der Durchflihrung der Be-
fragung bereits wieder Uberholt sein kénnen. Zudem ist zu erwarten, dass die Differenz
zwischen den nunmehr festzulegenden gesetzlichen Honorarsatzen und den jeweiligen
Marktpreisen bis zu einer neuerlichen Anpassung des JVEG wieder deutlich ansteigen wird,
mit den oben beschriebenen Auswirkungen auf die Attraktivitat der Sachverstandigentatig-
keit fur die Justiz.

Im Gegenzug zum Wegfall des ,Justizrabatts® sieht der Gesetzentwurf verschiedene struk-
turelle Anderungen des Vergitungsrechts vor, die die Abrechnung vereinfachen und
dadurch die Justiz entlasten sollen.

Zu Teil 2

Die Honorarstundensatze fur medizinische und psychologische Sachverstandigengutach-
ten sollen in Teil 2 der Anlage 1 zum JVEG neu geregelt werden. Im Interesse einer besse-
ren Unterscheidbarkeit soll hier die Unterteilung in die Honorargruppen M1, M2 und M 3
beibehalten werden. Als medizinische Gutachten im Sinne von Teil 2 der Anlage 1 gelten
dabei sowohl human- und zahnmedizinische als auch tiermedizinische Sachverstandigen-
gutachten.

Vor dem Hintergrund, dass fir medizinische und psychologische Gutachten mangels eines
diesbezlglichen freien Marktes eine Marktpreisermittlung wie bei den Sachgebieten nach
Teil 1 der Anlage 1 zum JVEG ausscheidet, wird vorgeschlagen, die Honorarséatze hier ent-
sprechend der Entwicklung der Einkommen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitsnehmer im
produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich seit der letzten Erhéhung im Au-
gust 2013 anzupassen. Insgesamt ergibt sich dadurch ein Erhéhungsvolumen von rund
20 Prozent.
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Die zu den einzelnen Honorargruppen aufgelisteten Regelbeispiele fir medizinische und
psychologische Gutachten wurden in Zusammenarbeit mit den Landesjustizverwaltungen
und unter Anhoérung der Kammern und betroffener Verbé&nde aktualisiert.

Die unter den einzelnen Stufen aufgefiihrten Beispiele stellen Regelbeispiele dar. Im Ein-
zelfall kbnnen Gutachten schwieriger oder weniger schwierig sein als der entsprechende
Regelfall und damit in eine héhere, aber auch in eine niedrigere Honorargruppe fallen. Es
bedarf somit stets einer einzelfallbezogenen Beurteilung, in welche Honorargruppe die er-
brachte Leistung einzuordnen ist.

— Zu Honorargruppe M 1

Wie bereits im bisherigen Recht sollen als Regelbeispiele fir die Honorargruppe M 1 einfa-
che gutachtliche Beurteilungen in Gebuhrenrechtsfragen und zur Minderung der Erwerbs-
fahigkeit nach einer Monoverletzung angefiihrt werden. Das die Verlangerung einer Betreu-
ung betreffende Regelbeispiel soll um die Uberpriifung eines angeordneten Einwilligungs-
vorbehalts nach § 1903 BGB erweitert werden.

Wie vorstehend ausgefihrt, bezieht sich die in der Anlage 1 Teil 2 zum JVEG vorgenom-
mene Zuordnung des Gegenstands einer gutachtlichen Leistung zu einer bestimmten Ho-
norargruppe auf den jeweiligen Durchschnittsfall. So werden Gutachten zur Verlangerung
einer Betreuung oder zur Uberpriifung eines angeordneten Einwilligungsvorbehalts nach
der Honorargruppe M 1 zu verguten sein, wenn der Sachverhalt — beispielsweise wegen
des unverénderten Gesundheitszustands der betroffenen Person — einfach zu beurteilen
ist. Daneben gibt es aber auch die Falle, in denen der Schwierigkeitsgrad ahnlich hoch ist
wie bei einer Begutachtung zur Frage der Anordnung einer Betreuung oder eines Einwilli-
gungsvorbehalts. In solchen Fallen dirfte eine Zuordnung der Leistung zur Honorargruppe
M 1 regelmafig nicht sachgerecht sein.

Das bisher in der Honorargruppe M 1 verortete Regelbeispiel ,Haft-, Verhandlungs- und
Vernehmungsfahigkeit* soll aufgrund des hdheren Schwierigkeitsgrads in die Honorar-
gruppe M 2 (dort Nummer 9) Gberfuhrt werden.

— Zu Honorargruppe M 2

Die unter der Honorargruppe M 2 aufgeflihrten Regelbeispiele entsprechen im Wesentli-
chen denjenigen des bisherigen Rechts. Bei den in der Honorargruppe M 2 unter Nummer 3
genannten Gutachten kann es sich auch um neuropsychologische Gutachten handeln.

— Zu Honorargruppe M 3

Als neues Regelbeispiel sollen aufgrund ihrer zahlenmafigen praktischen Relevanz Gut-
achten ,in Aufenthalts- oder Asylangelegenheiten“ neu aufgenommen werden. Diese Gut-
achten betreffen insbesondere Prognoseentscheidungen in Abschiebungsverfahren und
unterliegen regelmafig schon aufgrund interkultureller Besonderheiten einer hohen Kom-
plexitat. Sie sollen daher in die Honorargruppe M 3 (Nummer 18) aufgenommen werden.
Ebenfalls regelmaRig mit einem hohen Schwierigkeitsgrad verbunden sind Gutachten ,zur
personlichen Eignung nach 8§ 6 des Waffengesetzes“ (Nummer 19), Gutachten ,zu Frage-
stellungen der Hilfe zur Erziehung“ (Nummer 16), Gutachten ,zur Fortdauer der Unterbrin-
gung im Maldregelvollzug tUber zehn Jahre hinaus“ (Nummer 11) sowie ,.zur Anordnung der
Sicherungsverwahrung oder zur Prognose von Untergebrachten in der Sicherungsverwah-
rung“ (Nummer 12). Sie sollen ebenfalls in die Honorargruppe M 3 fallen. Ergénzt wurden
die Regelbeispiele dieser Gruppe um Gutachten ,zur Glaubhaftigkeit* (Nummer 7), da es
neben der Beurteilung der Aussagetuchtigkeit der aussagenden Person im Strafverfahren
regelmafiig auch um die aussagepsychologische Begutachtung der Aussage selbst geht.

Mit der vorgeschlagenen Nummer 3 sollen Gutachten in Verfahren des sozialen Entschéa-
digungsrechts der Honorargruppe M 3 zugeordnet werden. Hierunter fallen auch Gutachten
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in Verfahren nach dem Opferentschadigungsgesetz oder dem Haftlingshilfegesetz, die im
derzeitigen Recht noch gesondert aufgefiihrt sind.

Zu Anlage 2

Die Vergutungstatbestande der Anlage 2 zum JVEG wurden in Zusammenarbeit mit dem
Bundesministerium flr Gesundheit und unter Beteiligung der betroffenen Kammern tberar-
beitet und aktualisiert. Es wird vorgeschlagen, die in den Abschnitten 1 bis 4 festgelegten
Honorare grundsatzlich in demselben Umfang zu erhéhen wie die Stundensatze fir medi-
zinische und psychologische Gutachten. Insoweit wird auf die Begriindung zur Anderung
von Teil 2 der Anlage 1 zum JVEG verwiesen. Betrage bis 100 Euro sind auf volle 5 Euro,
hohere Betrage auf volle 10 Euro gerundet. Die vierstelligen Hochstbetrage sollen von der
Erhdhung ausgenommen werden, da keine Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass der gro3e
Vergutungsrahmen nicht mehr ausreicht.

Zu Abschnitt 1
— Zu Vorbemerkung 1 Absatz 3

Der Vorbemerkung 1 soll eine neuer Absatz 3 angefligt werden, nach dem in den Fallen
der Nummern 100 und 102 bis 107 unter bestimmten Voraussetzungen ein Honorar fiir eine
bildgebende Diagnostik in Ansatz gebracht werden kann, wenn diese uber das klassische
Rontgen hinausgeht. Diese Diagnostikverfahren werden zur Gewinnung gesicherter Er-
kenntnisse in besonderen Fallen angewendet, kénnen aber bislang im Rahmen der Obduk-
tion nicht abgerechnet werden. Hierunter fallen unter anderem die Sonographie, Szintigra-
phie und die Magnetresonanztomographie. Die Vergitung dieser Leistungen soll nach § 10
Absatz 2 Satz 1 JVEG erfolgen, sofern die Leistungen von dieser Vorschrift erfasst sind, im
Ubrigen wird eine Zeitvergltung in Betracht kommen. Eine gesonderte Vergiitung soll nur
dann erfolgen, wenn die bildgebende Diagnostik von der heranziehenden Stelle angeordnet
wurde und soll auf Sauglinge, Arbeits- und Verkehrsunfallopfer, Falle von Behandlungsfeh-
lervorwirfen sowie auf Verstorbene nach auf3erer Gewalteinwirkung beschrankt sein.

— Zu Nummer 105

Werden im Rahmen einer Obduktion zusatzlich zum tblichen Umfang noch weitere Prapa-
rationen unter Eréffnung der Ricken-, GesaR- und Extremitatenweichteile vorgenommen,
ist dies mit einem erheblichen zuséatzlichen praparatorischen Aufwand verbunden, der bis-
lang nicht gesondert vergitet wird. Mit der vorgeschlagenen neuen Nummer 105 soll ein
entsprechender Vergutungstatbestand eingefiihrt werden. Es wird davon ausgegangen,
dass der Mehraufwand einen Erh6hungsbetrag rechtfertigt, der demjenigen bei einer Ob-
duktion unter besonders ungunstigen auf3eren Bedingungen (Nummer 103) entspricht. Der
Erhéhungsbetrag nach der neuen Nummer 105 soll auch in den Fallen der Nummern 103
und 104 anfallen kénnen.

Zu Abschnitt 2

Die Vergutungstatbestande des Abschnittes 2 sollen im Vergleich zum bisherigen Recht
inhaltlich unverandert bleiben.

Zu Abschnitt 3

Die Uberschrift soll der Vollstandigkeit halber um die Bezeichnung ,Entnahme von Proben
fur die genetische Analyse* erganzt werden. Soweit nachfolgend nichts anderes ausgefuhrt
wird, entsprechen die Nummern inhaltlich dem bisherigen Recht.
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— Zu Nummer 306

Die Nummer 306 (bisher Nummer 307) soll um die Entnahme einer Probe fur die geneti-
sche Analyse ergénzt werden.

— Zu Nummer 307

Die Vorschrift greift die Regelung der bisherigen Nummer 304 auf. Die Bezeichnung ,DNA-
Probe“ soll durch die konkretere Bezeichnung ,Probe flr die genetische Analyse® ersetzt
werden. Der Tatbestand ,Kontrolle des Verdaus*® ist nicht mehr praxisrelevant und soll da-
her gestrichen werden.

— Zu den Nummern 308 bis 318

Neu eingefugt werden sollen die Nummern 308 bis 318 fur die Abrechnung molekulargene-
tischer Spurenuntersuchungen, die jahrlich in grofRer Fallzahl erbracht werden. Bisher
wurde zur Abrechnung dieser Leistungen in der Regel hilfsweise auf Abschnitt 4 der An-
lage 2 zum JVEG zuriickgegriffen, was in der Praxis haufig zu Problemen gefiihrt hat. Unter
Nummer 308 fallt nur die Probenentnahme von Original-Asservaten. Bei der Untersuchung
bereits gesicherter Spuren ist der Tatbestand der Vorschrift nicht erfillt.

Die Nummern 309 bis 316 entsprechen den Nummern 403 bis 410 in Abschnitt 4 und ent-
halten alternative Abrechnungspositionen, die je nach Umfang der Untersuchung zum Tra-
gen kommen. Die den einzelnen Nummern zugrunde liegende Anzahl der Systeme ent-
spricht der aktuellen forensischen Praxis. Um Proben- und Ergebnisvertauschungen aus-
zuschlieRBen, werden immer mindestens zwei PCR-Typisierungskits fir die STR-Analyse
eingesetzt (DIN EN/ISO IEC 17025). Zudem sind bei schlechtem Spurenmaterial regelma-
Big Wiederholungsanalysen zur Erganzung oder Bestétigung der bereits vorliegenden Er-
gebnisse erforderlich. Y-chromosomale oder auch X-chromosomale STR-Systeme (Num-
mern 312 bis und 316) werden nur in ganz bestimmten Fallen, etwa bei Mischspuren nach
einer Vergewaltigung oder zur ldentifikation unbekannter Taterinnen und Tater oder auch
zur Analyse stark degradierter DNA untersucht und erfordern jeweils eine weitere Analyse
mit einem PCR-Typisierungskit.

Die unter Nummer 317 aufgefihrten Untersuchungen weiterer DNA-Systeme erfolgen nur
zur Beantwortung spezieller Fragestellungen. Insertions-/Deletionspolymorphismen (In-
dels) sind besonders zur Analyse stark degradierter DNA geeignet. Zur Anwendung kénnen
diese Untersuchungsmethoden etwa bei gro3en Unféllen und Terroranschlagen kommen.
Mangels kommerzieller Kits ist die Durchfihrung sehr aufwandig. Gleiches gilt fiir Single
Nucleotide Polymorphisms (SNPs) und fiir die DNA-Sequenzierung der hypervariablen Re-
gionen mit mitochondrialer DNA (mtDNA). Die Untersuchungen erfolgen entweder mit
selbst hergestellten und validierten Analyseverfahren oder unter Einsatz moderner Chip-
gestutzter DNA-Sequenziergerate (sogenanntes ,next generation sequencing“). Da diese
Gerate mit erheblichen Investitions- und Betriebskosten verbunden sind, soll hier ein nach
Umfang und Aufwand zu bemessender Betrag von bis zu 300 Euro angesetzt werden kon-
nen.

Die biostatistischen Berechnungen nach Nummer 318 sind immer dann notwendig, wenn
Mischspuren vorliegen, die sich aus den Merkmalen mehrerer Personen zusammensetzen
kénnen. Zeitaufwéndige biostatische Berechnungen sind daher notwendig, um den Beweis-
wert einer Spur fur das Strafverfahren festzustellen. Sie beruhen auf der Formulierung al-
ternativer Hypothesen fir die Wahrscheinlichkeit zur Beobachtung der Spurenmerkmale
anhand der Berechnung von Likelihood-Quotienten und erfordern eine besondere Ausbil-
dung und den Einsatz spezieller unterstitzender Software.
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Zu Abschnitt 4

Um einen Gleichlauf mit Abschnitt 3 herzustellen, sollen die Bezeichnungen ,genetische
Probe“ und ,DNA-Probe” in den Nummern 402 und 412 (bisher Nummer 407) durch die
Bezeichnung ,Probe fir die genetische Analyse” ersetzt werden. Soweit nachfolgend nichts
anderes ausgefuhrt wird, entsprechen die Nummern inhaltlich dem bisherigen Recht.

— Zu Nummer 401

Der Tatbestand der Nummer 401 soll dahingehend erweitert werden, dass biostatistische
Berechnungen nicht nur im Defizienzfall abgerechnet werden kénnen, da eine solche Be-
rechnung auch in anderen Arten von Abstammungsgutachten erforderlich sein kann.

— Zu den Nummern 403 bis 410

Um einen Gleichlauf mit den genetischen Analysen _r_1ach Abschnitt 3 herzustellen, sollen
die Nummern 403 bis 410 neu gefasst werden. Im Ubrigen wird auf die entsprechenden
Ausfuihrungen zu den Nummern 309 bis 316 verwiesen.

Zu Artikel 7 (Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes)
Zu Absatz 1
Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur vorgeschlagenen Anderung der Uberschrift des
§ 12 RVG.

Zu Nummer 2 (8§ 12 RVG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. Nach der Vorschrift sind die Bestimmun-
gen des RVG fur im Wege der Prozesskostenhilfe beigeordnete Rechtsanwaéltinnen und
Rechtsanwalte und fir Verfahren ,Uber” die Prozesskostenhilfe bei Verfahrenskostenhilfe
und im Fall des § 4a der Insolvenzordnung entsprechend anzuwenden. Dies wird durch die
vorgeschlagene Anderung der Uberschrift klarer zum Ausdruck gebracht.

Zu Nummer 3 (8 13 RVG)

Die vorgeschlagene Anpassung der Geblhrenbetrdge bewirkt eine Erhéhung der Wertge-
bidhren um 10 Prozent.

Zu Nummer 4 (8§ 14 RVG)

Wird eine Rechtsanwaltin oder ein Rechtsanwalt nacheinander in gesonderten Angelegen-
heiten tétig, sieht das Gesetz in vielen Féllen eine Anrechnung der entstandenen allgemei-
nen Betriebsgebihr (Geschaftsgebihr oder Verfahrensgebihr) vor. Mit dem 2. KostRMoG
hat der Gesetzgeber eine Anrechnungsregel auch fir die Falle der Rahmengebiihr einge-
fuhrt.

Dabei wurde in Vorbemerkung 2.3 Absatz 4 Satz 3 VV RVG und in Vorbemerkung 3 Ab-
satz 4 Satz 4 VV RVG eine Bestimmung aufgenommen, mit der klargestellt werden sollte,
dass der durch die vorangegangene Tatigkeit ersparte Aufwand ausschliel3lich durch die
nunmehr vorgeschriebene Anrechnung bertcksichtigt werden soll und nicht nochmals bei
der konkreten Bestimmung der Gebdihr fir das nachfolgende Verfahren.

Bei der Anwendung der Regelung, die konkret anordnet, dass bei einer Betragsrahmenge-
buhr nicht zu berticksichtigen ist, dass der Umfang der Tatigkeit in der weiteren Angelegen-
heit infolge der vorangegangenen Tatigkeit geringer ist, treten in der Praxis immer wieder
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Probleme auf. Die Bestimmung soll daher neugefasst und in § 14 RVG eingestellt werden,
der Regelungen zur Bestimmung einer Rahmengebuhr enthalt. § 14 Absatz 1 RVG be-
stimmt nicht nur die Kriterien, nach der eine Rahmengebiihr zu bemessen ist, sondern legt
auch das Bestimmungsrecht des Rechtsanwalts fest.

Der vorgeschlagene neue § 14 Absatz 2 RVG soll die oben genannten Regelungen in den
Vorbemerkungen 2.3 und 3 ersetzen. Er ist daher allgemeiner formuliert und betont die Ab-
sicht, dass die Synergieeffekte, die bei einer fortschreitenden Befassung eintreten, aus-
schlieBlich durch die vorgeschriebene Anrechnung bertcksichtigt werden sollen. Die Be-
stimmung der Hohe der zweiten Geblhr soll so erfolgen, als sei die Rechtsanwaltin oder
der Rechtsanwalt zuvor nicht téatig gewesen. Diese Regelung bezieht sich damit auf samt-
liche Bemessungsmerkmale des § 14 Absatz 1 RVG.

Nur durch eine solche Vorgehensweise ist gewahrleistet, dass fur Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwalte, deren Verfahrens- oder Geschéftsgebuhr einer Anrechnung unterliegt,
diese Gebiihren vor Anrechnung in derselben Hohe anfallen wie fiir Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwadlte, die zuvor nicht tatig waren. Nur so wird eine Gleichbehandlung mit den
Fallen erreicht, in denen — wie etwa in zivilprozessualen Mandaten — keine Rahmengebuh-
ren vorgesehen sind.

Zu Nummer 5 (§ 15a RVG)

In der Rechtsprechung ist umstritten, wie zu verfahren ist, wenn mehrere Gebiihren auf ein
und dieselbe Geblhr anzurechnen sind. Die Frage stellt sich insbesondere dann, wenn die
Rechtsanwdltin oder der Rechtsanwalt in verschiedenen Angelegenheiten Geschaftsge-
bihren verdient hat und die Angelegenheiten dann in ein einheitliches gerichtliches Verfah-
ren midnden, in dem die Rechtsanwéltin oder der Rechtsanwalt nur eine einzige Verfah-
rensgebihr erhalt.

Der Bundesgerichtshof ist der Auffassung, dass hier sdmtliche Geschaftsgebiihren geson-
dert in der tatsachlichen Hohe auf die Verfahrensgebihr anzurechnen sind (BGH, Be-
schluss vom 28. Februar 2017 — | ZB 55/16). Dies hat zur Folge, dass in den Fallen, in
denen die Summe der anzurechnenden Betrage die Hohe der Verfahrensgebihr erreicht
oder Ubersteigt, der Rechtsanwaltin oder dem Rechtsanwalt im gerichtlichen Verfahren wirt-
schaftlich gesehen keine Verfahrensgebuhr mehr zusteht.

Nach anderer Ansicht ist der Anrechnungsbetrag begrenzt auf den Gebuhrenbetrag, der
sich aus einer Addition der Einzelwerte und dem hdchsten der bei den einzelnen Anrech-
nungen anzuwendenden Geblihrensatze ergibt (so OLG Koblenz, Beschluss vom 24. Sep-
tember 2008 — 14 W 590/08; OVG NRW, Beschluss vom 17. Juli 2017 — 19 E 614/16).
Diese Berechnungsmethode orientiert sich an der Regelung des § 15 Absatz 3 RVG, wo-
nach in den Fallen, in denen flr Teile des Gegenstands verschiedene Geblhrensatze an-
zuwenden sind, fur die Teile gesondert berechnete Gebuhren entstehen, jedoch nicht mehr
als die aus dem Gesamtbetrag der Wertteile nach dem héchsten Gebihrensatz berechnete
Gebduhr.

Mit dem nunmehr vorgeschlagenen neuen § 15a Absatz 3 RVG soll die Streitfrage im Sinne
der zweitgenannten Auffassung entschieden und sichergestellt werden, dass der Rechts-
anwaltin oder dem Rechtsanwalt fur das gerichtliche Verfahren auch faktisch zumindest ein
Teil der Verfahrensgebihr verbleibt. Dies entspricht auch dem Grundgedanken, der sich
aus Vorbemerkung 3 Absatz 4 VV RVG aus der Deckelung der Anrechnungen sowohl bei
Wertgebuhren als auch bei Betragsrahmengebtihren ergibt. Bei Betragsrahmengebiihren
sollen die im VV RVG bestimmten Anrechnungshdchstbetrage gelten.

Da sich die hier in Rede stehenden Konstellation nicht nur bei der Anrechnung von Ge-
schéaftsgebihren, sondern auch der Anrechnung anderer Gebihren ergeben kann, soll die
Regelung nicht in Vorbemerkung 3 VV RVG, sondern als allgemeine Regelung in den die
Anrechnung grundsatzlich regelnden § 15a RVG eingestellt werden.
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Zu Nummer 6 (8§ 17 RVG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. Nach § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10a
RVG gehdren bestimmte Beschwerdeverfahren (etwa in Straf- und Bul3geldverfahren) zum
erstinstanzlichen Rechtszug und sind keine besondere Angelegenheit. Zur Erleichterung
der Anwendung soll bereits in 8 17 Nummer 1 RVG auf die Ausnahmeregelung in § 19 RVG
hingewiesen werden.

Zu Nummer 7 (8§ 18 RVG)

Mit der Anderung soll ein Schreibfehler aus Artikel 3 des Kostenrechtsmodernisierungsge-
setzes vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718, 788) berichtigt werden.

Zu Nummer 8 (§ 19 RVG)

Nach herrschender Auffassung ist die Streitverkiindung keine eigenstandige vergitungs-
rechtliche Angelegenheit im Sinne des 8§ 15 Absatz 1 und 2 RVG. Nach § 19 Absatz 1
Satz 1 RVG gehdren zum Rechtszug oder zum Verfahren im vergutungsrechtlichen Sinne
auch alle Vorbereitungs-, Neben- und Abwicklungstatigkeiten sowie solche Verfahren, die
mit dem Rechtszug oder Verfahren zusammenhangen, wenn die Téatigkeit nicht nach § 18
RVG eine besondere Angelegenheit ist. In § 19 Absatz 1 Satz 2 RVG sind solche Tatigkei-
ten, die zum Rechtszug gehoren, beispielhaft (nicht abschlielBend) aufgezahlt. Die Streit-
verkindung durch eine Partei eines Zivilprozesses ist im vergltungsrechtlichen Sinne eine
Nebentatigkeit, die mit dem Rechtszug zusammenhangt und nach 8§ 18 RVG keine beson-
dere Angelegenheit darstellt.

Mit der vorgeschlagenen Erganzung soll ausdriicklich bestimmt werden, dass die Einrei-
chung der Streitverkiindung (8 72 ZPO) zum Rechtszug des zugrundeliegenden Verfahrens
gehort. Durch die Formulierung wird klargestellt, dass nur die Verkiindung des Streits zum
Rechtszug gehdrt, in dem der Streit verkiindet wird. Sonstige anwaltliche Tatigkeiten in Be-
zug auf den durch die Streitverkiindung betroffenen Anspruch gehéren nicht mehr zum
Rechtszug, in dem der Streit verkiindet wird. Der Anspruch, der der Streitverkiindung zu-
grunde liegt, durfte regelmafiig eine gesondert zu bewertende weitere Angelegenheit oder
einen weiteren Gegenstand betreffen, so dass nicht ausgeschlossen ist, dass der Rechts-
anwaltin oder dem Rechtsanwalt — abhangig vom konkreten Auftrag — bezliglich dieses
Anspruchs besondere Gebiihren (Geschéafts- oder Verfahrensgebiihr) zustehen. Uber die
Einreichung der Streitverkiindung hinausgehende anwaltliche Téatigkeiten sind gebihren-
rechtlich gesondert zu bewerten. Insoweit kann die Rechtsanwaéltin oder der Rechtsanwalt
gegebenenfalls eine Wertfestsetzung nach § 33 RVG beantragen.

Zu Nummer 9 (8§ 48 RVG)

Hinsichtlich der Regelungen des § 48 RVG lber den Umfang des Anspruchs von bestellten
oder beigeordneten Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten sollen Anwendungsprobleme
beseitigt werden, die zu einer unterschiedlichen praktischen Umsetzung und zu divergie-
render Rechtsprechung gefiihrt haben.

Zu Buchstabe a

Es ist streitig, ob Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten, die (nur) fir den Abschluss eines
Vergleichs beigeordnet wurden, nur die Einigungsgebihr aus der Staatskasse zu erstatten
ist oder ob alle durch die Einigung und den Abschluss des Vertrags entstehenden Gebuh-
ren, also auch die Differenzverfahrens- und die Differenzterminsgebuihr, aus der Staats-
kasse gezahlt werden. Mit der Neufassung von § 48 Absatz 3 Satz 1 RVG durch Artikel 8
Nummer 25 Buchstabe b des 2. KostRMoG sollte klargestellt werden, dass im Falle eines
Vertragsabschlusses alle in diesem Zusammenhang anfallenden Gebluhren zu erstatten
sind. Diese Regelung wird von einem Teil der gerichtlichen Praxis dahingehend ausgelegt,
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der Gesetzgeber habe mit dieser Neuregelung klargestellt, dass nur im Falle eines Ver-
gleichsabschlusses in Ehesachen alle in diesem Zusammenhang anfallenden Gebiihren zu
erstatten seien. Da sich die Vorschrift ausdricklich nur auf die Beiordnung in Ehesachen
beziehe, sei im Umkehrschluss daraus abzuleiten, dass bei sonstigen selbstandigen Fami-
liensachen eine automatische Erstreckung auf andere Verfahren nicht erfolge.

Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss vom 17. Januar 2018 (XIl ZB 248/16) entschie-
den, dass in den Féllen, in denen die Beteiligten in einer selbstandigen Familiensache einen
Vergleich unter Einbeziehung nicht anhangiger Verfahrensgegenstande (Mehrvergleich)
schliel3en, unbemittelte Beteiligte einen Anspruch auf Erweiterung der ihnen bewilligten
Verfahrenskostenhilfe unter Beiordnung ihres Bevollméachtigten auf samtliche in diesem Zu-
sammenhang ausgeltste Gebuhren haben. Der Bundesgerichtshof fuhrt in seiner Begrin-
dung unter anderem Folgendes aus:

,Dieser Anspruch auf Verfahrenskostenhilfe ist Ausfluss des verfassungsrechtlichen Ge-
bots einer weitgehenden Angleichung der Situation von Bemittelten und Unbemittelten bei
der Verwirklichung des Rechtsschutzes aus Art. 3 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem
Rechtsstaatsprinzip, welches in Art. 20 Abs. 3 GG allgemein niedergelegt ist und fur den
Rechtsschutz gegen Akte der offentlichen Gewalt in Art. 19 Abs. 4 GG seinen besonderen
Ausdruck findet (BVerfG NJW 2012, 3293 mwN; BVerfG NJW 1991, 413 mwN). Danach
darf Unbemittelten die Rechtsverfolgung und -verteidigung im Vergleich zu Bemittelten nicht
unverhaltnismaiig erschwert werden. Der Unbemittelte muss grundsétzlich ebenso wirksa-
men Rechtsschutz in Anspruch nehmen kdnnen wie ein Bemittelter. Er muss einem solchen
Bemittelten gleichgestellt werden, der seine Aussichten verniinftig abwagt und dabei auch
sein Kostenrisiko bertcksichtigt (BVerfG NJW 2012, 3293 mwN).

Diese durch Art. 3 Abs. 1i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG verbirgte Rechtsschutzgleichheit wéare
nicht gewahrt, wenn trotz der Erweiterung der bereits bewilligten Verfahrenskostenhilfe auf
den Abschluss des Mehrvergleichs die dem beigeordneten Rechtsanwalt durch die Vor-
nahme dieser Verfahrenshandlung nach den Regelungen des Rechtsanwaltsvergitungs-
gesetzes erwachsenden Gebuhren teilweise nicht von der Staatskasse getragen wirden
und im Ubrigen die Vergiitungspflicht des bediirftigen Beteiligten bestehen bliebe. Anders
als ein beguterter Verfahrensbeteiligter kbnnte der bedurftige Beteiligte in diesem Fall von
der Moglichkeit, das anhangige Verfahren durch den Abschluss eines Mehrvergleichs zu
beenden, nur dann Gebrauch machen, wenn er trotz seiner im Bewilligungsverfahren fest-
gestellten Bedirftigkeit wirtschaftlich in der Lage ware, die zusatzlich anfallenden Rechts-
anwaltsgebihren zu tragen. Sollte er die hierfiir erforderlichen Mittel nicht aufbringen kon-
nen, bliebe ihm nur die Mdglichkeit, bezlglich der nicht anhangigen Gegenstéande ein ge-
sondertes Verfahren zu betreiben und dort erneut um die Bewilligung von Verfahrenskos-
tenhilfe anzutragen. Dem bedurftigen Beteiligten wiirde dadurch gegeniiber einem begu-
terten Beteiligten die - oft zweckmé&Rige - umfassende Regelung von streitigen Rechtsver-
haltnissen erheblich erschwert. Fir diese Ungleichbehandlung gibt es keinen tragfahigen
sachlichen Grund.”

Da die gesetzliche Vergutung von Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwaélten fir die Mitwir-
kung an einem (Mehr-)Vergleich sich nicht in der Einigungsgebihr aus dem erhdhten Ver-
gleichswert erschopft, sondern sich auch auf die Differenzverfahrens- und die Differenzter-
minsgebuhr erstreckt, widerspricht eine Beschrankung der Erstattungspflicht der Staats-
kasse auf die Einigungsgebuhr nicht nur dem Grundsatz des 8§ 45 Absatz 1 RVG, wonach
beigeordnete Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte die gesetzliche Vergitung aus der
Staatskasse erhalten. Es bleibt auch unbericksichtigt, dass die zuletzt genannten Diffe-
renzgebulhren in einem engen Zusammenhang mit dem Abschluss des Mehrvergleichs ste-
hen. Unbemittelte Verfahrensbeteiligte dirfen darauf vertrauen, aufgrund der fur den Ab-
schluss des Mehrvergleichs bewilligten Prozesskostenhilfe von samtlichen Gebihrenan-
spriichen freigestellt zu werden, die ihren beigeordneten Rechtsanwaltinnen und Rechts-
anwalten zustehen.
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Im Hinblick auf diese Grundsatze wird eine Regelung in § 48 Absatz 1 RVG vorgeschlagen,
die alle Falle des Mehrvergleichs fir samtliche Verfahrensordnungen erfasst. Der vorge-
schlagene neue § 48 Absatz 1 RVG formuliert den allgemein gultigen Grundsatz, dass der
Anspruch von bestellten oder beigeordneten Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwalten auf
die gesamte gesetzliche Vergutung gerichtet ist, die durch die von der Beiordnung erfassten
Tatigkeiten entstanden ist. Die Vorschrift konkretisiert damit die Regelung des § 45 Ab-
satz 1 RVG. Durch den Einschub ,soweit nichts anderes bestimmt ist* soll der Hinweis ge-
geben werden, dass es im RVG Abweichungen von diesem Grundsatz gibt (etwa § 49 RVG,
besondere Gebuhren fur Pflichtverteidigerinnen und Pflichtverteidiger etc.).

Im vorgeschlagenen § 48 Absatz 1 Satz 2 RVG wird nunmehr allgemein fiur alle Verfah-
rensarten bestimmt, dass der Vergitungsanspruch gegen die Staatskasse im Falle der Er-
streckung der Beiordnung auf den Abschluss eines Vergleichs alle gesetzlichen Gebiihren
und Auslagen umfasst, die durch die Tatigkeiten entstehen, die zur Herbeifiihrung der Eini-
gung erforderlich sind. Dies soll auch dann gelten, wenn sich die Beiordnung oder die Be-
willigung der Prozesskostenhilfe auf den Abschluss eines Vergleichs beschrankt. Durch die
Regelung ist gewahrleistet, dass dies auch gilt, wenn die Bewilligung oder Beiordnung in
einem PKH-Bewilligungsverfahren erfolgt.

Zu Buchstabe b

Die vorgeschlagene Erganzung des 8§ 48 Absatz 3 Satz 1 RVG um eine neue Nummer 7
dient in erster Linie der Klarstellung. Nach § 149 FamFG erstreckt sich die Bewilligung von
Verfahrenskostenhilfe fiir die Scheidungssache grundsatzlich auch heute schon auf eine
Versorgungsausgleichsfolgesache. Fir die Beiordnung einer Rechtsanwaéltin oder eines
Rechtsanwalts gilt dies entsprechend (Pritting/Helms, FamFG, 5. Auflage, § 149 Rn. 1).
Vor diesem Hintergrund soll die Aufzahlung in § 48 Absatz 3 Satz 1 RVG, die bereits die
Ubrigen Folgesachen umfasst, vervollstéandigt werden. Neu ist lediglich, dass der Versor-
gungsausgleich von der Erstreckungswirkung auch dann erfasst werden soll, wenn er nicht
als Folgesache anhangig ist, etwa bei auslandischen Anwartschaften.

Zu Buchstabe ¢

Im Rahmen des § 48 Absatz 6 RVG ist umstritten, ob ein anwaltlicher Vergiitungsanspruch
fur frihere Tatigkeiten in Verfahren, die vor der Beiordnung hinzuverbunden wurden, bereits
aus Absatz 6 Satz 1 folgt und ob der Anwendungsbereich des Absatzes 6 Satz 3 entspre-
chend auf Félle beschrankt ist, in denen nach einer Beiordnung noch weitere Verfahren
hinzuverbunden werden. Werden Verfahren zunachst verbunden und erfolgt erst danach
die anwaltliche Bestellung oder Beiordnung in dem nunmehr verbundenen Verfahren, gilt
Absatz 6 Satz 1 unmittelbar (siehe Burhoff in Gerold/Schmidt, RVG, 24. Auflage, Rn. 205
Zu § 48). Es sind keine Griinde ersichtlich, warum das Gericht nach Absatz 6 Satz 3 die
Erstreckungswirkung ausdrticklich anordnen sollte. Die vorgeschlagene Ergénzung von Ab-
satz 6 Satz 3 stellt dies klar und beschrénkt den Anwendungsbereich auf die Falle der nach
der Beiordnung oder Bestellung erfolgten Verfahrensverbindungen und stellt damit indirekt
auch klar, dass die Anordnung einer Erstreckungswirkung bei einer anwaltlichen Bestellung
oder Beiordnung nach der Verbindung deshalb nicht erforderlich ist, weil Absatz 6 Satz 1
unmittelbar gilt.

Zu Nummer 10 (8 49 RVG)

Die den beigeordneten Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwdlten aus der Staatskasse zu
zahlenden Wertgebiihren bestimmen sich nach § 49 RVG. Die derzeitige Regelung sieht
bis zu einem Gegenstandswert von 30 000 Euro eine Staffelung der Werte und der zuge-
hdrigen Gebihren vor. Bei hoheren Werten belauft sich die Gebihr derzeit einheitlich auf
447 Euro. Die obere Wertgrenze wurde zuletzt im Jahr 2002 von 50 000 DM auf 30 000
Euro angehoben (Artikel 6 Nummer 22 des Gesetzes zur Umstellung des Kostenrechts und
der Steuerberatergebiihrenverordnung auf Euro vom 27. April 2001 [BGBI. | S. 751]). Dabei
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wurde allerdings die oberhalb der Wertgrenze anfallende Gebuhr nicht erhdht. Davor war
die Wertgrenze im Jahr 1987 angehoben worden (Artikel 3 Absatz 1 Nummer 33 Gesetzes
zur Anderung von Kostengesetzen vom 9. Dezember1986 [BGBI. | S. 2326]).

Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, die obere Wertgrenze nunmehr auf 50 000
Euro anzuheben und gleichzeitig die Gebuhrenbetrage des § 49 RVG im gleichen Umfang
zu erhéhen wie die Wahlanwaltsvergutung in § 13 RVG, mithin um 10 Prozent.

Zu Nummer 11 (8§ 51 RVG)

Die rein redaktionelle Anderung dient der Angleichung an die korrespondierende Regelung
in 8 42 Absatz 1 Satz 1 RVG.

Zu Nummer 12 (8 55 RVG)

Die umfassende Verweisung auf 8 104 Absatz 2 ZPO fiihrt in der gerichtlichen Praxis gele-
gentlich zu Missverstandnissen, da Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwélte wegen der fur
ihre Vergutung zu zahlenden Umsatzsteuer grundsatzlich nicht vorsteuerabzugsberechtigt
sein konnen. Dies gilt auch hinsichtlich etwaiger Vergltungsanspriiche gegen ihre Man-
dantschaft. Aus diesem Grund ist bei Schaffung des RVG mit dem Kostenrechtsmoderni-
sierungsgesetz von 2004 die Verweisung auf die Vorschriften Giber das Kostenfestsetzungs-
verfahren in 8 11 RVG entsprechend eingeschrankt worden. Auf die Begriindung des Frak-
tionsentwurfs flr das Kostenrechtsmodernisierungsgesetz von 2004 (Bundestags-Drucksa-
che 15/1971 S. 189) wird verwiesen. Die Bezugnahme in § 55 Absatz 5 Satz 1 RVG auf
§ 104 Absatz 2 Satz 3 ZPO soll daher entfallen.

Zu Nummer 13 (8§ 58 RVG)
Zu Buchstabe a

In der Rechtsprechung ist trotz der Regelung des § 15a Absatz 1 RVG umstritten, ob bei-
spielsweise der Anfall einer vorgerichtlichen Geschéftsgebuhr wegen der in Vorbemer-
kung 3 Absatz 4 VV RVG normierten Anrechnung stets zu einer Reduzierung der aus der
Staatskasse zu zahlenden Verfahrensgebiihr fihrt. Um eine einheitliche Handhabung zu
gewahrleisten, wird eine Klarstellung in 8 58 Absatz 2 RVG vorgeschlagen.

Nach der vorgeschlagenen Regelung soll eine Anrechnung einer auf eine vorgerichtliche
Geschaftsgebihr erfolgten Zahlung nur dann in Betracht kommen, wenn die Zahlung dazu
fuhrt, dass die Differenz zwischen der Wahlanwaltsvergitung und dem insgesamt nach
8 49 RVG bestehenden Anspruch voéllig beglichen ist.

Die Regelung berlicksichtigt die Interessen der Partei, der eine Rechtsanwaéltin oder ein
Rechtsanwalt beigeordnet wurde, und entspricht der Kernaussage des § 15a Absatz 1
RVG. Es sind keine Grinde ersichtlich, warum eine Zahlung einer PKH-Partei nach der
Beiordnung zunachst auf diejenigen Vergitungen anzurechnen sein sollte, fir die ein An-
spruch gegen die Staatskasse nicht besteht (§ 58 Absatz 2 RVG), wahrend eine Zahlung
auf eine vor der Beiordnung entstandene Geschaftsgebihr tber die Anrechnungsbestim-
mungen unmittelbar die Vergltung aus der Staatskasse mindern soll.

Die vorgeschlagene Regelung ist so gestaltet, dass sie alle Anrechnungsfalle erfasst und
nur zum Tragen kommen kann, wenn tatsachlich eine Zahlung auf die anzurechnende Ge-
bahr erfolgt ist. Die Regelungen des § 55 Absatz 5 Satz 3 und 4 RVG gewahrleisten, dass
dem Gericht im Rahmen der Festsetzung der aus der Staatskasse zu zahlenden Vergitung
die zur Umsetzung der Regelung notwendigen Angaben vorliegen.
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Zu Buchstabe b

In der Praxis ist weiter umstritten, wie die Begrenzung in § 58 Absatz 3 Satz 4 RVG auf die
,HOchstgeblhren eines Wahlanwalts“ zu verstehen ist. Zum einen wird vertreten, dass die
im Gebuhrenverzeichnis vorgesehene obere Rahmengrenze malRgebend ist. Zum anderen
werden darunter die im Einzelfall konkret entstandenen angemessenen Geblhren eines
Wabhlverteidigers verstanden.

Die Frage soll in Richtung der erstgenannten Auffassung klargestellt werden. Die vorge-
schlagene Regelung erfolgt vor dem Hintergrund, dass es eine im Einzelfall angemessene
,Hochstgebuhr* nicht gibt. Angemessen ist immer nur eine konkrete, der Hohe nach fest-
stehende Gebdhr.

Die vorgeschlagene Klarstellung macht auch aus praktischen Erwagungen heraus Sinn.
Die Ermittlung der im Einzelfall entstandenen Wahlanwaltsgebthr wirde das Festsetzungs-
verfahren erheblich verkomplizieren und wére sehr streitanféllig. Zudem sind die fir die
Ermittlung der Gebuhr maRgeblichen Bemessungskriterien des 8§ 14 RVG dem Gericht
nicht vollstandig bekannt und mussten durch Mitwirkung der Rechtsanwaltin oder des
Rechtsanwalts aufwandig ermittelt werden. Hierdurch wirde das in § 14 Absatz 1 Satz 1
RVG den Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwdlten eingeraumte Bestimmungsrecht miss-
achtet werden. Im Ubrigen wéare unter Umstanden zu priifen, ob der Rechtsanwaltin oder
dem Rechtsanwalt eine Pauschgebihr nach § 42 RVG zusteht.

Ziel der gewahlten Formulierung ist es daher, eine Anrechnung oder Zurtickzahlung nur fur
solche Félle vorzusehen, in denen die héchste denkbare sich aus dem Vergutungsverzeich-
nis ergebende Wahlanwaltsvergitung (also ohne Berlcksichtigung einer Pauschgebhr
nach § 42 RVG) Uberschritten wird.

Zu Nummer 14 (8 60 RVG)

Die Ubergangsvorschrift des § 60 Absatz 1 Satz 2 RVG wird immer wieder Kritisiert. Im
Zentrum der Kritik steht neben der Ungleichbehandlung von Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwalten, die bereits in der Vorinstanz tatig waren, und solchen, die erstmalig fur
das Rechtsmittelverfahren mandatiert werden, die Abweichung von dem in 8§ 60 Absatz 1
Satz 1 RVG normierten Grundsatz, dass die Auftragserteilung maf3gebend ist.

Die Vorschrift soll daher angepasst werden. Sie soll kiinftig einfacher umsetzbar sein und
es soll vermieden werden, dass fir die Vergltung einer Rechtsanwaltin oder eines Rechts-
anwalts in ein und derselben Angelegenheit ein gespaltenes Vergitungsrecht gilt.

Durch die Neufassung des § 60 Absatz 1 RVG gilt nach dessen Satz 1 zunachst auch im
Rechtsmittelverfahren der bisher in § 60 Absatz 1 Satz 1 RVG verankerte Grundsatz, dass
grundsatzlich der unbedingte Auftrag bestimmend ist fir die Anwendung des Rechts. Dies
soll auch fir den Fall gelten, dass bestellte oder beigeordnete Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwadlte in einem Auftragsverhaltnis zu den Beteiligten stehen. Gleichzeitig wird klar-
gestellt, dass das bisherige Vergiutungsrecht insgesamt anzuwenden ist, nicht etwa be-
schrankt auf die Hohe der Vergltung.

Die Auftragserteilung kann dann nicht maR3geblich sein, wenn eine solche — wie zum Bei-
spiel im Fall der Pflichtverteidigung — nicht vorliegt. Hier ist es nicht immer sachgerecht, auf
den Zeitpunkt der Bestellung oder Beiordnung abzustellen, da der Beiordnungs- oder Be-
stellungsbeschluss oder auch das Vergutungsrecht (etwa in § 48 Absatz 6 RVG) eine Riick-
wirkung vorsehen kann. Es wird daher vorgeschlagen, in solchen Fallen auf den frihesten
Zeitpunkt des Entstehens einer Gebuhr abzustellen. Wird beispielsweise eine Rechtsan-
waltin oder ein Rechtsanwalt in einem Strafverfahren nach dem Inkrafttreten einer Geset-
zesanderung bestellt, erfolgt wegen der Ruckwirkung nach § 48 Absatz 6 Satz 1 RVG die
Vergutung aus der Staatskasse insgesamt nach bisherigem Recht, wenn die zu zahlende
Grundgebuhr vor diesem Zeitpunkt entstanden ist.
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Durch den neuen § 60 Absatz 1 Satz 3 RVG soll erreicht werden, dass bestellte oder bei-
geordnete Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwélte die Vergitung aus der Staatskasse ins-
gesamt nach demselben Recht erhalten, das fir die zuvor in derselben Angelegenheit ent-
standene Wahlvergutung gilt, auch wenn keine Gebiihr aus der Staatskasse zu zahlen ist,
die vor dem Stichtag entstanden ist.

Die vorgeschlagenen Regelungen in § 60 Absatz 1 Satz 2 und 3 RVG-E gewahrleisten ins-
gesamt eine weitgehende Gleichstellung von Wahlanwéltinnen und Wahlanwélten mit ge-
richtlich bestellten oder beigeordneten Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten und verhin-
dern ein gespaltenes Vergutungsrecht.

Satz 4 des vorgeschlagenen neuen 8§ 60 Absatz 1 RVG entspricht dem bisherigen Satz 3.
Zu Absatz 2 (Anlage 1 zum RVG)
Zu Nummer 1 (Vorbemerkung 1 VV RVG)

Nach Vorbemerkung 1 VV RVG entstehen die Einigungsgebihr sowie die sonstigen Ge-
bidhren nach Teil 1 VV RVG neben den in den anderen Teilen des VV RVG bestimmten
Geblthren. Die Gebuhren fir die Beratung waren urspriinglich in Teil 2 VV RVG geregelt.
Zum 1. Juli 2006 fiel diese Regelung weg; eine Neuregelung wurde in § 34 RVG aufgenom-
men. Mit der nun vorgeschlagenen Erganzung der Vorbemerkung 1 VV RVG soll klarge-
stellt werden, dass die Gebihren des Teil 1 VV RVG grundséatzlich auch weiterhin neben
einer Gebuhr fUr die Beratung entstehen kénnen.

Die Mandanten sind durch § 49b Absatz 5 der Bundesrechtsanwaltsordnung vor einem fur
sie Uberraschenden Anfall der Gebihr geschiitzt. Nach dieser Vorschrift haben Rechtsan-
waltinnen und Rechtsanwaélte in denjenigen Fallen, in denen sich die zu erhebenden Ge-
bihren nach dem Gegenstandswert richten (wie dies bei der Einigungsgebuhr regelmafiig
der Fall ist), vor der Ubernahme des Auftrags hierauf hinzuweisen.

Daruber hinaus soll klargestellt werden, dass neben den ebenfalls in § 34 RVG genannten
Gebltihren fur die Mediation und die Gutachtenerstellung eine Anwendung der Vorschriften
des Teil 1 VV RVG nicht in Betracht kommt.

Die vorgeschlagene Regelung soll indes nicht bewirken, dass neben der Beratungsgebuhr
nach § 34 RVG auch der sogenannte Mehrvertretungszuschlag nach Nummer 1008 VV
RVG entsteht. Nach deren Geblhrentatbestand sind nur Geschéfts- und Verfahrensgebiih-
ren erhdhungsfahig. Eine solche ist die Beratungsgebuhr nach § 34 RVG nicht.

Zu Nummer 2 (Nummer 1003 VV RVG)

Es handelt sich um eine notwendige redaktionelle Anderung aufgrund der vorgeschlagenen
Anderungen des § 48 RVG.

Zu Nummer 3 und Nummer 4 (Nummern 2102 und 2103 VV RVG)

Die Gebiihren sollen wie in Abschnitt | Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung
dargestellt angehoben werden.
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Zu Nummer 5 (Vorbemerkung 2.3 VV RVG)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Der Anrechnungshdchstbetrag nach Vorbemerkung 2.3 Absatz 4 Satz 2 RVG soll entspre-
chend der in Abschnitt I Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung dargestellten
allgemeinen Gebiihrenanhebung angepasst werden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Bei der vorgeschlagenen Aufhebung von Vorbemerkung 2.3 Absatz 4 Satz 3 RVG handelt
es sich um eine Folgeanderung zur Anderung von § 14 RVG.

Zu Buchstabe b

Bei der Anderung in Vorbemerkung 2.3 Absatz 6 RVG handelt es sich um eine Folgeande-
rung zur vorgeschlagenen Aufhebung von Vorbemerkung 2.3 Absatz 4 Satz 3 RVG.

Zu Nummer 6 (Nummer 2302 VV RVG)

Die Gebuhr 2302 VV RVG sowie der Schwellenbetrag nach der Anmerkung sollen wie in
Abschnitt Il Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung dargestellt angehoben wer-
den.

Zu Nummer 7 bis Nummer 14 (Nummern 2501, 2502, 2503, 2504, 2505, 2506, 2507
und 2508 VV RVG)

Die aus der Landeskasse zu zahlenden Gebuhren fir die Beratungshilfe sollen wie in Ab-
schnitt Il Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung dargestellt angehoben werden.
Hingegen soll die von den rechtsuchenden Birgerinnen und Biirgern zu tragende Ge-
buhr 2500 VV RVG in Hohe von 15 Euro unverandert bleiben. Da bei den Nummern 2501
und 2503 VV RVG die angestrebte ZielgréRe des Erhdhungsvolumens deutlich tUbertroffen
wirde, wenn die gegenuiber dem geltenden Recht um 10 Prozent erhéhten Gebiihrenbe-
trage auf volle Euro gerundet wiirden, und weil diese Gebuhren fiir die Belastung der Lan-
derhaushalte von ganz erheblicher Bedeutung sind, wird hier von einer Rundung abgese-
hen.

Zu Nummer 15 (Vorbemerkung 3 VV RVG)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Der Anrechnungshdchstbetrag nach Vorbemerkung 3 Absatz 4 Satz 2 RVG soll entspre-
chend der in Abschnitt I Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung dargestellten
allgemeinen Gebiihrenanhebung angepasst werden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Bei der vorgeschlagenen Aufhebung von Vorbemerkung 3 Absatz 4 Satz 4 RVG handelt es
sich um eine Folgeanderung zur Anderung von § 14 RVG.

Zu Buchstabe b

Die derzeitige gesetzliche Regelung zur Anrechnung der Verfahrensgebihr nach einem
Urkunden-, Scheck-, oder Wechselprozess ist unvollstandig. Nimmt die klagende Partei



-95- Drucksache 565/20

vom Urkundenprozess Abstand, so geht der Rechtsstreit in das ordentliche Verfahren tber
(8 596 ZPO). Gebuhrenrechtlich ist das nachfolgende ordentliche Verfahren eine neue An-
gelegenheit (8 17 Nummer 5 RVG). Allerdings ist nach Absatz 2 der Anmerkung zu Num-
mer 3100 die Verfahrensgebuihr des erstinstanzlichen Urkundenverfahrens auf die nachfol-
gende Gebuhr des ordentlichen Verfahrens anzurechnen. Nach standiger Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofs ist aber auch in der Berufungsinstanz die Abstandnahme vom Ur-
kundenprozess nach § 596 ZPO moglich, mit der Folge, dass das Verfahren in zweiter In-
stanz anhangig bleibt, allerdings jetzt im ordentlichen Verfahren (BGH, NJW 2011, 2796
und NJW 2012, 2662).

Fur das Berufungsverfahren ist die in gleicher Weise sachlich gerechtfertigte Anrechnung
bisher nicht vorgesehen. Ahnlich wie fir das selbststandige Beweisverfahren (Vorbemer-
kung 3 Absatz 5 RVG) soll die Anrechnungsvorschrift in Vorbemerkung 3 Absatz 7 RVG-
neu eingestellt werden, so dass sie auch fur das Berufungsverfahren gilt.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zur Einfligung von Vorbemerkung 3 Absatz 7 RVG-
neu.

Zu Nummer 16 (Vorbemerkung 3.1 VV RVG)

Die Anderung ist im Zusammenhang mit der Anderung zu Vorbemerkung 3.2.2 Absatz 1
RVG zu sehen. Auf die Begriindung zu Artikel 7 Absatz 2 Nummer 25 wird Bezug genom-
men.

Zu Nummer 17 (Nummer 3100 VV RVG)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 7 Absatz 2 Nummer 15. Auf die dortige
Begrindung wird Bezug genommen.

Zu Nummer 18 (Nummer 3101 VV RVG)

Durch Artikel 7 Nummer 9 des BUK-Neuorganisationsgesetz vom 19. Oktober 2013
(BGBI. I S. 3836) wurde dem § 101 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ein Satz angefiigt,
wonach ein gerichtlicher Vergleich auch dadurch geschlossen werden kann, dass die Be-
teiligten einen in der Form eines Beschlusses ergangenen Vorschlag des Gerichts, des
Vorsitzenden oder des Berichterstatters schriftlich oder durch Erklarung zu Protokoll in der
mundlichen Verhandlung gegentber dem Gericht annehmen. Die gleiche Regelung enthélt
§ 106 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO).

Nach Nummer 3101 Nummer 2 VV RVG steht es einer Verhandlung tber nicht rechtshéan-
gige Anspriiche gleich, wenn beantragt wird, eine Einigung zu Protokoll zu nehmen oder
das Zustandekommen einer Einigung festzustellen (8 278 Absatz 6 ZPO). Die vorgenann-
ten Regelungen des SGG und der VWGO betreffen vergleichbare Fallgestaltungen und sol-
len daher dem Fall des § 278 Absatz 6 ZPO gleichgestellt werden.

Zu Nummer 19 (Nummer 3102 VV RVG)

Die Gebihr soll wie in Abschnitt Il Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begrindung dar-
gestellt angehoben werden.

Zu Nummer 20 (Nummer 3104 VV RVG)

In einem Verfahren, fir das mindliche Verhandlung vorgeschrieben ist, erhalten Rechtsan-
waéltinnen und Rechtsanwaélte die Terminsgebihr auch ohne Terminswahrnehmung unter
anderem dann, wenn in einem solchen Verfahren ein schriftlicher Vergleich geschlossen
wird. In der Rechtsprechung der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist anerkannt, dass insoweit
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ein privatschriftlicher Vergleich genligt und eine gerichtliche Protokollierung oder eine Fest-
stellung nach § 278 Absatz 6 ZPO nicht erforderlich ist (siehe etwa BGH, Beschluss vom
7. Mai 2020 — V ZB 110/19; BGH Beschluss vom 27. Oktober 2005 — Ill ZB 42/05; OLG
KdIn, Beschluss vom 6. April 2016 — I-17 W 67/16).

Insbesondere in der Sozialgerichtsbarkeit, aber zum Teil auch in der Verwaltungsgerichts-
barkeit wird indes die Auffassung vertreten, dass eine Terminsgebihr im besagten Fall nur
dann entstehen kann, wenn der Vergleich (etwa nach § 101 Absatz 1 Satz 2 SGG oder
§ 106 Satz 2 VwGO) unter Mitwirkung oder auf Veranlassung des Gerichts geschlossen
wird (siehe etwa LSG NRW, Beschluss vom 11. Marz 2015 — L 9 AL 277/14 B; Séchs. LSG,
Beschluss vom 19. Mai 2017 — L 8 R 682/15 B KO; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss
vom 15. November 2017 — OVG 6 K 72.17).

Durch die vorgeschlagene Formulierung soll klargestellt werden, dass in allen Fallen, in
denen der Rechtsanwaltin oder dem Rechtsanwalt eine Einigungs- oder Erledigungsgebuhr
zusteht, also auch bei einem privatschriftlichen Vergleich, die fiktive Terminsgebihr ent-
steht, wenn diese Einigung oder Erledigung in einem Verfahren erfolgt, fir das mindliche
Verhandlung vorgeschrieben ist. In diesem Zusammenhang soll der im RVG nicht mehr
verwendete Begriff ,Vergleich® gestrichen und durch die Bezugnahme auf einen Vertrag
nach Nummer 1000 VV RVG ersetzt werden, wie dies bereits an anderen Stellen im RVG
geschehen ist (siehe § 48 Absatz 3 RVG und Nummer 1003 VV RVG). Durch diese Rege-
lung ist gewahrleistet, dass nur eine solche Einigung eine fiktive Terminsgebihr auslést,
die auch den Gebuhrentatbestand der Nummer 1000 VV RVG erfillt.

Das nunmehr vorgeschlagene Ergebnis entspricht auch einem dem anwaltlichen Vergu-
tungsrecht zugrundeliegenden Grundgedanken, Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten
gebihrenrechtliche Anreize dafir zu gewéahren, dass sie zur Vermeidung oder Erledigung
von Rechtsstreiten beitragen und damit dem Gericht Aufwand ersparen. Eine Beschran-
kung des Anfalls der fiktiven Terminsgebuhr auf die Falle des gerichtlichen Vergleichs lauft
dieser Zielsetzung zuwider. Sie bietet vielmehr einen Anreiz, einen schriftlichen Vergleich
nur vor Gericht abzuschlie3en, und verursacht damit dem Gericht letztlich Mehrarbeit.

Zu Nummer 21 (Nummer 3106 VV RVG)
Zu Buchstabe a

Es wird auf die Begriindung zur vorgeschlagenen Anderung der Nummer 3104 VV RVG
Bezug genommen.

Zu Buchstabe b

Die Gebdihr soll wie in Abschnitt Il Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begrindung dar-
gestellt angehoben werden.

Zu Nummer 22 (Vorbemerkung 3.2 VV RVG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Angleichung an die im Vergutungsverzeichnis tbliche
Schreibweise.

Zu Nummer 23 und Nummer 24 (Nummern 3204 und 3205 VV RVG)

Die Gebihren sollen wie in Abschnitt I Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung
dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 25 (Vorbemerkung 3.2.2 VV RVG)

Bei der Einfihrung einer Gebuhr fiir Rechtsbeschwerdeverfahren nach § 1065 ZPO in § 46
Absatz 2 der friiheren Bundesgebiihrenordnung fir Rechtsanwélte (BRAGO) hat sich der
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Gesetzgeber an § 47 Absatz 2 BRAGO orientiert, der Beschwerdeverfahren im Zusammen-
hang mit der Vollstreckbarerklarung auslandischer Titel betraf. In beiden Fallen fielen nach
der BRAGO die gleichen Gebiihren wie im ersten Rechtszug an. Fir das Rechtsbeschwer-
deverfahren nach § 1065 ZPO ist diese Regelung bis heute ohne inhaltliche Anderung bei-
behalten worden (Vorbemerkung 3.1 Absatz 2 VV RVG).

Fur die fruher in 8§ 47 Absatz 2 BRAGO geregelten Beschwerdeverfahren (einschlie3lich
der Rechtsbeschwerdeverfahren) wurde hingegen durch das Kostenrechtsmodernisie-
rungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718) bestimmt, dass erhdhte Gebihren nach
Teil 3 Abschnitt 2 Unterabschnitt 1 VV RVG anfallen. Zur Begrindung wurde auf den er-
hohten Arbeitsaufwand fir die erneute Prifung des Sachverhalts und die Bewertung der
Rechtslage verwiesen (Bundestags-Drucksache 15/1971 S. 213). Durch das 2. KostRMoG
wurde eine Differenzierung zwischen Beschwerde- und Rechtsbeschwerdeverfahren vor-
genommen, mit der Folge, dass in Rechtsbeschwerdeverfahren vor dem Bundesgerichts-
hof die (zuséatzlich) erhéhten Gebihren nach Teil 3 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 VV RVG
anfallen.

Die Gebuhren des friheren 8 46 Absatz 2 und des § 47 Absatz 2 BRAGO haben sich im
RVG damit unterschiedlich entwickelt, ohne dass dies sachlich gerechtfertigt erscheint. Im
Hinblick auf die Bedeutung und Schwierigkeit der Rechtsbeschwerdeverfahren nach § 1065
ZPO soll kinftig auch die anwaltliche Tatigkeit in diesen Verfahren mit den erhéhten Ge-
bihrensatzen nach Teil 3 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 VV RVG vergutet werden.

Zu Nummer 26 und Nummer 27 (Nummern 3212 und 3213 VV RVG)

Die Gebiihren sollen wie in Abschnitt | Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung
dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 28 (Nummer 3325 VV RVG)

In Verfahren nach 8 20 Absatz 3 Satz 4 SchVG sollen Rechtsanwaltinnen und Rechtsan-
walten die gleichen Geblhren zustehen wie in Verfahren nach § 246a des Aktiengesetzes,
da diese Vorschrift in den vorgenannten Verfahren nach dem SchVG weitestgehend ent-
sprechend gilt. Durch die Anderung in Nummer 3325 VV RVG wird die Anwendung der Ge-
bihrenregelung auf die Verfahren nach dem SchVG ausdrticklich geregelt. Eine entspre-
chende Erstreckung hinsichtlich der Gerichtsgebiihren sieht Artikel 1 Absatz 2 Nummer 14
vor.

Zu Nummer 29 bis Nummer 40 (Nummern 3330, 3331, 3335, 3400, 3405, 3406, 3501,
3511, 3512, 3515, 3517 und 3518 VV RVG)

Die Gebuhren und Hochstgebihren sollen wie in Abschnitt II Nummer 1 des allgemeinen
Teils der Begriindung dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 41 (Vorbemerkung 4 VV RVG)

Die Anderung ist redaktioneller Natur und entspricht der fur Vorbemerkung 5 Absatz 1
VV RVG vorgeschlagenen Anderung.

Zu Nummer 42 (Vorbemerkung 4.1 VV RVG)

Gerichtlich bestellte oder beigeordnete Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwaélte erhalten,
wenn sie an einem Hauptverhandlungstag mehr als finf oder acht Stunden an der Haupt-
verhandlung teilnehmen, neben der Terminsgebtiihr eine zusatzliche Gebihr (den soge-
nannten LaAngenzuschlag nach den Nummern 4110, 4111, 4116, 4117, 4122, 4123, 4128,
4129, 4134 und 4135 VV RVG). Bei der Berechnung der fur den Langenzuschlag maf3ge-
benden Dauer der Hauptverhandlung gibt es zahlreiche Zweifelsfragen und eine umfang-
reiche und zum Teil kleinteilige Rechtsprechung.
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Weitgehende Einigkeit besteht dariiber, dass es fur den Beginn der Hauptverhandlung nicht
auf deren tatsachlichen, unter Umstanden verzdgerten Beginn ankommt, sondern auf den
Zeitpunkt, zu dem die Rechtsanwaltin oder der Rechtsanwalt geladen und tatsachlich er-
schienen ist. Ob Sitzungspausen abzuziehen sind, wird nicht einheitlich beantwortet. Einig-
keit besteht, dass kurze Unterbrechungen der Hauptverhandlung nicht abgezogen werden.
Muss sich die Rechtsanwaltin oder der Rechtsanwalt in Bereitschaft halten, unterbricht etwa
das Gericht die Hauptverhandlung fiir eine Beratung Uber einen Antrag, wird auch diese
Zeit als Hauptverhandlungsdauer anerkannt, auch wenn formal wahrend der Unterbre-
chung eine Hauptverhandlung nicht stattfindet. Bezlglich derjenigen Falle, in denen die
Sitzung fur eine Pause unterbrochen wird, in der sich die Beteiligten regelméRig aus dem
Gerichtssaal entfernen und daher nicht mehr zur Verfugung stehen, besteht Uneinigkeit,
unter welchen Voraussetzungen diese Pausen zur Sitzungsdauer zahlen. Von der wohl
tberwiegenden Zahl der Oberlandesgerichte wird eine Sitzungspause abgezogen, wenn
die Rechtsanwaéltin oder der Rechtsanwalt sie sinnvoll nutzen kann. Dabei bringen einige
Gerichte grundsatzlich Sitzungspausen ab einer Stunde Dauer in Abzug.

Auf der Grundlage dieser Rechtsprechung wird eine generalisierende Regelung vorge-
schlagen, die eine einfache Feststellung ermdglichen soll, ob der Tatbestand erflillt ist.
Grundsatzlich sollen Wartezeiten und Unterbrechungen wahrend eines Verhandlungstags
als Teilnahme an der Hauptverhandlung beriicksichtigt werden. Dies soll nur dann nicht
gelten, wenn die Rechtsanwaéltin oder der Rechtsanwalt die Wartezeit oder die Unterbre-
chung zu vertreten hat oder wenn die Unterbrechung mindestens eine Stunde dauert.

Die Berucksichtigung von Wartezeiten, die Rechtsanwéltinnen und Rechtsanwalte nicht zu
vertreten haben, ist schon deshalb folgerichtig, weil nach Vorbemerkung 4 Absatz 3 Satz 2
VV RVG die Terminsgebihr auch entsteht, wenn Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte
zu einem anberaumten Termin erscheinen, der Termin aber aus von ihnen nicht zu vertre-
tenden Griinden nicht stattfindet.

Hinsichtlich der Unterbrechungen am Verhandlungstag erscheint eine Nichtberiicksichti-
gung ab einer Dauer von einer Stunde sachgerecht. Dabei soll es jeweils auf die Dauer der
einzelnen Unterbrechungen und nicht auf die Gesamtdauer der Unterbrechungen an einem
Hauptverhandlungstag ankommen. Die Bewertung, ob eine Rechtsanwdltin oder ein
Rechtsanwalt eine Unterbrechung (etwa die Mittagspause) sinnvoll nutzen kann, ist weder
dem Urkundsbeamten der Geschaftsstelle noch dem Gericht mdglich. Es soll daher nicht
darauf ankommen, ob die Rechtsanwaltin oder der Rechtsanwalt die Pause im konkreten
Einzelfall sinnvoll genutzt hat oder Gberhaupt nutzen konnte. Eine sinnvolle Nutzung einer
Unterbrechung ist indes nur mdglich, wenn die Rechtsanwaltin oder der Rechtsanwalt bei
der Anordnung der Unterbrechung den Zeitraum kennt. Die Nichtberiicksichtigung einer
mindestens einstiindigen Unterbrechung soll daher dann nicht erfolgen, wenn der oder die
Vorsitzende die Hauptverhandlung flr unbestimmte Zeit unterbricht. Auch soll nur der an-
gekiindigte Zeitraum der Unterbrechung nicht als Teilnahme an der Hauptverhandlung be-
riicksichtigt werden. Wird etwa eine Unterbrechung von 90 Minuten angeordnet, erfolgt die
Fortsetzung der Hauptverhandlung aber — aus von der Rechtsanwaltin oder dem Rechts-
anwalt nicht zu vertretenden Griinden — erst nhach zwei Stunden, so sollen lediglich 90 Mi-
nuten als nicht beriicksichtigungsfahig gelten. Uber die restlichen 30 Minuten kann die
Rechtsanwadltin oder der Rechtsanwalt regelmafig nicht mehr frei verfligen, sondern muss
sich fUr die Fortsetzung der Hauptverhandlung bereithalten. Diese Situation ist vergleichbar
mit einer Wartezeit aufgrund eines verspateten Sitzungsbeginns.

Unterbrechungen sollen indes dann nicht als Teilnahme an der Hauptverhandlung zu be-
ricksichtigen sein, wenn die Rechtsanwaltin oder der Rechtsanwalt die Unterbrechung zu
vertreten hat. Wird beispielsweise die Sitzung auf Antrag der Rechtsanwaltin oder des
Rechtsanwalts unterbrochen, weil eine Besprechung mit dem Mandanten erforderlich ist,
handelt es sich insoweit um Vorbereitungsaufwand fur den (fortzusetzenden) Termin, der
bereits Uber die Grundterminsgebihr (ohne Langenzuschlag) abgegolten wird.
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Zu Nummer 43 bis Nummer 91 (Nummern 4100, 4101, 4102, 4103, 4104, 4105, 4106,
4107, 4108, 4109, 4110, 4111, 4112, 4113, 4114, 4115,
4116, 4117, 4118, 4119, 4120, 4121, 4122, 4123, 4124,
4125, 4126, 4127, 4128, 4129, 4130, 4131, 4132, 4133,
4134, 4135, 4200, 4201, 4202,4203, 4204, 4205, 4206,
4207, 4300, 4301, 4302, 4303 und 4304 VV RVG)

Die Gebiihren sollen wie in Abschnitt I Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung
dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 92 (Vorbemerkung 5 VV RVG)

Im Rahmen des Vergitungsanspruchs eines nach 8 68b Absatz 2 der Strafprozefl3ordnung
(StPO) beigeordneten Zeugenbeistands ist umstritten, wie die Regelungen in Vorbemer-
kung 4 Absatz 1 VV RVG und in Vorbemerkung 5 Absatz 1 VV RVG zu verstehen sind.

Nach Vorbemerkung 4 Absatz 1 VV RVG sind im Strafverfahren fur die Tatigkeit als Zeu-
genbeistand die Vorschriften des Teils 4 VV RVG entsprechend anzuwenden. Da der Zeu-
genbeistand nach § 68b Absatz 2 StPO nur fur Dauer der Vernehmung beigeordnet wird,
behandelt die herrschende Meinung den beigeordneten Zeugenbeistand vergitungsrecht-
lich nicht wie Verteidigerinnen und Verteidiger nach Teil 4 Abschnitt 1 VV RVG, sondern
wie Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwadlte, die in einem Strafverfahren eine Einzeltatigkeit
austben (Teil 4 Abschnitt 3 VV RVG).

Die geltende Regelung fur das BufRgeldverfahren (Vorbemerkung 5 Absatz 1 VV RVG)
weicht in der Formulierung hiervon ab. Dort ist bestimmt, dass fur die Tatigkeit als Zeugen-
beistand in einem Verfahren, fir das sich die Gebihren nach Teil 5 VV RVG bestimmen,
die gleichen Gebiihren wie fiir eine Verteidigerin oder einen Verteidiger in diesem Verfahren
entstehen. Nach dem Wortlaut gelten fiir diesen Zeugenbeistand ausschlief3lich die Gebih-
renregelungen fur Verteidigerinnen und Verteidiger nach Teil 5 Abschnitt 1 VV RVG. Diese
abweichende Formulierung wird von einem Teil der Rechtsprechung als Beleg dafirr gese-
hen, dass auch im Strafverfahren der beigeordnete Zeugenbeistand wie Verteidigerinnen
und Verteidiger zu vergiten sei.

Die Regelungen in Vorbemerkung 4 Absatz 1 VV RVG und in Vorbemerkung 5 Absatz 1
VV RVG sollen daher angeglichen werden. Im Hinblick darauf, dass die Beiordnung durch
8 68b Absatz 2 StPO ausdrucklich auf die Dauer der Vernehmung beschrankt ist, erscheint
es sachgerecht, den Zeugenbeistand wie Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwalte zu vergi-
ten, die keine Verteidiger sind und nur eine Einzeltatigkeit austiben.

Zu Nummer 93 bis Nummer 114 (Nummern 5100, 5101, 5102, 5103, 5104, 5105, 5106,
5107, 5108, 5109, 5110, 5111, 5112, 5113, 5114,
5200, 6100, 6101, 6102, 6200, 6201 und 6202
VV RVG)

Die Gebihren sollen wie in Abschnitt I Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung
dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 115 (Vorbemerkung 6.2.3 VV RVG)

Die Anderung entspricht der fir das Strafverfahren vorgeschlagenen Regelung zum soge-
nannten Langenzuschlag. Auf die Begriindung zu Artikel 7 Absatz 2 Nummer 42 wird Be-
zZug genommen.

Zu Nummer 116 bis Nummer 137 (Nummern 6203, 6204, 6205, 6206, 6207, 6208,
6209, 6210, 6211, 6212, 6213, 6214, 6215, 6300,
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6301, 6302, 6303, 6400, 6401, 6402, 6403 und 6500
VV RVG)

Die Gebiihren sollen wie in Abschnitt I Nummer 1 des allgemeinen Teils der Begriindung
dargestellt angehoben werden.

Zu Nummer 138 (Nummer 7003 VV RVG)

Um die gestiegenen Anschaffungs- und Betriebskosten flr Kraftfahrzeuge zumindest teil-
weise zu kompensieren, soll der Fahrtkostenersatz fir Rechtsanwaltinnen und Rechtsan-
walte bei Benutzung des eigenen Kraftfahrzeugs mafvoll angehoben werden. In Anlehnung
an eine entsprechende Regelung flir Steuerberaterinnen und Steuerberater in Artikel 8
Nummer 4 Buchstabe a der Fiinften Verordnung zur Anderung steuerlicher Verordnungen
vom 25 Juni 2020 (BGBI. | S. 1495) wird vorgeschlagen, die Pauschale auf 0,42 Euro fur
jeden gefahrenen Kilometer zu erhéhen.

Zu Nummer 139 (Nummer 7005 VV RVG)

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der Anpassung der Tage- und Abwesenheitsgel-
der bei einer Geschéftsreise an die wirtschaftliche Entwicklung. Dass die Betrage deutlich
hdéher sind als die vergleichbaren Pauschalen des Bundesreisekostengesetzes und der Rei-
sekostengesetze der Lander, liegt insbesondere darin begriindet, dass das Abwesenheits-
geld auch als Entschadigung dafir dient, dass aufgrund der Reise eine Auslibung der sons-
tigen anwaltlichen Geschéfte regelmafiig nicht oder nur eingeschrénkt méglich ist (siehe
etwa BayObLG MDR 1987, 870).

Zu Absatz 3 (Anlage 2 zum RVG)

Die Anderung der Gebiihrentabelle beruht auf der vorgeschlagenen Anderung von § 13
Absatz 1 RVG.

Zu Artikel 8 und Artikel 9 (Anderungen des Biirgerlichen Gesetzbuchs)

Um die Lander nicht zum 1. Januar 2021 mit zusatzlichen Ausgaben fir die pauschale Auf-
wandsentschéadigung fir ehrenamtliche Vormunder, Betreuer und Pfleger zu belasten, soll
der Multiplikator in 8 1835a Absatz 1 Satz 1 BGB zunachst abgesenkt werden, so dass die
Hohe der Aufwandsentschadigung ab diesem Zeitpunkt 400 Euro betragen wird. Um die
ehrenamtlichen Vormiinder, Betreuer und Pfleger aber auch an der wirtschaftlichen Ent-
wicklung teilhaben zu lassen, soll dieser Multiplikator zum 1. Januar 2023 erhoht werden,
mit der Folge, dass sich ab dann eine Aufwandsentschadigung von 425 Euro ergibt.

Zu Artikel 10 (Anderung weiterer Rechtsvorschriften)

Es handelt sich um Folgeanderungen zu den vorgeschlagenen Anderungen in § 9 Absatz 5
und 6 JVEG.

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten)

Die Anderung der allgemeinen Ubergangsvorschrift des RVG soll bereits am Tag nach der
Verkindung in Kraft treten. Damit wird sichergestellt, dass fur die in diesem Gesetzentwurf
vorgeschlagenen Anpassungen des Rechtsanwaltsvergutungsrechts bereits die neue
Ubergangsvorschrift Anwendung findet.

Die Anhebung der Aufwandspauschale fur ehrenamtliche Betreuer und Vormunder durch
Erhdhung des in § 1835a Absatz 1 Satz 1 BGB festgelegten Multiplikators auf das Sieb-
zehnfache soll am 1. Januar 2023 in Kraft treten.
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Im Ubrigen soll das Gesetz am ersten Tag des ersten auf die Verkiindung folgenden Ka-
lendermonats in Kraft treten.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Justizkosten- und des Rechtsanwaltsvergii-

tungsrechts - KostRAG 2021 (NKR-Nr. 5403)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Regelungsvorhabens gepriift.

I Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger

Jahrlicher Sachaufwand ab 2023:

rund 1,3 Mio. Euro

Linder

Jahrlicher Erfullungsaufwand ab 2023:

Einmaliger Erfiillungsaufwand:

Wirtschaft

Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 140.000 Euro
Verwaltung
Bund

Einmaliger Erfiillungsaufwand: 5.000 Euro

11,3 Mio. Euro
160.000 Euro

Weitere Kosten
Biirgerinnen und Biirger

jahrlich rund 860 Mio. Euro

Wirtschaft

Verwaltung Die Belastung ergibt sich aus der linearen
Erhohung der Gerichtsgebiihren und der
Anwaltsvergiitung um jeweils zehn Pro-
zent.

Evaluierung Die Neuregelung wird zusammen mit dem

Gesetz zur Reform des Vormundschafts-
und Betreuungsrechts durch eine wissen-
schaftliche Untersuchung evaluiert.

Gesetzesfolgen in dem Regelungsentwurf.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt keine Einwénde gegen die Darstellung der

I Im Einzelnen

Mit dem Regelungsvorhaben will das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucher-

schutz (BMJV) u.a.
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e die Gerichtsgebiihren linear um zehn Prozent anheben,

e die gesetzliche Vergiitung der Rechtsanwilte ebenfalls linear um zehn Prozent er-

hohen.

Ferner soll die (Aufwands-)Entschddigung der ehrenamtlichen Betreuer und Vormiinder

ab 2023 linear um rund sieben Prozent ansteigen.
II.1 Erfiilllungsaufwand

Das Regelungsvorhaben ruft einmaligem und laufenden Erfiillungsaufwand hervor.
Biirgerinnen und Biirger

Die Gruppe ehrenamtlich betreuter Biirgerinnen und Biirger gliedert sich in vermogende
und mittellose Normadressaten. Wahrend im Fall der Mittellosigkeit die Aufwandsent-
schddigung fiir Betreuer/Vormiinder aus Landesmitteln finanziert wird, miissen vermo-
gende Betreute bzw. Miindel hierfiir Eigenmittel einsetzen. Den Mehraufwand, den die
Erhohung um linear sieben Prozent fiir diese Adressatengruppe auslost, hat das Ressort

wie folgt geschatzt:

Nach wissenschaftlichen Forschungsergebnissen stehen die mittellosen zu den vermo-
genden Betreuten/Miindeln im Verhiltnis 9 : 1. Fiir die Betreuung mittelloser Personen
wurden im Jahr 2019 rund 161 Millionen Euro aufgewandt. Hiervon ausgehend und bei
dem Verhiltnis der beiden Adressatengruppen von 9 :1 setzt das BMJV fiir die bemittel-
ten Betreuten/Miindel Eigenleistungen von rund 17,8 Millionen Euro an. Bezogen auf
diesen Betrag fiihrt die Erthohung um sieben Prozent zu jahrlichem Mehraufwand von

rund 1,3 Millionen Euro

Wirtschaft

Die Anwaltschaft wird mit einmaligem Aufwand von rund 140.000 Euro fiir die Umstel-
lung der Kanzleisoftware auf die neuen Gebiihrensétze belastet. Diesen Aufwand hat das
Ressort nachvollziehbar unter Annahme eines Programmierungsaufwands von durch-

schnittlich 10.000 Euro fiir jede der rund 14.000 Kanzleien in Deutschland ermittelt.

Verwaltung

Es entsteht IT-Umstellungsaufwand der Justizverwaltungen von (10.000 x 16 =) 160.000

Euro fiir die Lander und 5.000 Euro fiir den Bund, insgesamt von 165.000 Euro.
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Fiir die Betreuung mittelloser Personen haben die Lander ehrenamtlichen Betreuern bzw.
Vormiindern im Jahr 2019 Aufwandsentschadigung von rund 161 Millionen Euro geleis-
tet. Die Erhohung der Entschadigung um sieben Prozent ab 2023 ruft bei der Landesver-

waltung neuen jahrlichen Erfiillungsaufwand von rund 11,3 Millionen Euro hervor.
II.2 Weitere Kosten

Die Erhohung der Gerichtsgebiihren sowie der gesetzlichen Anwaltsvergititung fiihrt bei
den Burgerinnen und Biirgern, bei der Wirtschaft und der Verwaltung zu Mehraufwand,
der als Weitere Kosten zu behandeln ist. Nachvollziehbar ist der Ansatz des Ressorts,
diese Kosten adressateniibergreifend auszuweisen. Denn zur Verteilung der Inanspruch-
nahme von Rechtsdienstleistungen auf die drei Adressatengruppen lassen sich seritse

Aussagen nicht treffen.

Die lineare Anhebung der Gerichtsgebiihren sowie der Vergiitung fiir ehrenamtliche
Richter, Sachverstandige und Zeugen um zehn Prozent verursacht jahrlichen Mehrauf-
wand der Rechtsuchenden von rund 138 Millionen Euro. Die Erhohung der gesetzlichen
Anwaltsvergiitung um denselben Prozentsatz bewirkt eine zuséatzliche Belastung mit

rund 720 Millionen Euro p.a.
II.3 Evaluierung

Die Neuregelung wird zusammen mit dem Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und

Betreuungsrechts durch eine wissenschaftliche Untersuchung evaluiert.

IIl. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt keine Einwénde gegen die Darstellung der

Gesetzesfolgen in dem Regelungsentwurf.

Dr. Ludewig Dr. Holtschneider

Vorsitzender Berichterstatter
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	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizkosten- und des Rechtsanwaltsvergütungsrechts (Kostenrechtsänderungsgesetz 2021 – KostRÄG 2021)
	Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
	Artikel 1
	Änderung des Gerichtskostengesetzes
	(1) Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2014 (BGBl. I S. 154), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 14 Nummer 3 in dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Wörter „ihre Inanspruchnahme“ gestrichen.
	2. § 34 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
	3. In § 41 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „geforderten Miete“ durch die Wörter „geforderten Miete, bei Feststellung einer Minderung der Miete für Wohnraum der Jahresbetrag der Mietminderung“ ersetzt.
	4. Dem § 58 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

	(2) Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geändert:
	1. In Nummer 1100 wird in der Gebührenspalte die Angabe „mindestens 32,00 €“ durch die Angabe „mindestens 36,00 €“ ersetzt.
	2. In Nummer 1255 wird in der Gebührenspalte die Angabe „750,00 €“ durch die Angabe „825,00 €“ ersetzt.
	3. In Nummer 1256 wird in der Gebührenspalte die Angabe „100,00 €“ durch die Angabe „110,00 €“ ersetzt.
	4. In Nummer 1510 wird in der Gebührenspalte die Angabe „240,00 €“ durch die Angabe „264,00 €“ ersetzt.
	5. In Nummer 1511 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	6. In Nummer 1512 wird in der Gebührenspalte die Angabe „15,00 €“ durch die Angabe „17,00 €“ ersetzt.
	7. In Nummer 1513 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	8. In Nummer 1514 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	9. In Nummer 1520 wird in der Gebührenspalte die Angabe „360,00 €“ durch die Angabe „396,00 €“ ersetzt.
	10. In Nummer 1521 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	11. In Nummer 1522 wird in der Gebührenspalte die Angabe „180,00 €“ durch die Angabe „198,00 €“ ersetzt.
	12. In Nummer 1523 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	13. In Nummer 1630 wird jeweils im Gebührentatbestand das Wort „Absatz“ durch die Angabe „Abs.“ ersetzt.
	14. In Nummer 1641 werden im Gebührentatbestand die Wörter „den §§ 246a, 319 Abs. 6 des Aktiengesetzes, auch i. V. m. § 327e Abs. 2 des Aktiengesetzes oder“ durch die Wörter „§ 246a des Aktiengesetzes (auch i. V. m. § 20 Abs. 3 Satz 4 SchVG), nach § 3...
	15. In Nummer 1700 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	16. In Nummer 1810 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	17. In Nummer 1811 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	18. In Nummer 1812 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	19. In Nummer 1823 wird in der Gebührenspalte die Angabe „180,00 €“ durch die Angabe „198,00 €“ ersetzt.
	20. In Nummer 1824 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	21. In Nummer 1825 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	22. In Nummer 1826 wird in der Gebührenspalte die Angabe „120,00 €“ durch die Angabe „132,00 €“ ersetzt.
	23. In Nummer 1827 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	24. In Nummer 2110 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	25. In Nummer 2111 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	26. In Nummer 2112 wird in der Gebührenspalte die Angabe „33,00 €“ durch die Angabe „37,00 €“ ersetzt.
	27. In Nummer 2113 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	28. In Nummer 2114 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	29. In Nummer 2118 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	30. In Nummer 2119 wird in der Gebührenspalte die Angabe „30,00 €“ durch die Angabe „33,00 €“ ersetzt.
	31. In Nummer 2121 wird in der Gebührenspalte die Angabe „30,00 €“ durch die Angabe „33,00 €“ ersetzt.
	32. In Nummer 2124 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	33. In Vorbemerkung 2.2 Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt.
	34. In Nummer 2210 wird in der Gebührenspalte die Angabe „100,00 €“ durch die Angabe „110,00 €“ ersetzt.
	35. In Nummer 2220 wird in der Gebührenspalte die Angabe „100,00 €“ durch die Angabe „110,00 €“ ersetzt.
	36. In Nummer 2221 werden in der Gebührenspalte die Angabe „mindestens 120,00 €“ durch die Angabe „mindestens 132,00 €“ und die Angabe „mindestens 60,00 €“ durch die Angabe „mindestens 66,00 €“ ersetzt.
	37. In Nummer 2230 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	38. In Nummer 2240 wird in der Gebührenspalte die Angabe „120,00 €“ durch die Angabe „132,00 €“ ersetzt.
	39. In Nummer 2242 wird in der Gebührenspalte die Angabe „240,00 €“ durch die Angabe „264,00 €“ ersetzt.
	40. In Nummer 2311 wird in der Gebührenspalte die Angabe „mindestens 180,00 €“ durch die Angabe „mindestens 198,00 €“ ersetzt.
	41. In Nummer 2340 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	42. In Nummer 2350 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	43. In Nummer 2362 wird in der Gebührenspalte die Angabe „4 000,00 €“ durch die Angabe „4 400,00 €“ ersetzt.
	44. In Nummer 2370 wird in der Gebührenspalte die Angabe „500,00 €“ durch die Angabe „550,00 €“ ersetzt.
	45. In Nummer 2371 wird in der Gebührenspalte die Angabe „1 000,00 €“ durch die Angabe „1 100,00 €“ ersetzt.
	46. In Nummer 2381 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	47. In Nummer 2385 wird in der Gebührenspalte die Angabe „120,00 €“ durch die Angabe „132,00 €“ ersetzt.
	48. In Nummer 2430 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	49. In Nummer 2440 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	50. In Nummer 2441 wird in der Gebührenspalte die Angabe „120,00 €“ durch die Angabe „132,00 €“ ersetzt.
	51. In Nummer 2500 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	52. In Nummer 3110 wird in der Gebührenspalte die Angabe „140,00 €“ durch die Angabe „155,00 €“ ersetzt.
	53. In Nummer 3111 wird in der Gebührenspalte die Angabe „280,00 €“ durch die Angabe „310,00 €“ ersetzt.
	54. In Nummer 3112 wird in der Gebührenspalte die Angabe „420,00 €“ durch die Angabe „465,00 €“ ersetzt.
	55. In Nummer 3113 wird in der Gebührenspalte die Angabe „560,00 €“ durch die Angabe „620,00 €“ ersetzt.
	56. In Nummer 3114 wird in der Gebührenspalte die Angabe „700,00 €“ durch die Angabe „775,00 €“ ersetzt.
	57. In Nummer 3115 wird in der Gebührenspalte die Angabe „1 000,00 €“ durch die Angabe „1 100,00 €“ ersetzt.
	58. In Nummer 3116 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „77,00 €“ ersetzt.
	59. In Nummer 3117 werden in der Gebührenspalte die Angabe „mindestens 50,00 €“ durch die Angabe „mindestens 55,00 €“ und die Angabe „höchstens 15 000,00 €“ durch die Angabe „höchstens 16 500,00 €“ ersetzt.
	60. In Nummer 3150 wird in der Gebührenspalte die Angabe „520,00 €“ durch die Angabe „572,00 €“ ersetzt.
	61. In Nummer 3151 wird in der Gebührenspalte die Angabe „370,00 €“ durch die Angabe „407,00 €“ ersetzt.
	62. In Nummer 3152 wird in der Gebührenspalte die Angabe „210,00 €“ durch die Angabe „231,00 €“ ersetzt.
	63. In Nummer 3200 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „80,00 €“ ersetzt.
	64. In Nummer 3310 wird in der Gebührenspalte die Angabe „140,00 €“ durch die Angabe „160,00 €“ ersetzt.
	65. In Nummer 3311 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „80,00 €“ ersetzt.
	66. In Nummer 3320 wird in der Gebührenspalte die Angabe „290,00 €“ durch die Angabe „320,00 €“ ersetzt.
	67. In Nummer 3321 wird in der Gebührenspalte die Angabe „140,00 €“ durch die Angabe „160,00 €“ ersetzt.
	68. In Nummer 3330 wird in der Gebührenspalte die Angabe „430,00 €“ durch die Angabe „480,00 €“ ersetzt.
	69. In Nummer 3331 wird in der Gebührenspalte die Angabe „290,00 €“ durch die Angabe „320,00 €“ ersetzt.
	70. In Nummer 3340 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „80,00 €“ ersetzt.
	71. In Nummer 3341 wird in der Gebührenspalte die Angabe „140,00 €“ durch die Angabe „160,00 €“ ersetzt.
	72. In Nummer 3410 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	73. In Nummer 3420 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	74. In Nummer 3430 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „78,00 €“ ersetzt.
	75. In Nummer 3431 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	76. In Nummer 3440 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „78,00 €“ ersetzt.
	77. In Nummer 3441 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	78. In Nummer 3450 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	79. In Nummer 3451 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „78,00 €“ ersetzt.
	80. In Nummer 3510 wird in der Gebührenspalte die Angabe „95,00 €“ durch die Angabe „108,00 €“ ersetzt.
	81. In Nummer 3511 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 €“ durch die Angabe „54,00 €“ ersetzt.
	82. In Nummer 3520 wird in der Gebührenspalte die Angabe „140,00 €“ durch die Angabe „162,00 €“ ersetzt.
	83. In Nummer 3521 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „81,00 €“ ersetzt.
	84. In Nummer 3530 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 €“ durch die Angabe „54,00 €“ ersetzt.
	85. In Nummer 3531 wird in der Gebührenspalte die Angabe „95,00 €“ durch die Angabe „108,00 €“ ersetzt.
	86. In Nummer 3602 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	87. In Nummer 3910 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 €“ durch die Angabe „54,00 €“ ersetzt.
	88. In Nummer 3911 wird in der Gebührenspalte die Angabe „75,00 €“ durch die Angabe „81,00 €“ ersetzt.
	89. In Nummer 3920 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	90. In Nummer 4110 werden in der Gebührenspalte die Angabe „mindestens 50,00 €“ durch die Angabe „mindestens 55,00 €“ und die Angabe „höchstens 15 000,00 €“ durch die Angabe „höchstens 16 500,00 €“ ersetzt.
	91. In Nummer 4111 wird in der Gebührenspalte die Angabe „mindestens 15,00 €“ durch die Angabe „mindestens 17,00 €“ ersetzt.
	92. Nummer 4210 wird wie folgt geändert:
	93. In Nummer 4220 wird in der Gebührenspalte die Angabe „120,00 €“ durch die Angabe „132,00 €“ ersetzt.
	94. In Nummer 4221 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	95. In Nummer 4230 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	96. In Nummer 4231 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „78,00 €“ ersetzt.
	97. In Nummer 4300 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	98. In Nummer 4301 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „39,00 €“ ersetzt.
	99. In Nummer 4302 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	100. In Nummer 4303 wird in der Gebührenspalte die Angabe „30,00 €“ durch die Angabe „33,00 €“ ersetzt.
	101. In Nummer 4304 wird in der Gebührenspalte die Angabe „30,00 €“ durch die Angabe „33,00 €“ ersetzt.
	102. In Nummer 4401 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	103. In Nummer 4500 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	104. In Nummer 5301 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	105. In Nummer 5400 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	106. In Nummer 5502 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	107. In Nummer 6301 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	108. In Nummer 6400 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	109. In Nummer 6502 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	110. In Nummer 7400 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	111. In Nummer 7504 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	112. Nummer 8100 wird wie folgt geändert:
	113. In Absatz 2 Satz 1 der Anmerkung zu Nummer 8210 werden nach dem Wort „Versäumnisurteil“ die Wörter „oder Urteil nach § 46a Abs. 6 Satz 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes“ eingefügt.
	114. Nummer 8401 wird wie folgt gefasst:
	115. In Nummer 8500 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 €“ durch die Angabe „55,00 €“ ersetzt.
	116. In Nummer 8610 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „77,00 €“ ersetzt.
	117. In Nummer 8611 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 €“ durch die Angabe „55,00 €“ ersetzt.
	118. In Nummer 8614 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 €“ durch die Angabe „55,00 €“ ersetzt.
	119. In Nummer 8620 wird in der Gebührenspalte die Angabe „145,00 €“ durch die Angabe „160,00 €“ ersetzt.
	120. In Nummer 8621 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 €“ durch die Angabe „55,00 €“ ersetzt.
	121. In Nummer 8622 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „77,00 €“ ersetzt.
	122. In Nummer 8623 wird in der Gebührenspalte die Angabe „95,00 €“ durch die Angabe „105,00 €“ ersetzt.
	123. In Nummer 8624 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 €“ durch die Angabe „55,00 €“ ersetzt.
	124. Die Anmerkung zu Nummer 9000 wird wie folgt geändert:
	125. Die Anmerkung zu Nummer 9003 wird wie folgt geändert:
	126. In der Anmerkung zu Nummer 9005 werden in Absatz 3 die Wörter „Gebärdensprachdolmetscher (§ 186 Abs. 1 GVG)“ durch die Wörter „Kommunikationshilfen zur Verständigung mit einer hör- oder sprachbehinderten Person (§ 186 GVG)“ ersetzt.
	127. In Nummer 9006 wird in der Spalte „Höhe“ die Angabe „0,30 €“ durch die Angabe „0,42 €“ ersetzt.

	(3) Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:
	„Anlage 2 (zu § 34 Absatz 1 Satz 3)


	Artikel 2
	Änderung des Gesetzes über Gerichtskosten in Familiensachen
	(1) Das Gesetz über Gerichtskosten in Familiensachen vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2666), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 15 Nummer 3 in dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Wörter „ihre Inanspruchnahme“ gestrichen.
	2. § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
	3. In § 45 Absatz 1 in dem Satzteil nach Nummer 4 wird die Angabe „3 000 Euro“ durch die Angabe „4 000 Euro“ ersetzt.

	(2) Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geändert:
	1. In Vorbemerkung 1.3.1 Absatz 2 werden nach dem Wort „wenn“ die Wörter „zum Zeitpunkt der Fälligkeit der jeweiligen Gebühr“ eingefügt und das Wort „Euro“ durch die Angabe „€“ ersetzt.
	2. Die Anmerkung zu Nummer 1311 wird wie folgt geändert:
	3. Der Nummer 1312 wird folgende Anmerkung angefügt:
	4. Dem Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 1313 wird folgender Satz angefügt:
	5. In Nummer 1502 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	6. In Nummer 1600 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	7. In Nummer 1601 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	8. In Nummer 1602 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	9. In Nummer 1710 wird in der Gebührenspalte die Angabe „240,00 €“ durch die Angabe „264,00 €“ ersetzt.
	10. In Nummer 1711 wird in der Gebührenspalte die Angabe „15,00 €“ durch die Angabe „17,00 €“ ersetzt.
	11. In Nummer 1712 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	12. In Nummer 1713 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	13. In Nummer 1714 wird in der Gebührenspalte die Angabe „240,00 €“ durch die Angabe „264,00 €“ ersetzt.
	14. In Nummer 1715 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	15. In Nummer 1720 wird in der Gebührenspalte die Angabe „360,00 €“ durch die Angabe „396,00 €“ ersetzt.
	16. In Nummer 1721 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	17. In Nummer 1722 wird in der Gebührenspalte die Angabe „180,00 €“ durch die Angabe „198,00 €“ ersetzt.
	18. In Nummer 1723 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	19. In Nummer 1800 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	20. In Nummer 1910 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	21. In Nummer 1911 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	22. In Nummer 1912 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	23. In Nummer 1920 wird in der Gebührenspalte die Angabe „180,00 €“ durch die Angabe „198,00 €“ ersetzt.
	24. In Nummer 1921 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	25. In Nummer 1922 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	26. In Nummer 1923 wird in der Gebührenspalte die Angabe „120,00 €“ durch die Angabe „132,00 €“ ersetzt.
	27. In Nummer 1924 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	28. In Nummer 1930 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	29. In Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 2000 wird die Angabe „Nummer 2“ durch die Angabe „Nummer 3“ ersetzt und werden nach der Angabe „Nummer 1“ die Wörter „für eine Schwarz-Weiß-Kopie ohne Rücksicht auf die Größe“ eingefügt.
	30. In Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 2005 werden die Wörter „Gebärdensprachdolmetscher (§ 186 Abs. 1 GVG)“ durch die Wörter „Kommunikationshilfen zur Verständigung mit einer hör- oder sprachbehinderten Person (§ 186 GVG)“ ersetzt.
	31. In Nummer 2006 wird in der Spalte „Höhe“ die Angabe „0,30 €“ durch die Angabe „0,42 €“ ersetzt.

	(3) Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:
	„Anlage 2 (zu § 28 Absatz 1 Satz 3)


	Artikel 3
	Änderung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes
	Das Gerichtsvollzieherkostengesetz vom 19. April 2001 (BGBl. I S. 623), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 3 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „gütlichen Einigung“ durch die Wörter „gütlichen Erledigung“ ersetzt.
	2. Dem § 7 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	3. Die Anlage (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geändert:


	Artikel 4
	Änderung des Gerichts- und Notarkostengesetzes
	(1) Das Gerichts- und Notarkostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 1 Absatz 2 Nummer 21 wird die Angabe „§ 335 Absatz 4“ durch die Angabe „§ 335a“ ersetzt.
	2. § 34 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	3. In § 136 Absatz 4 wird die Angabe „§ 137 Nummer 12“ durch die Wörter „§ 137 Absatz 1 Nummer 12“ ersetzt.

	(2) Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geändert:
	1. In Vorbemerkung 1.1 Absatz 1 wird das Wort „Abschnitt“ durch das Wort „Hauptabschnitt“ ersetzt und werden nach dem Wort „wenn“ die Wörter „zum Zeitpunkt der Fälligkeit der jeweiligen Gebühr“ eingefügt.
	2. Der Anmerkung zu Nummer 11101 wird folgender Absatz 3 angefügt:
	3. Die Anmerkung zu Nummer 11102 wird wie folgt geändert:
	4. Die Anmerkung zu Nummer 11103 wird wie folgt geändert:
	5. Der Anmerkung zu Nummer 11104 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	6. Der Anmerkung zu Nummer 11105 wird folgender Absatz 3 angefügt:
	7. Der Anmerkung zu Nummer 12311 wird folgender Absatz 3 angefügt:
	8. Die Anmerkung zu Nummer 12312 wird wie folgt geändert:
	9. Nach Nummer 12412 wird folgende Nummer 12413 eingefügt:
	10. In Vorbemerkung 1.4 Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „und Löschungen“ durch ein Komma und die Wörter „Löschungen und Entlassungen aus der Mithaft“ ersetzt.
	11. Nummer 5 der Anmerkung zu Nummer 14160 wird wie folgt gefasst:
	12. Die Anmerkung zu Nummer 15112 wird wie folgt geändert:
	13. In Nummer 17006 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	14. In Nummer 18001 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	15. In Nummer 18002 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	16. In Nummer 18003 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	17. In Nummer 19110 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	18. In Nummer 19111 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	19. In Nummer 19116 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	20. In Nummer 19120 wird in der Gebührenspalte die Angabe „180,00 €“ durch die Angabe „198,00 €“ ersetzt.
	21. In Nummer 19121 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	22. In Nummer 19122 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	23. In Nummer 19128 wird in der Gebührenspalte die Angabe „120,00 €“ durch die Angabe „132,00 €“ ersetzt.
	24. In Nummer 19129 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	25. In Nummer 19130 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	26. In Nummer 19200 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	27. Nummer 22114 wird durch die folgenden Nummern 22114 und 22115 ersetzt:
	28. Nummer 22125 wird wie folgt geändert:
	29. In Nummer 23800 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „66,00 €“ ersetzt.
	30. In Nummer 23804 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	31. In Nummer 23805 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „22,00 €“ ersetzt.
	32. In Nummer 23806 wird in der Gebührenspalte die Angabe „240,00 €“ durch die Angabe „264,00 €“ ersetzt.
	33. In Nummer 23807 wird in der Gebührenspalte die Angabe „90,00 €“ durch die Angabe „99,00 €“ ersetzt.
	34. In Nummer 23808 wird in der Gebührenspalte die Angabe „15,00 €“ durch die Angabe „17,00 €“ ersetzt.
	35. In Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 31005 werden die Wörter „Gebärdensprachdolmetscher (§ 186 Abs. 1 GVG)“ durch die Wörter „Kommunikationshilfen zur Verständigung mit einer hör- oder sprachbehinderten Person (§ 186 GVG)“ ersetzt.
	36. In Nummer 31006 wird in der Spalte „Höhe“ die Angabe „0,30 €“ durch die Angabe „0,42 €“ ersetzt.
	37. In Nummer 32006 wird in der Spalte „Höhe“ die Angabe „0,30 €“ durch die Angabe „0,42 €“ ersetzt.
	38. In Nummer 32008 werden in der Spalte „Höhe“ die Angabe „20,00 €“ durch die Angabe „30,00 €“, die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „50,00 €“ und die Angabe „60,00 €“ durch die Angabe „80,00 €“ ersetzt.

	(3) Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:
	„Anlage 2 (zu § 34 Absatz 3)


	Artikel 5
	Änderung des Justizverwaltungskostengesetzes
	Das Justizverwaltungskostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586, 2655), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 5 folgende Angabe eingefügt:
	2. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:
	„§ 5a
	Elektronische Akte, elektronisches Dokument, Rechtsbehelfsbelehrung


	3. § 11 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.
	4. In § 22 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „die §§ 5a, 5b, 66 Absatz 2 bis 8,“ durch die Wörter „§ 66 Absatz 2 bis 8 sowie“ ersetzt.
	5. In § 25 Absatz 2 werden die Wörter „in der bis zum 27. Dezember 2010 geltenden Fassung“ gestrichen.
	6. Die Anlage (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geändert:


	Artikel 6
	Änderung des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes
	(1) Das Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 2 wird wie folgt geändert:
	3. In § 3 wird die Angabe „2 000 Euro“ durch die Angabe „1 000 Euro“ ersetzt.
	4. Nach § 4 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
	5. § 5 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	6. § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	7. In § 8a Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	8. § 9 wird wie folgt gefasst:
	„§ 9
	Honorare für Sachverständige und für Dolmetscher


	9. § 10 wird wie folgt geändert:
	10. § 11 wird wie folgt gefasst:
	„§ 11
	Honorar für Übersetzer


	11. § 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	12. § 13 wird wie folgt geändert:
	13. § 15 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	14. In § 16 wird die Angabe „6 Euro“ durch die Angabe „7 Euro“ ersetzt.
	15. In § 17 Satz 1 wird die Angabe „14 Euro“ durch die Angabe „17 Euro“ ersetzt.
	16. § 18 wird wie folgt geändert:
	17. § 19 wird wie folgt geändert:
	18. In § 20 wird die Angabe „3,50 Euro“ durch die Angabe „4 Euro“ ersetzt.
	19. In § 21 Satz 1 wird die Angabe „14 Euro“ durch die Angabe „17 Euro“ ersetzt.
	20. In § 22 Satz 1 wird die Angabe „21 Euro“ durch die Angabe „25 Euro“ ersetzt.
	21. Dem § 23 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

	(2) Die Anlagen 1 und 2 werden wie folgt gefasst:
	„Anlage 1 (zu § 9 Absatz 1 Satz 1)
	Teil 1

	Teil 2
	Anlage 2 (zu § 10 Absatz 1 Satz 1)


	Artikel 7
	Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes
	(1) Das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu § 12 das Wort „für“ durch das Wort „über“ ersetzt.
	2. In § 12 wird in der Überschrift das Wort „für“ durch das Wort „über“ ersetzt.
	3. § 13 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
	4. § 14 wird wie folgt geändert:
	5. Dem § 15a wird folgender Absatz 3 angefügt:
	6. In § 17 Nummer 1 werden nach dem Wort „Rechtszug“ ein Komma und die Wörter „soweit sich aus § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10a nichts anderes ergibt“ eingefügt.
	7. In § 18 Absatz 1 Nummer 19 wird das Wort „Zwangsvollsteckung“ durch das Wort „Zwangsvollstreckung“ ersetzt.
	8. Nach § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1a wird folgende Nummer 1b eingefügt:
	9. § 48 wird wie folgt geändert:
	10. § 49 wird wie folgt gefasst:
	„§ 49
	Wertgebühren aus der Staatskasse


	11. In § 51 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Straf- und Bußgeldsachen“ durch die Wörter „Strafsachen, gerichtlichen Bußgeldsachen“ ersetzt.
	12. In § 55 Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 104 Abs. 2“ durch die Wörter „§ 104 Absatz 2 Satz 1 und 2“ ersetzt.
	13. § 58 wird wie folgt geändert:
	14. § 60 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

	(2) Anlage 1 (Vergütungsverzeichnis) wird wie folgt geändert:
	1. In Vorbemerkung 1 werden nach den Wörtern „bestimmten Gebühren“ die Wörter „oder einer Gebühr für die Beratung nach § 34 RVG“ eingefügt.
	2. In Absatz 1 Satz 1 der Anmerkung zu Nummer 1003 wird die Angabe „Abs. 3“ durch die Angabe „Abs. 1 und 3“ ersetzt.
	3. In Nummer 2102 wird in der Gebührenspalte die Angabe „30,00 bis 320,00 €“ durch die Angabe „36,00 bis 384,00 €“ ersetzt.
	4. In Nummer 2103 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 bis 550,00 €“ durch die Angabe „60,00 bis 660,00 €“ ersetzt.
	5. Vorbemerkung 2.3 wird wie folgt geändert:
	6. Nummer 2302 wird wie folgt geändert:
	7. In Nummer 2501 wird in der Gebührenspalte die Angabe „35,00 €“ durch die Angabe „38,50 €“ ersetzt.
	8. In Nummer 2502 wird in der Gebührenspalte die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „77,00 €“ ersetzt.
	9. In Nummer 2503 wird in der Gebührenspalte die Angabe „85,00 €“ durch die Angabe „93,50 €“ ersetzt.
	10. In Nummer 2504 wird in der Gebührenspalte die Angabe „270,00 €“ durch die Angabe „297,00 €“ ersetzt.
	11. In Nummer 2505 wird in der Gebührenspalte die Angabe „405,00 €“ durch die Angabe „446,00 €“ ersetzt.
	12. In Nummer 2506 wird in der Gebührenspalte die Angabe „540,00 €“ durch die Angabe „594,00 €“ ersetzt.
	13. In Nummer 2507 wird in der Gebührenspalte die Angabe „675,00 €“ durch die Angabe „743,00 €“ ersetzt.
	14. In Nummer 2508 wird in der Gebührenspalte die Angabe „150,00 €“ durch die Angabe „165,00 €“ ersetzt.
	15. Vorbemerkung 3 wird wie folgt geändert:
	16. Vorbemerkung 3.1 wird wie folgt geändert:
	17. Die Anmerkung zu Nummer 3100 wird wie folgt geändert:
	18. In Nummer 3101 werden im Gebührentatbestand in Nummer 2 nach der Angabe „(§ 278 Abs. 6 ZPO)“ ein Komma und die Wörter „oder wenn ein gerichtlicher Vergleich dadurch geschlossen wird, dass die Beteiligten einen in der Form eines Beschlusses ergange...
	19. In Nummer 3102 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 bis 550,00 €“ durch die Angabe „60,00 bis 660,00 €“ ersetzt.
	20. In Absatz 1 Nummer 1 der Anmerkung zu Nummer 3104 werden die Wörter „ein schriftlicher Vergleich geschlossen wird“ durch die Wörter „mit oder ohne Mitwirkung des Gerichts ein Vertrag im Sinne der Nummer 1000 geschlossen wird oder eine Erledigung d...
	21. Nummer 3106 wird wie folgt geändert:
	22. In Vorbemerkung 3.2 Absatz 2 Satz 3 wird jeweils das Wort „Absatz“ durch die Angabe „Abs.“ ersetzt.
	23. In Nummer 3204 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 bis 680,00 €“ durch die Angabe „72,00 bis 816,00 €“ ersetzt.
	24. In Nummer 3205 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 bis 510,00 €“ durch die Angabe „60,00 bis 610,00 €“ ersetzt.
	25. Vorbemerkung 3.2.2 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
	26. In Nummer 3212 wird in der Gebührenspalte die Angabe „80,00 bis 880,00 €“ durch die Angabe „96,00 bis 1 056,00 €“ ersetzt.
	27. In Nummer 3213 wird in der Gebührenspalte die Angabe „80,00 bis 830,00 €“ durch die Angabe „96,00 bis 990,00 €“ ersetzt.
	28. In Nummer 3325 werden im Gebührentatbestand die Wörter „§§ 246a, 319 Abs. 6 des Aktiengesetzes, auch i. V. m. § 327e Abs. 2 des Aktiengesetzes,“ durch die Wörter „nach § 246a des Aktiengesetzes (auch i. V. m. § 20 Abs. 3 Satz 4 SchVG), nach § 319 ...
	29. In Nummer 3330 wird in der Gebührenspalte die Angabe „höchstens 220,00 €“ durch die Angabe „höchstens 260,00 €“ ersetzt.
	30. In Nummer 3331 wird in der Gebührenspalte die Angabe „höchstens 220,00 €“ durch die Angabe „höchstens 260,00 €“ ersetzt.
	31. In Nummer 3335 wird in der Gebührenspalte die Angabe „höchstens 420,00 €“ durch die Angabe „höchstens 500,00 €“ ersetzt.
	32. In Nummer 3400 wird in der Gebührenspalte die Angabe „höchstens 420,00“ durch die Angabe „höchstens 500,00 €“ ersetzt.
	33. In Nummer 3405 wird in der Gebührenspalte die Angabe „höchstens 210,00 €“ durch die Angabe „höchstens 250,00 €“ ersetzt.
	34. In Nummer 3406 wird in der Gebührenspalte die Angabe „30,00 bis 340,00 €“ durch die Angabe „36,00 bis 408,00 €“ ersetzt.
	35. In Nummer 3501 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 bis 210,00 €“ durch die Angabe „24,00 bis 250,00 €“ ersetzt.
	36. In Nummer 3511 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 bis 680,00 €“ durch die Angabe „72,00 bis 816,00 €“ ersetzt.
	37. In Nummer 3512 wird in der Gebührenspalte die Angabe „80,00 bis 880,00 €“ durch die Angabe „96,00 bis 1 056,00 €“ ersetzt.
	38. In Nummer 3515 wird in der Gebührenspalte die Angabe „20,00 bis 210,00 €“ durch die Angabe „24,00 bis 250,00 €“ ersetzt.
	39. In Nummer 3517 wird in der Gebührenspalte die Angabe „50,00 bis 510,00 €“ durch die Angabe „60,00 bis 610,00 €“ ersetzt.
	40. In Nummer 3518 wird in der Gebührenspalte die Angabe „60,00 bis 660,00 €“ durch die Angabe „72,00 bis 792,00 €“ ersetzt.
	41. In Vorbemerkung 4 Absatz 1 werden nach dem Wort „Vorschriften“ die Wörter „dieses Teils“ eingefügt.
	42. Der Vorbemerkung 4.1. wird folgender Absatz 3 angefügt:
	43. In Nummer 4100 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 360,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 396,00 €“ und die Angabe „160,00 €“ durch die Angabe „176,00 €“ ersetzt.
	44. In Nummer 4101 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 450,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 495,00 €“ und die Angabe „192,00 €“ durch die Angabe „216,00 €“ ersetzt.
	45. In Nummer 4102 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „136,00 €“ durch die Angabe „150,00 €“ ersetzt.
	46. In Nummer 4103 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 375,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 413,00 €“ und die Angabe „166,00 €“ durch die Angabe „183,00 €“ ersetzt.
	47. In Nummer 4104 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 290,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 319,00 €“ und die Angabe „132,00 €“ durch die Angabe „145,00 €“ ersetzt.
	48. In Nummer 4105 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 362,50 €“ durch die Angabe „44,00 bis 399,00 €“ und die Angabe „161,00 €“ durch die Angabe „177,00 €“ ersetzt.
	49. In Nummer 4106 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 290,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 319,00 €“ und die Angabe „132,00 €“ durch die Angabe „145,00 €“ ersetzt.
	50. In Nummer 4107 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 362,50 €“ durch die Angabe „44,00 bis 399,00 €“ und die Angabe „161,00 €“ durch die Angabe „177,00 €“ ersetzt.
	51. In Nummer 4108 werden in den Gebührenspalten die Angabe „70,00 bis 480,00 €“ durch die Angabe „77,00 bis 528,00 €“ und die Angabe „220,00 €“ durch die Angabe „242,00 €“ ersetzt.
	52. In Nummer 4109 werden in den Gebührenspalten die Angabe „70,00 bis 600,00 €“ durch die Angabe „77,00 bis 660,00 €“ und die Angabe „268,00 €“ durch die Angabe „295,00 €“ ersetzt.
	53. In Nummer 4110 wird in der Gebührenspalte die Angabe „110,00 €“ durch die Angabe „121,00 €“ ersetzt.
	54. In Nummer 4111 wird in der Gebührenspalte die Angabe „220,00 €“ durch die Angabe „242,00 €“ ersetzt.
	55. In Nummer 4112 werden in den Gebührenspalten die Angabe „50,00 bis 320,00 €“ durch die Angabe „55,00 bis 352,00 €“ und die Angabe „148,00 €“ durch die Angabe „163,00 €“ ersetzt.
	56. In Nummer 4113 werden in den Gebührenspalten die Angabe „50,00 bis 400,00 €“ durch die Angabe „55,00 bis 440,00 €“ und die Angabe „180,00 €“ durch die Angabe „198,00 €“ ersetzt.
	57. In Nummer 4114 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	58. In Nummer 4115 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 700,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 770,00 €“ und die Angabe „312,00 €“ durch die Angabe „343,00 €“ ersetzt.
	59. In Nummer 4116 wird in der Gebührenspalte die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	60. In Nummer 4117 wird in der Gebührenspalte die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	61. In Nummer 4118 werden in den Gebührenspalten die Angabe „100,00 bis 690,00 €“ durch die Angabe „110,00 bis 759,00 €“ und die Angabe „316,00 €“ durch die Angabe „348,00 €“ ersetzt.
	62. In Nummer 4119 werden in den Gebührenspalten die Angabe „100,00 bis 862,50 €“ durch die Angabe „110,00 bis 949,00 €“ und die Angabe „385,00 €“ durch die Angabe „424,00 €“ ersetzt.
	63. In Nummer 4120 werden in den Gebührenspalten die Angabe „130,00 bis 930,00 €“ durch die Angabe „143,00 bis 1 023,00 €“ und die Angabe „424,00 €“ durch die Angabe „466,00 €“ ersetzt.
	64. In Nummer 4121 werden in den Gebührenspalten die Angabe „130,00 bis 1 162,50 €“ durch die Angabe „143,00 bis 1 279,00 €“ und die Angabe „517,00 €“ durch die Angabe „569,00 €“ ersetzt.
	65. In Nummer 4122 wird in der Gebührenspalte die Angabe „212,00 €“ durch die Angabe „233,00 €“ ersetzt.
	66. In Nummer 4123 wird in der Gebührenspalte die Angabe „424,00 €“ durch die Angabe „466,00 €“ ersetzt.
	67. In Nummer 4124 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	68. In Nummer 4125 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 700,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 770,00 €“ und die Angabe „312,00 €“ durch die Angabe „343,00 €“ ersetzt.
	69. In Nummer 4126 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	70. In Nummer 4127 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 700,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 770,00 €“ und die Angabe „312,00“ durch die Angabe „343,00 €“ ersetzt.
	71. In Nummer 4128 wird in der Gebührenspalte die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	72. In Nummer 4129 wird in der Gebührenspalte die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	73. In Nummer 4130 werden in den Gebührenspalten die Angabe „120,00 bis 1 110,00 €“ durch die Angabe „132,00 bis 1 221,00 €“ und die Angabe „492,00 €“ durch die Angabe „541,00 €“ ersetzt.
	74. In Nummer 4131 werden in den Gebührenspalten die Angabe „120,00 bis 1 387,50 €“ durch die Angabe „132,00 bis 1 526,00 €“ und die Angabe „603,00 €“ durch die Angabe „663,00 €“ ersetzt.
	75. In Nummer 4132 werden in den Gebührenspalten die Angabe „120,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „132,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „272,00 €“ durch die Angabe „300,00 €“ ersetzt.
	76. In Nummer 4133 werden in den Gebührenspalten die Angabe „120,00 bis 700,00 €“ durch die Angabe „132,00 bis 770,00 €“ und die Angabe „328,00 €“ durch die Angabe „361,00 €“ ersetzt.
	77. In Nummer 4134 wird in der Gebührenspalte die Angabe „136,00 €“ durch die Angabe „150,00 €“ ersetzt.
	78. In Nummer 4135 wird in der Gebührenspalte die Angabe „272,00 €“ durch die Angabe „300,00 €“ ersetzt.
	79. In Nummer 4200 werden in den Gebührenspalten die Angabe „60,00 bis 670,00 €“ durch die Angabe „66,00 bis 737,00 €“ und die Angabe „292,00 €“ durch die Angabe „321,00 €“ ersetzt.
	80. In Nummer 4201 werden in den Gebührenspalten die Angabe „60,00 bis 837,50 €“ durch die Angabe „66,00 bis 921,00 €“ und die Angabe „359,00 €“ durch die Angabe „395,00 €“ ersetzt.
	81. In Nummer 4202 werden in den Gebührenspalten die Angabe „60,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „66,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „144,00 €“ durch die Angabe „158,00 €“ ersetzt.
	82. In Nummer 4203 werden in den Gebührenspalten die Angabe „60,00 bis 375,00 €“ durch die Angabe „66,00 bis 413,00 €“ und die Angabe „174,00 €“ durch die Angabe „192,00 €“ ersetzt.
	83. In Nummer 4204 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „132,00 €“ durch die Angabe „145,00 €“ ersetzt.
	84. In Nummer 4205 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 375,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 413,00 €“ und die Angabe „162,00 €“ durch die Angabe „178,00 €“ ersetzt.
	85. In Nummer 4206 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „132,00 €“ durch die Angabe „145,00 €“ ersetzt.
	86. In Nummer 4207 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 375,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 413,00 €“ und die Angabe „162,00 €“ durch die Angabe „178,00 €“ ersetzt.
	87. In Nummer 4300 werden in den Gebührenspalten die Angabe „60,00 bis 670,00 €“ durch die Angabe „66,00 bis 737,00 €“ und die Angabe „292,00 €“ durch die Angabe „321,00 €“ ersetzt.
	88. In Nummer 4301 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 460,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 506,00 €“ und die Angabe „200,00 €“ durch die Angabe „220,00 €“ ersetzt.
	89. In Nummer 4302 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 290,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 319,00 €“ und die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	90. In Nummer 4303 wird in der Gebührenspalte die Angabe „30,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 330,00 €“ ersetzt.
	91. In Nummer 4304 wird in der Gebührenspalte die Angabe „3 500,00 €“ durch die Angabe „3 850,00 €“ ersetzt.
	92. In Vorbemerkung 5 Absatz 1 werden die Wörter „in einem Verfahren, für das sich die Gebühren nach diesem Teil bestimmen, entstehen die gleichen Gebühren wie für einen Verteidiger in diesem Verfahren“ durch die Wörter „sind die Vorschriften dieses T...
	93. In Nummer 5100 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 170,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 187,00 €“ und die Angabe „80,00 €“ durch die Angabe „88,00 €“ ersetzt.
	94. In Nummer 5101 werden in den Gebührenspalten die Angabe „20,00 bis 110,00 €“ durch die Angabe „22,00 bis 121,00 €“ und die Angabe „52,00 €“ durch die Angabe „57,00 €“ ersetzt.
	95. In Nummer 5102 werden in den Gebührenspalten die Angabe „20,00 bis 110,00 €“ durch die Angabe „22,00 bis 121,00 €“ und die Angabe „52,00 €“ durch die Angabe „57,00 €“ ersetzt.
	96. In Nummer 5103 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 290,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 319,00 €“ und die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	97. In Nummer 5104 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 290,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 319,00 €“ und die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	98. In Nummer 5105 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „136,00 €“ durch die Angabe „150,00 €“ ersetzt.
	99. In Nummer 5106 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „136,00 €“ durch die Angabe „150,00 €“ ersetzt.
	100. In Nummer 5107 werden in den Gebührenspalten die Angabe „20,00 bis 110,00 €“ durch die Angabe „22,00 bis 121,00 €“ und die Angabe „52,00 €“ durch die Angabe „57,00 €“ ersetzt.
	101. In Nummer 5108 werden in den Gebührenspalten die Angabe „20,00 bis 240,00 €“ durch die Angabe „22,00 bis 264,00 €“ und die Angabe „104,00 €“ durch die Angabe „114,00 €“ ersetzt.
	102. In Nummer 5109 werden in den Gebührenspalten die Angabe „30,00 bis 290,00 €“ durch die Angabe „33,00 bis 319,00 €“ und die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	103. In Nummer 5110 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 470,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 517,00 €“ und die Angabe „204,00 €“ durch die Angabe „224,00 €“ ersetzt.
	104. In Nummer 5111 werden in den Gebührenspalten die Angabe „50,00 bis 350,00 €“ durch die Angabe „55,00 bis 385,00 €“ und die Angabe „160,00 €“ durch die Angabe „176,00 €“ ersetzt.
	105. In Nummer 5112 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	106. In Nummer 5113 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	107. In Nummer 5114 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	108. In Nummer 5200 werden in den Gebührenspalten die Angabe „20,00 bis 110,00 €“ durch die Angabe „22,00 bis 121,00 €“ und die Angabe „52,00 €“ durch die Angabe „57,00 €“ ersetzt.
	109. In Nummer 6100 werden in den Gebührenspalten die Angabe „50,00 bis 340,00 €“ durch die Angabe „55,00 bis 374,00 €“ und die Angabe „156,00 €“ durch die Angabe „172,00 €“ ersetzt.
	110. In Nummer 6101 werden in den Gebührenspalten die Angabe „100,00 bis 690,00 €“ durch die Angabe „110,00 bis 759,00 €“ und die Angabe „316,00 €“ durch die Angabe „348,00 €“ ersetzt.
	111. In Nummer 6102 werden in den Gebührenspalten die Angabe „130,00 bis 930,00 €“ durch die Angabe „143,00 bis 1 023,00 €“ und die Angabe „424,00 €“ durch die Angabe „466,00 €“ ersetzt.
	112. In Nummer 6200 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 350,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 385,00 €“ und die Angabe „156,00 €“ durch die Angabe „172,00 €“ ersetzt.
	113. In Nummer 6201 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 370,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 407,00 €“ und die Angabe „164,00 €“ durch die Angabe „180,00 €“ ersetzt.
	114. In Nummer 6202 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 290,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 319,00 €“ und die Angabe „132,00 €“ durch die Angabe „145,00 €“ ersetzt.
	115. Vorbemerkung 6.2.3 wird wie folgt geändert:
	116. In Nummer 6203 werden in den Gebührenspalten die Angabe „50,00 bis 320,00 €“ durch die Angabe „55,00 bis 352,00 €“ und die Angabe „148,00 €“ durch die Angabe „163,00 €“ ersetzt.
	117. In Nummer 6204 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	118. In Nummer 6205 wird in der Gebührenspalte die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	119. In Nummer 6206 wird in der Gebührenspalte die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	120. In Nummer 6207 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	121. In Nummer 6208 werden in den Gebührenspalten die Angabe „80,00 bis 560,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 616,00 €“ und die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	122. In Nummer 6209 wird in der Gebührenspalte die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	123. In Nummer 6210 wird in der Gebührenspalte die Angabe „256,00 €“ durch die Angabe „282,00 €“ ersetzt.
	124. In Nummer 6211 werden in den Gebührenspalten die Angabe „120,00 bis 1 110,00 €“ durch die Angabe „132,00 bis 1 221,00 €“ und die Angabe „492,00 €“ durch die Angabe „541,00 €“ ersetzt.
	125. In Nummer 6212 werden in den Gebührenspalten die Angabe „120,00 bis 550,00 €“ durch die Angabe „132,00 bis 605,00 €“ und die Angabe „268,00 €“ durch die Angabe „294,00 €“ ersetzt.
	126. In Nummer 6213 wird in der Gebührenspalte die Angabe „134,00 €“ durch die Angabe „147,00 €“ ersetzt.
	127. In Nummer 6214 wird in der Gebührenspalte die Angabe „268,00 €“ durch die Angabe „294,00 €“ ersetzt.
	128. In Nummer 6215 werden in den Gebührenspalten die Angabe „70,00 bis 1 110,00 €“ durch die Angabe „77,00 bis 1 221,00 €“ und die Angabe „472,00 €“ durch die Angabe „519,00 €“ ersetzt.
	129. In Nummer 6300 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 470,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 517,00 €“ und die Angabe „204,00 €“ durch die Angabe „224,00 €“ ersetzt.
	130. In Nummer 6301 werden in den Gebührenspalten die Angabe „40,00 bis 470,00 €“ durch die Angabe „44,00 bis 517,00 €“ und die Angabe „204,00 €“ durch die Angabe „224,00 €“ ersetzt.
	131. In Nummer 6302 werden in den Gebührenspalten die Angabe „20,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „22,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	132. In Nummer 6303 werden in den Gebührenspalten die Angabe „20,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „22,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	133. In Nummer 6400 wird in der Gebührenspalte die Angabe „80,00 bis 680,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 748,00 €“ ersetzt.
	134. In Nummer 6401 wird in der Gebührenspalte die Angabe „80,00 bis 680,00 €“ durch die Angabe „88,00 bis 748,00 €“ ersetzt.
	135. In Nummer 6402 wird in der Gebührenspalte die Angabe „100,00 bis 790,00 €“ durch die Angabe „110,00 bis 869,00 €“ ersetzt.
	136. In Nummer 6403 wird in der Gebührenspalte die Angabe „100,00 bis 790,00 €“ durch die Angabe „110,00 bis 869,00 €“ ersetzt.
	137. In Nummer 6500 werden in den Gebührenspalten die Angabe „20,00 bis 300,00 €“ durch die Angabe „22,00 bis 330,00 €“ und die Angabe „128,00 €“ durch die Angabe „141,00 €“ ersetzt.
	138. In Nummer 7003 wird in der Spalte „Höhe“ die Angabe „0,30 €“ durch die Angabe „0,42 €“ ersetzt.
	139. In Nummer 7005 werden in der Spalte „Höhe“ die Angabe „25,00 €“ durch die Angabe „30,00 €“, die Angabe „40,00 €“ durch die Angabe „50,00 €“ und die Angabe „70,00 €“ durch die Angabe „80,00 €“ ersetzt.

	(3) Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:
	„Anlage 2 (zu § 13 Absatz 1 Satz 3)


	Artikel 8
	Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs
	In § 1835a Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird das Wort „Neunzehnfachen“ durch das Wort „Sechzehnfachen“ ...

	Artikel 9
	Weitere Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs
	In § 1835a Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, das zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird das Wort „Sechzehnfachen“ durch das Wort „Siebzehnfachen“ ersetzt.

	Artikel 10
	Änderung weiterer Rechtsvorschriften
	(1) § 35 Absatz 2 Satz 3 des Untersuchungsausschussgesetzes vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1142), das durch … geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
	(2) § 5 Absatz 2 der Kommunikationshilfenverordnung vom 17. Juli 2002 (BGBl. I S. 2650), die zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
	(3) § 9 Absatz 2 Satz 2 des Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetzes vom 24. März 2011 (BGBl. I S.506, 941), das durch … geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

	Artikel 11
	Inkrafttreten
	(1) Artikel 7 Absatz 1 Nummer 14 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Artikel 9 tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
	(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des ersten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft.
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